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VON WERNER J. PATZELT

M ancher CDUler versteht 
die Welt nicht mehr. Nicht, 
weil die Unionsführung – 
wie zu Merkels Zeiten – so-

zialdemokratisch-grüne Politik macht. An 
solches Treibenlassen medial gepushter 
Entwicklungen hat man sich auch unter 
dem neuen CDU-Vorsitzenden Merz ge-
wöhnt. Sondern viele wundern sich, dass 
Niedersachsens CDU – anders als die 
Bundes-CDU – vom bundesweiten Sink-
flug der Sozialdemokraten seit dem Früh-
jahr und dem der Grünen seit Anfang 
Herbst nicht profitiert. Ist es denn nicht 
ein politisches Naturgesetz, dass miese 
Zeiten für die Bundesregierung den Op-
positionsparteien nützen?

Eigentlich könnten die Umfrageer-
gebnisse der AfD lehren, warum es für die 
CDU schlecht läuft. Denn bundesweit hat 
die AfD seit dem Frühsommer von zwölf  
auf 14 Prozent zugelegt, in Niedersachsen 
von gut fünf auf über zehn Prozent. Diese 
– wie man vielfach vermittelt bekommt – 
von „dunkeldeutschen“ Ossis gemästete 
Anti-Verfassungs-Partei verhungert an-
scheinend auch im politisch vorbildli-
chen Niedersachsen nicht. Vielmehr grast 
sie gut auf einstigen CDU-Wiesen. Doch 
statt über derlei Zusammenhänge nach-
zudenken, schließt der politisch korrekte 
Beobachter messerscharf: Es kann nicht 
sein, was nicht sein darf! 

Und es darf nun einmal nicht sein, 
dass der sozialdemokratisch-grüne Mer-
kel-Kurs viele einstige CDU-Anhänger 
zur AfD vertrieben hat. Dann freilich 
bleibt rätselhaft, warum das jetzt offen-
kundige Scheitern von Merkels sozialde-
mokratisch-grün eingeforderter Energie-
politik solche Wähler nicht der CDU zu-
führt, die nun von der Ampel enttäuscht 
sind. Doch wohin wandern die wohl ab, 
wenn in Niedersachsen gut sechs Prozent 
weniger als 2017 diesmal ihr Wahlkreuz 
bei der CDU setzen wollen, knapp fünf 
Prozent jedoch mehr bei der AfD? 

Dilemmata der Union 
Klar, die Grünen legen zu, nämlich um sie-
ben Prozent, wohl zu Lasten von SPD und 
CDU. Es zahlt sich eben aus, wenn man 
den meisten Journalisten sympathisch ist. 
Mangelndes Medienwohlwollen als Dau-
erproblem der CDU wurde aber nicht da-
durch gelöst, dass man so gut wie alle grü-
nen Positionen übernahm. Im Zweifel 
wird ja doch das Original gewählt. Stim-
men gewann Angela Merkel auf diese Wei-
se ohnehin nur für sich selbst, da viele 
ihre Partei nur als in Kauf zu nehmenden 
Kanzlerwahlverein ankreuzten – und 
noch viele mehr mit zusammengebisse-
nen Zähnen bloß als das kleinere Übel.

Zum Dauerproblem der CDU wird 
nun die AfD. Zwar ist es immer noch poli-
tisch unkorrekt, die Stimmenanteile von 
Union und „Alternative“ zusammenzu-

zählen, um so einen groben Eindruck über 
die Stärke von Deutschlands nicht-linkem 
Lager zu gewinnen. Unternimmt man das 
heimlich dennoch, so käme man derzeit 
auf etwa 38 Prozent nichtlinke Wähler in 
Niedersachsen und auf 42 Prozent bun-
desweit. Zählte man noch die Stimmen-
anteile der FDP hinzu, die von ihren jetzi-
gen Bündnispartnern arg in Mitleiden-
schaft gezogen wird, dann käme man gar 
auf über 42 Prozent Nichtlinke in Nieder-
sachen, auf 49 Prozent bundesweit.

Natürlich sind solche Rechnungen mü-
ßig. Womöglich zieht die FDP gar nicht 
mehr in den niedersächsischen Landtag 
ein. Auch ereilt jeden CDU-Politiker der 
mediale Todeskuss, wenn er beim Flirten 
mit AfDlern ertappt wird. Und in den Rei-
hen der AfD hat nichts mehr Sex-Appeal als 
hämisches Reden über die Union. 

Also befindet sich die CDU lieber im 
machtpolitischen Abseits als in einer poli-
tischen Zweckgemeinschaft mit der AfD. 
Spiegelbildlich sieht das nicht anders aus. 
Doch weil Regierungsmehrheiten der 
CDU unter derlei Umständen nur noch 
mit den Grünen möglich sind, wird jede 
Stimme für die CDU zu einer für die Grü-
nen. Wer das nicht will, wählt AfD, denn 
einflussloser als das Wahlkreuz für die 
CDU macht ihn das auch nicht. Eigentlich 
wären solche Zusammenhänge leicht zu 
verstehen. Doch die CDU-Führung will 
wohl weiterhin nur durch neuen Schaden 
klüger werden, als sie es derzeit ist.
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AUFGEFALLEN 

Wo Preußens 
Recht noch gilt 

Mehr als 75 Jahre nach Auflösung 
Preußens durch die alliierten Sieger 
des Zweiten Weltkriegs beruft sich 
eine Landesregierung in einem Kon-
flikt auf preußisches Recht. Auslöser 
ist ein Streit zwischen der nordrhein-
westfälischen Landesregierung und 
dem Kölner Erzbischof Rainer Maria 
Kardinal Woelki. Diesem werfen Kriti-
ker vor, mit dem geplanten Ausbau 
der vom Erzbistum Köln finanzierten 
Kölner Hochschule für Katholische 
Theologie eine konservative Konkur-
renz zur traditionsreichen Theologi-
schen Fakultät der Universität Bonn 
errichten zu wollen.

Wissenschaftsministerin Ina Bran-
des (CDU) verwies nun auf das 1929 
abgeschlossene Preußenkonkordat, in 
dem unter anderem festgelegt worden 
sei, dass die Ausbildung von Priestern 
im Erzbistum Köln ausschließlich an 
der Universität Bonn erfolgen solle. Da 
Nordrhein-Westfalen einer der Rechts-
nachfolger Preußens ist, sei der Staats-
kirchenvertrag weiterhin in Kraft – und 
somit die Neueinschreibung von Pries-
teramtskandidaten an der Kölner 
Hochschule durch das Konkordat 
nicht gedeckt, so Brandes. „Die Kölner 
Hochschule für Katholische Theologie 
wurde daher aufgefordert, den neu 
Eingeschriebenen nahezulegen, zur 
Fortsetzung ihres Studiums an die 
Universität Bonn zu wechseln. Zudem 
wurde bei einer weiteren und fortge-
setzten Einschreibung von Priester-
amtskandidaten wegen des Verstoßes 
gegen Artikel 12 des Preußenkonkor-
dats die Einleitung eines Vertragsver-
letzungsverfahrens beim Heiligen 
Stuhl in Aussicht gestellt.“ � neh 
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Welt  
am  

Abgrund
Russlands Annexionen,  

die Sabotage der Nord Stream-
Leitungen, ein bedrohliches 

atomares Säbelrasseln – und die 
Erkenntnis, dass der eigentliche 

Konflikt zwischen Washington und 
Moskau ausgetragen wird   
Seiten 2–3, 4, 8 und 24
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IM GESPRÄCH MIT HARALD KUJAT

R
und sieben Monate nach Be-
ginn des Ukrainekriegs 
scheint kein Ende in Sicht. 
Während Russland seine Re-
servisten mobilisiert und die 
Konfliktparteien fast täglich 

mit dem Einsatz von Atomwaffen drohen, be-
schädigt ein Sabotageakt die Pipelines Nord 
Stream 1 und 2. Steht die Welt am Abgrund – 
oder gibt es in all dem Irrsinn doch Zeichen 
der Hoffnung? Fragen an einen überzeugten 
Transatlantiker, der trotz seiner prowestli-
chen Grundorientierung seit Jahrzehnten für 
einen fairen Austausch mit Russland plädiert. 

Herr Kujat, vor wenigen Tagen verkündete 

Russland eine Teilmobilmachung seiner 

Streitkräfte, zudem sind fast täglich Dro-

hungen mit dem Einsatz von Atomwaffen 

zu hören, und zuletzt wurden in einem 

großangelegten Sabotageakt die Nord- 

Stream-Leitungen massiv beschädigt. An 

welchem Punkt stehen wir Ihrer Meinung 

nach in diesem Krieg? 

Obwohl diese drei Ereignisse zum gleichen 
Konflikt gehören, ist es am besten, sie nach-
einander abzuarbeiten. Der erste Punkt ist die 
Teilmobilmachung der russischen Streitkräf-
te. Viele im Westen sehen dies als Beleg dafür, 
dass Russland im Ukrainekrieg militärisch am 
Ende ist und dies den letzten Versuch dar-
stellt, militärisch zu retten, was noch zu retten 
ist. Das hält uns jedoch davon ab, die Lage un-
voreingenommen zu bewerten und die richti-
gen Schlüsse daraus zu ziehen. Viel wahr-
scheinlicher als das Aufstellen eines „letzten 
Aufgebots“ ist, dass Russland versuchen wird, 
mit den zusätzlichen Truppen seine Erobe-
rungen zu konsolidieren – also den Donbass 

„Das Risiko, dass der Krieg auf 
Deutschland übergreift, ist sehr real“

Über Russlands Annexionen im Süden der Ukraine, die Explosionen an den Nord-Stream-Gasleitungen, die Gefahr  
eines nuklearen Infernos sowie die fehlende Strategie der deutschen und europäischen Außen- und Sicherheitspolitik

mit den Verwaltungsbezirken Donezk und Lu-
hansk sowie die Gebiete Cherson, von wo die 
Wasserversorgung der Krim erfolgt, die 2015 
von der Ukraine unterbrochen wurde, und Sa-
porischschja. Am vergangenen Freitag hat 
Präsident Putin diese vier Gebiete mit einem 
großen Staatsakt annektiert. Mit den zusätz-
lichen Truppen will er offenbar diese Erobe-
rungen nun als russisches Territorium vertei-
digen und jedweden Angriff abwehren. 

Die im Rahmen der Annexionszeremonie 

gehaltene Rede Putins enthielt scharfe 

Vorwürfe gegen den Westen und wurde 

vielfach als neue Eskalationsstufe be-

trachtet. Teilen Sie diese Bewertung? 

Natürlich war die Rhetorik Putins scharf. An-
dererseits wäre es illusorisch zu erwarten, 
dass der Präsident mitten in einem Krieg 
weiche Töne anschlägt. Wir, der Westen, soll-
ten uns jedoch sowohl von der Rhetorik Pu-
tins als auch von der Rhetorik mancher Kom-
mentatoren nicht beeindrucken lassen, son-
dern sachlich überlegen, welche weiteren 
Schritte aus der Lage entstehen könnten. So 
könnte Putin, der bislang keines seiner 
Kriegsziele erreicht hat, einen gesichtswah-
renden Ausweg finden und erklären, dass er 
mit der Eingliederung dieser vier Gebiete die 
Ziele seiner „begrenzten militärischen Spe-
zialoperation“ erreicht hat und deshalb die 
Kampfhandlungen einstellt. 

Wie realistisch ist ein solches Szenario? 

Bislang hat Russland ja auch keinen Frie-

den angeboten. 

Zumindest in der Öffentlichkeit. Allerdings 
hat der russische Präsident in seiner Rede zur 
Teilmobilmachung auf einen sehr wichtigen 
Punkt hingewiesen, der in den Übersetzun-
gen deutscher Medien nicht vorkommt. Und 

zwar hat Putin – er betonte, dass er dies zum 
ersten Mal in der Öffentlichkeit bekannt-
macht – gesagt, dass es bereits Anfang April 
eine Vereinbarung zwischen der Ukraine und 
Russland über ein Ende der Kampfhandlun-
gen und eine Friedenslösung gegeben habe. 
Diese Vereinbarung beinhaltete, dass sich 
Russland aus allen seit dem 24. Februar 2022 
eroberten Gebieten zurückzieht, im Gegen-
zug die Ukraine auf einen NATO-Beitritt ver-
zichtet und dafür Sicherheitsgarantien von 
verschiedenen Staaten erhält. 

Damit hätte der Krieg bereits im Frühjahr 
beendet werden können! Doch er ist nicht be-
endet worden, weil zu diesem Zeitpunkt, prä-
zise am 9. April, der damalige britische Pre-
mierminister Johnson nach Kiew reiste und 
veranlasste, dass der ukrainische Präsident 
Selenskyj dieses Abkommen nicht unterzeich-
nete und die Gespräche mit Russland abbrach. 

Aber wie glaubwürdig ist diese Behaup-

tung Putins? In seiner Rede zur Mobilma-

chung hat er wieder alte Propaganda-Lü-

gen wie die vom Kampf gegen die „Neona-

zis“ in der Ukraine herausgeholt. Und wa-

rum sollten die Briten eine Verlängerung 

des Krieges veranlasst haben?

Putins Aussagen werden unter anderem ge-
stützt durch Artikel der US-amerikanischen 
Zeitschriften „Foreign Affairs“ und „Respon-
sible Statecraft“ (hier am 2. September 2022), 
in denen die Vereinbarung zwischen Ukrai-
nern und Russen ebenfalls erwähnt wird. 

Das von Johnson überbrachte Nein des 
Westens hatte laut „Responsible Statecraft“ 
zwei Gründe. Erstens: Mit Putin kann man 
nicht verhandeln, weil er ein Kriegsverbre-
cher ist. Und – das ist wesentlich spannender 
– zweitens: Der Westen ist nicht bereit für das 
Kriegsende! In diesem Zusammenhang ist ein 

Artikel aus der „Ukrainska Prawda“ vom 
5. Mai interessant, in dem es heißt, dass der 
„kollektive Westen, der Selenskyj im Februar 
vorgeschlagen hatte, sich zu ergeben und zu 
fliehen, nun das Gefühl habe, dass Putin nicht 
wirklich so mächtig sei, wie man es sich zuvor 
vorgestellt hatte, und dass dies eine Chance 
sei, ihn unter Druck zu setzen“. 

Seit Ausbruch des Krieges wird viel von 
„Zeitenwenden“ gesprochen – dieser 9. April 
2022 war tatsächlich ein Wendepunkt, weil 
der Krieg hätte beendet werden können. 
Doch haben Erwägungen, den geopolitischen 
Rivalen Russland unerwartet schwächen zu 
können, dies verhindert. Ein nächster Wen-
depunkt könnte nun wieder anstehen, falls 
Putin seine „militärische Spezialoperation“ 
für beendet erklären sollte. Dann stellt sich 
wieder die Frage, wie der Westen handelt. 

Die gegenwärtige Rhetorik der Kriegspar-

teien hört sich allerdings nicht nach Waf-

fenstillstandsgesprächen an. Im Gegenteil 

gibt es fast täglich Drohungen von Nukle-

areinsätzen. 

In der Tat. Wobei hier zur Wahrheit gehört, 
dass die Drohungen von beiden Seiten kom-
men. So forderte ein enger Berater des ukrai-
nischen Präsidenten unlängst in einem Inter-
view mit der britischen Zeitung „The Guar-
dian“: „Die anderen Nuklearstaaten müssen 
mit aller Entschiedenheit sagen, dass es, so-
bald Russland auch nur daran denkt, Atom-
waffen auf fremdem Territorium – in diesem 
Fall auf dem Territorium der Ukraine – einzu-
setzen, zu schnellen nuklearen Vergeltungs-
schlägen kommen wird, um die nuklearen 
Abschussrampen in Russland zu zerstören.“ 
Die Ukraine fordert also den Einsatz von 
Atomwaffen gegen Russland noch bevor die 
Russen selbst welche eingesetzt haben. 

Würde den Charakter des Krieges grundlegend verändern: Der Einsatz von taktischen Atomraketen. Im Bild ein russisches „Iskander“-System  Foto: pa
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Außerdem verlangen sowohl Selenskyj als 
auch sein Generalstabschef Walerij Salusch-
nyi vom Westen ATACMS-Waffen (Army Tac-
tical Missile System) mit einer Reichweite bis 
zu 300 Kilometern. Die politische und militä-
rische Führung der Ukraine glaubt jetzt also, 
stark genug zu sein, um in die Offensive ge-
hen zu können und Russland direkt angreifen 
zu können. Wobei aus Moskauer Sicht auch 
die Krim als russisches Territorium gilt sowie 
nun auch die vier neuen Verwaltungsbezirke, 
weshalb ein ukrainischer Versuch, diese Ge-
biete zurückzuerobern, als Angriff auf Russ-
land gewertet würde. 

In seiner Rede zur Annexion der vier von 
Russland beanspruchten Gebiete am vergan-
genen Freitag hat Putin noch einmal Ver-
handlungen angeboten. Selenskyj hat das 
sofort abgelehnt. Zugleich hat er auf die rus-
sische Teilmobilmachung mit einem Antrag 
auf eine schnelle Aufnahme in die NATO re-
agiert. Er begründete dies damit, dass die Zu-
sammenarbeit mit der NATO funktioniere: 
„Wir vertrauen einander, wir helfen einan-
der, wir verteidigen einander … Faktisch ha-
ben wir den Weg in die NATO schon be-
schritten.“ Im Grunde eine Bestätigung der 
russischen Vorwürfe.

Wie gefährlich ist die Lage?

Fakt ist: Die Eskalationsschraube hat sich in 
den letzten Tagen sehr stark weitergedreht. 
Ich kann nicht erkennen, dass irgendjemand 
versucht, diese Eskalation zu durchbrechen. 
In deutschen Medien hören wir viel darüber, 
welche Einsatzarten Russland wählen könn-
te. Wie wenig Sachverstand dabei im Spiel ist, 
sieht man, wenn von „lediglich taktischen 
Nuklearwaffen“ oder „Gefechtsfeldwaffen“ 
gesprochen wird, ganz so, als sei dies ein be-
herrschbares Risiko. Die Reichweite der Trä-
gersysteme, wodurch taktische Nuklearwaf-
fen definiert werden, sagt nichts über die 
Sprengkraft der Gefechtsköpfe aus, die bis zu 
100 Kilotonnen, also das Zehnfache einer Hi-
roshima-Bombe, erreichen können. Die ent-
scheidende Frage ist, ob die russische Füh-
rung der Überzeugung ist, dass ein Nuklear-
krieg auf Europa begrenzt werden kann. Der 
Einsatz auch nur einer einzigen Nuklearwaffe 
würde aber auf jeden Fall die Natur des Krie-
ges völlig verändern. 

Der Westen hat der Ukraine bislang ledig-

lich Defensivwaffen geliefert. Ist das Ver-

trauen in die Ukrainer jenseits aller verba-

len Unterstützung begrenzt? 

Das ist denkbar. Die Ukrainer haben ja ge-
zeigt, dass sie – nachdem sie sich anfangs tap-
fer verteidigten und gegen die Erwartung fast 
aller Beobachter ihr Land halten konnten – 
nur sehr schwer in ihren Handlungen ein-
grenzbar sind. Und so gibt es in den Vereinig-
ten Staaten durchaus erhebliche Bedenken 
dagegen, den Ukrainern Waffensysteme wie 
weitreichende Marschflugkörper oder den 
amerikanischen Abrams-Panzer zu liefern. 
Präsident Biden hat mehrfach erklärt, dass es 
keine Lieferung von Waffen an die Ukraine 
geben werde, durch die der Krieg nuklear 
werden könnte. Und er hat früh, am 31. Mai, 
in einem Artikel in der „New York Times“ zu-
recht gesagt: „Dieser Krieg kann nur durch 
Diplomatie beendet werden.“

Aber die amerikanische Politik ist in die-
ser Hinsicht widersprüchlich. So haben Ver-
treter der USA nicht nur, wie wir jetzt wissen, 
Anfang April mit den Briten verhindert, dass 
es zu einer friedlichen Lösung des Konflikts 
kommt, sondern auch wiederholt gesagt, dass 
wir es den Ukrainern überlassen müssen, wie 
sie diesen Krieg zu Ende bringen, denn 
schließlich sind sie ja die Leidtragenden. 

Was mir fehlt ist eine klare westliche Stra-
tegie, die das Ziel hat, erstens eine geographi-
sche Ausweitung dieses Krieges auf NATO-
Territorium zu verhindern, zweitens eine nu-
kleare Eskalation zu verhindern und drittens 
zu einer Friedenslösung beizutragen, die so-
wohl die Sicherheit der Ukraine gewährleistet 
als auch die Voraussetzung schafft für eine 
europäische Sicherheits- und Friedensord-
nung, in der alle europäischen Staaten – ein-
schließlich der Ukraine und Russlands – ihren 
Platz haben. Stattdessen hören wir immer nur 
Forderungen nach „härteren Maßnahmen“, 
selbst wenn diese, wie die Wirtschaftssanktio-
nen, uns mehr treffen als Russland. 

Aber wer könnte eine solche Strategie ent-

werfen?  

Hier sehe ich insbesondere die europäische 
und konkret die deutsche Politik in der 
Pflicht. Dieser Krieg findet ja nicht in Kalifor-
nien statt oder in Texas, sondern in Europa. 
Und das Risiko, dass er auch auf Deutschland 
oder Polen oder die baltischen Staaten über-
greift, ist sehr real. Die Sabotageakte gegen 
Nord Stream belegen dies mehr als deutlich. 
Also ist es doch in unserem Interesse, diesen 
Krieg zu einem vernünftigen Ende zu brin-
gen. Vernunft ist hier das entscheidende 
Stichwort. 

Deutschland kann wahrscheinlich nicht 
direkt vermitteln, weil es durch seine Unter-
stützung der Ukraine bereits zu sehr in den 
Krieg involviert ist. Aber Deutschland kann 
konstruktiv an einer Strategie der NATO und 
auch der EU mitwirken. Als in den 1970er und 
frühen 1980er Jahren die USA und die UdSSR 
über die Abrüstung strategischer Nuklear-
waffen verhandelt haben, blieben die für Eu-
ropa bedrohlichen Mittelstreckenwaffen zu-
nächst außen vor, was die Sowjetunion für 
eine gewaltige Aufrüstung nutzte. Helmut 
Schmidt hat damals mit dem französischen 
Präsidenten Giscard d’Estaing und dem briti-
schen Premierminister James Callaghan ein 
gemeinsames Handeln der Europäer verabre-
det und so den US-Präsidenten Jimmy Carter 
dazu bewogen, diese Gefahr für Europa nicht 
unberücksichtigt zu lassen. 

So etwas würde ich auch von dem derzei-
tigen Bundeskanzler erwarten, dass er sich 
zumindest mit Präsident Macron abstimmt, 
der ja in vielerlei Hinsicht ebenso zurückhal-
tend wie Deutschland zu diesem Krieg agiert. 
Zusammen könnten sie eine gemeinsame 
Strategie entwickeln und so den US-Präsi-
denten dazu bewegen, auch die Interessen 
der Europäer stärker zu berücksichtigen. 

Letztendlich ist für die Gesamtstrategie 
des Westens der Wille Washingtons maßgeb-
lich. Russland und die Ukraine könnten zwar 
durchaus einen Waffenstillstand verhandeln, 
eine langfristige Friedensvereinbarung auf 
der Grundlage eines Interessenausgleichs 
wird es jedoch nur zwischen den beiden 
Hauptakteuren in diesem Krieg geben – zwi-
schen Russland und den USA. Es ist doch 
ganz offensichtlich, dass es um geostrategi-
sche Ziele geht, um die Rivalität der großen 
Machtblöcke aus China und Russland auf der 
einen Seite sowie den Vereinigten Staaten 
und Europa auf der anderen. 

Die von Ihnen geforderte deutsche Außen-

politik hat sich bislang jedoch wenig kons-

truktiv hervorgetan. Die zuständige Mi-

nisterin Baerbock zum Beispiel hat mehr-

fach die russische Führung scharf ange-

griffen und sich dann beschwert, wenn ihr 

Kollege Lawrow nicht mit ihr sprechen 

wollte. Konkrete Friedensinitiativen von 

ihr gab es keine. 

Richtig. Zwei Dinge sind an der deutschen 
Außenpolitik vor allem zu kritisieren. Das 
eine ist die Antriebslosigkeit zur Überwin-
dung dieses Krieges und das andere die wie-
derholten Drohungen gegen Russland, und 
zwar nicht nur gegen die Regierung, sondern 
auch gegen die russische Bevölkerung. Wenn 
Baerbock sagt, auch die Bevölkerung treffen 
zu wollen, dann wird eine Hürde aufgebaut 
für viele Jahre, die wir kaum überwinden kön-
nen. Egon Bahr hat einmal gesagt: „Für die 
Sicherheit Europas sind die Vereinigten Staa-
ten unverzichtbar. Aber die Sowjetunion“, an 
deren Stelle jetzt Russland steht, „ist unver-
rückbar“. Unabhängig vom militärischen 
Ausgang des Krieges wird Russland auch in 
Zukunft unser Nachbar bleiben. Und wir 
müssen versuchen, zu einem Modus Vivendi 
zu kommen – ganz egal, wie stark man jetzt 
auch auf eine Dämonisierung Putins setzt. 

Dämonisierung ist ein wichtiges Stichwort. 

Was an der Haltung des Westens zum Uk-

rainekrieg auffällt ist eine starke Moralisie-

rung. Ist – bei allem Verständnis für das 

Entsetzen über den russischen Angriffs-

krieg und das Sterben tausender ukraini-

scher Zivilisten – diese Moralisierung ein 

Hindernis auf dem Weg zu einem Frieden? 

Durchaus. Wir müssen uns vergegenwärtigen, 
dass wir es in diesem Konflikt mit drei paral-
lelen Ereignissen zu tun haben. Da ist erstens 

der heiße konventionelle Krieg, ausgelöst 
durch den völkerrechtswidrigen Angriff Russ-
lands auf die Ukraine. Daran gibt es überhaupt 
nichts zu deuteln und auch nichts zu verteidi-
gen. Das zweite Ereignis ist der Wirtschafts-
krieg, der vom Westen unter dem Begriff 
„Sanktionen“ als Reaktion auf den ersten 
Konflikt gegen Russland begonnen wurde. 

Und der dritte „Layer“ ist der Informati-
onskrieg, der wie bei jedem Krieg auch dies-
mal geführt wird. Russland versucht, seinen 
Angriff auf die Ukraine zu rechtfertigen – mit 
Verweis auf die historische Einheit von Rus-
sen und Ukrainern sowie mit Verweis auf die 
Entwicklungen, die aus seiner Sicht zu die-
sem Krieg geführt haben. Auf der anderen 
Seite stehen die Vereinigten Staaten, die 
nicht nur versuchen, die Russen in der Ukrai-
ne zurückzudrängen, sondern auch die Euro-
päer zur Geschlossenheit zu bringen gegen-
über Russland. Diese Geschlossenheit ist 
größer, wenn der Gegner so dämonisiert 
wird, dass sich jegliche abweichende Mei-
nung von selbst verbietet. 

Was in diesem Informationskrieg zu kurz 
kommt ist das Bewusstsein, dass er von allen 
Beteiligten geführt wird. Da fast alle Berichte 
über die Ukraine immer auch von Moralin ge-
tränkt sind, sind wir kaum noch in der Lage, 
die wirkliche Entwicklung nüchtern zu be-
urteilen. Moral ist jedoch in der Außen- und 
Sicherheitspolitik kein guter Ratgeber. Wenn 
wir nur noch mit moralisch sauberen Akteu-
ren sprechen wollten, dürften wir nicht mehr 
mit Aserbaidschan reden, das gerade Arme-
nien angegriffen und dabei schreckliche 
Kriegsverbrechen begangen hat. Dann dürf-
ten wir auch nicht mit Saudi-Arabien reden, 
das seit Jahren am Krieg im Jemen beteiligt 
ist, in dem viele Hunderttausend Menschen 
getötet wurden, darunter – wie ich gerade ge-
lesen habe – rund 80.000 Kinder! Ich kann 
bei allem Erschrecken über den Krieg nur zu 
größerem Realismus raten und grundsätzlich 
zu mehr Rationalität in der Außen- und Si-
cherheitspolitik. 

Worauf wir noch nicht zu sprechen ge-

kommen sind, ist die Sabotage gegen Nord 

Stream. Die Sprengung der Gasleitungen 

ist nicht nur der erste Kriegsakt außerhalb 

der Ukraine, sondern auch der erste, von 

dem Deutschland als Miteigentümer un-

mittelbar betroffen ist. Was bedeutet das 

für den weiteren Verlauf dieses Krieges?

Das hängt wesentlich davon ab, wer den Sa-
botageakt verübt hat. Auch wenn die Frage, 
wem der Vorfall am meisten nützt, in der Re-
gel ein guter Indikator ist, können wir die 
Verantwortlichen bisher nicht mit letzter Be-
stimmtheit benennen. Und deshalb möchte 
ich hier auch nicht spekulieren. Doch grund-
sätzlich bedeutet ein solcher Vorfall natürlich 
eine Ausweitung des Ukrainekrieges. 

Ihre in diesem Gespräch geäußerten Ge-

danken schwankten zwischen einer gro-

ßen Skepsis – etwa mit Blick auf eine ato-

mare Eskalation – und einer gewissen Zu-

versicht, falls Putin die Annexion von vier 

ukrainischen Verwaltungsgebieten dazu 

nutzen sollte zu sagen, dass er seine 

Kriegsziele erreicht hat und seine „militä-

rische Spezialoperation“ für beendet er-

klärt. Was halten Sie für das wahrschein-

lichere Szenario in den nächsten Wochen?

Das ist schwer zu beantworten. Allein schon, 
weil alle Kriegsparteien seit dem 24. Februar 
ihre Auffassungen zum Krieg und zu den Zie-
len, die sie erreichen wollen, mehrfach ge-
ändert haben. 

Allein die Frage, ob die Ukraine den Krieg 
gewinnen muss, erfordert eine starke Diffe-
renzierung. Einen Krieg gewinnt man, wenn 
man die politischen Ziele erreicht, deretwe-
gen man diesen Krieg geführt hat. Dieses Ziel 
wird jedoch von keinem der Beteiligten er-
reicht werden: weder von Russland, das im 
Gegensatz zu den Geländegewinnen im Sü-
den hinnehmen musste, dass Finnland und 
Schweden Mitglieder der NATO geworden 
sind, noch die Vereinigten Staaten, denen es 
bei aller Schwächung Russlands nicht gelin-
gen wird, Moskau als geostrategischen Riva-
len so weit zu schwächen, dass es künftig 
keine Rolle mehr in der Weltpolitik spielt. 
Russland ist, wenn Sie sich die G20 und die 
Gruppe der BRICS-Staaten (mit Brasilien, In-
dien, China und Südafrika) ansehen, bei Wei-
tem nicht so isoliert, wie dies im Westen dar-
gestellt wird. Auch die Ukraine wird ihre Zie-
le, vor allem die NATO-Mitgliedschaft und 
das Verhindern einer größeren Autonomie 
für den Donbass, nicht erreichen. 

Es muss also darauf hinauslaufen, einen 
klugen Kompromiss zu finden, mit dem alle 
Seiten einigermaßen leben können. Es gibt 
Beispiele, die zeigen, dass eine Kompromiss-
lösung durchaus Bestand haben kann. Im Ko-
reakrieg hat auch keine Seite ihre politischen 
Ziele erreicht. Militärisch gab es ein Patt am 
38. Breitengrad. Ein anderes Beispiel ist Zy-
pern. Der Nordteil der Insel ist seit 1974 von 
der Türkei militärisch besetzt. Die „Türkische 
Republik Nordzypern“ wird nur von der Tür-
kei anerkannt. Die beide Seiten trennende 
Pufferzone wird von einer Friedenstruppe der 
Vereinten Nationen überwacht. In beiden Fäl-
len weiß man, dass es irgendwann eine politi-
sche Lösung geben muss, aber solange wie es 
sie nicht gibt, sorgt die Waffenruhe dafür, dass 
es dort keine Kampfhandlungen mehr gibt.

Die Ukraine braucht die russische Anne-
xion von Teilen ihres Staatsgebietes nicht 
anzuerkennen; der Westen wird es auch 
nicht tun. Wie die Lage in zehn oder 20 Jah-
ren aussieht, weiß niemand. Erst einmal soll-
te es das vorrangige Ziel aller Beteiligten 
sein, das unsinnige Sterben unschuldiger 
Menschen zu beenden.

Das Interview führte René Nehring.

b General a.D. Harald Kujat war von  
2000 bis 2002 Generalinspekteur der  
Bundeswehr und von 2002 bis 2005  
Vorsitzender des NATO-Militärausschusses.

„Was in diesem 
Informations-
krieg zu kurz 

kommt ist das 
Bewusstsein, 

dass er von allen 
Beteiligten 

geführt wird. Da 
fast alle Berichte 
über die Ukraine 
immer auch von 
Moralin getränkt 

sind, sind wir 
kaum noch in 
der Lage, die 

wirkliche 
Entwicklung 
nüchtern zu 
beurteilen. 

Moral ist jedoch 
in der Außen- 

und Sicherheits-
politik kein guter 

Ratgeber“

Verhinderte dieses Gespräch einen Waffenstillstand zwischen Ukrainern und Russen? Besuch des damaligen britischen  

Premierministers Boris Johnson am 9. April 2022 bei Präsident Wolodymyr Selenskyj in Kiew  Foto: ddp images
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Mehrheit gegen 
Aktivismus 
Leipzig – Viele Deutsche haben kein 
Verständnis für das Treiben selbster-
nannter Klimaschützer. Das ergab eine 
Umfrage des Mitteldeutschen Rund-
funks (MDR) unter 27.300 Teilneh-
mern. Mehr als zwei Drittel der Befrag-
ten bezeichneten die Aktionen von 
Fridays for Future, Aufstand der Letz-
ten Generation oder ähnlichen Grup-
pierungen als „unangemessen“ und 
„unnötig“. Jeder Zweite lehnte es zu-
dem explizit ab, den Forderungen der 
Klimabewegung zuzustimmen – mit 
drei Ausnahmen: Einen besseren Nah- 
und Fernverkehr befürworteten 93 Pro-
zent der Teilnehmer, für den Ausbau 
Erneuerbarer Energien votierten 69 
Prozent und ein Tempolimit von 130 
Kilometern pro Stunde fanden immer-
hin noch 62 Prozent begrüßenswert. 
Allerdings wurde die Umfrage lediglich 
in den neuen Bundesländern Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen durch-
geführt, was die Frage aufwirft, ob sich 
das Ergebnis Eins zu Eins auf ganz 
Deutschland übertragen lässt. � W.K.

„Überhastet 
und fehlerhaft“
Berlin – Der Nationale Normenkont-
rollrat (NKR) kritisiert die Gesetzge-
bung hierzulande als „überhastet und 
fehlerhaft“. Das Gremium war im Au-
gust 2006 gegründet worden, um als 
unabhängiger Berater der Bundesregie-
rung im Hinblick auf die Folgekosten 
von Gesetzgebungs- und Verordnungs-
entwürfen zu fungieren. Das Ziel seiner 
Tätigkeit besteht darin, den Ministeri-
en sowie dem Parlament eine realisti-
sche Einschätzung zu präsentieren, 
welchen organisatorischen Aufwand 
die Rechtsnormen bei den Betroffenen 
beziehungsweise in der Gesellschaft 
verursachen. Nach Ansicht des Nor-
menkontrollrates ließe sich dieser Auf-
wand deutlich senken, wenn Regierung 
und Bundestag mehr auf Experten hör-
ten – das gelte vor allem für jene, die 
Erfahrungen mit der praktischen Um-
setzung von Gesetzen und Verordnun-
gen haben. Der jetzige Zustand sei un-
befriedigend und führe bei vielen Bür-
gern zu Verdruss. � W.K.

Unerlaubte 
Einreisen
Berlin – Im vergangenen Jahr sind 
nach Angaben der Bundesregierung 
15.254  unerlaubt eingereiste oder un-
erlaubt aufhältige Drittstaatsangehöri-
ge nach einer Einreise über die 
deutsch-polnische Staatsgrenze fest-
gestellt worden. Wie aus der Antwort 
der Regierung auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion der Linkspartei weiter 
hervorgeht, wurden im Zeitraum von 
Januar bis Juli dieses Jahres 6104 sol-
cher unerlaubter Einreisen über die 
östliche Grenze der Bundesrepublik 
festgestellt. Aus der Antwort des Bun-
desministeriums für Inneres und Hei-
mat geht auch hervor, dass im vergan-
genen Jahr 22 und in der ersten Hälfte 
dieses Jahres 46 Personen an der öst-
lichen Bundesgrenze zurückgewiesen 
worden sind. Nach einer unerlaubten 
Einreise über Oder und Neiße wurden 
vergangenes Jahr 9378 Personen an 
eine Erstaufnahmeeinrichtung weiter-
geleitet, nachdem sie gegenüber der 
Bundespolizei ein Asylgesuch gestellt 
hatten.� N.H.

Seit vorletztem Mittwoch können die 
Frankfurter über Abwahl oder Verbleib 
ihres Oberbürgermeisters Peter Feld-
mann per Brief abstimmen. Der SPD-Po-
litiker hatte kürzlich angekündigt, entge-
gen vorheriger Aussagen doch bis zum 
Ende seiner Amtszeit im Amt bleiben zu 
wollen und damit selbst die eigenen Par-
teifreunde vor dem Kopf gestoßen. Der 
63-Jährige ist seit Monaten heftig umstrit-
ten, er darf von sich behaupten, das wohl 
unbeliebteste Oberhaupt einer deutschen 
Großstadt zu sein. 

Ausgangspunkt waren die Ermittlun-
gen der Staatsanwaltschaft wegen Kor-
ruptionsvorwürfen. Feldmann soll seiner 
Ehefrau einen lukrativen Job bei der SPD-
nahen Arbeiterwohlfahrt besorgt haben. 
Es folgten Vorwürfe wegen sexistischer 
Äußerungen gegenüber einer Stewardess 

bei einem Flug zum Finale des Fußball-
bundesligisten Eintracht Frankfurt in der 
Europa League sowie wegen seines als an-
maßend empfundenen Verhaltens bei der 
anschließenden Siegesfeier der Eintracht. 

Im Juli hatten fast 70  Prozent des 
Frankfurter Rates, darunter auch zahlrei-
che Sozialdemokraten, dem Oberbürger-
meister das Vertrauen entzogen. Feld-
mann hatte daraufhin angekündigt, sein 
Amt im Januar 2023 geordnet zu überge-
ben, doch davon will er nun nichts mehr 
wissen. Frankfurts SPD-Chef Mike Josef 
sagte anschließend, das Amt des Oberbür-
germeisters sei mit einer Anklage in ei-
nem Strafverfahren unvereinbar. Es ist 
ein wohl einmaliger Vorgang in der bun-
desdeutschen Politikgeschichte, dass 
auch die eigene Partei einem Bürgermeis-
ter derart öffentlich das Vertrauen ent-

zieht. „Wir brauchen einen neuen Ober-
bürgermeister oder Oberbürgermeiste-
rin, der oder die sich ausschließlich um 
das Wohl Frankfurts kümmert, keinen 
Oberbürgermeister, der sich als Angeklag-
ter in einem Strafprozess verteidigen 
muss“, so die Grünen, CDU, SPD, FDP 
und Volt in einer einhelligen Erklärung. 

2012 hatte Feldmann in einer Stich-
wahl gegen den heutigen hessischen Mi-
nisterpräsidenten Boris Rhein (CDU)ge-
wonnen. Damals galt der SPD-Linksau-
ßen, der sich im Wahlkampf besonders an 
die Wähler mit Immigrationshintergrund 
wandte, als Hoffnungsträger der kriseln-
den Landespartei. Zehn Jahre und zahl-
reiche Affären später ist er selbst den ei-
genen Genossen nur noch peinlich. „Grü-
ne, CDU, SPD, FDP und Volt wollen für 
den Bürgerentscheid die Stadt zuplakatie-

ren. Ich finde: Es braucht keine Entschei-
dungshilfen. Daher rufe ich meine Unter-
stützer auf: Sammelt lieber für die Tafeln. 
Von Plakaten werden die Menschen nicht 
satt“, twitterte Feldmann in der vergange-
nen Woche und erntete damit abermals 
einen Sturm der Entrüstung. „Eine Schan-
de für Frankfurt“ sei Feldmann, teilten 
die Grünen aus. 

Wie das Abwahlverfahren ausgehen 
wird, ist allerdings ungewiss. Die Mobili-
sierung bei Kommunalwahlen gilt in der 
Mainmetropole traditionell als schwierig. 
Am 6.  November reicht eine einfache 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
nicht aus. Vielmehr muss diese Mehrheit 
– so sie denn zustande kommt – auch 
mindestens ein Drittel der Frankfurter 
Wahlberechtigten ausmachen.�  
� Peter Entinger

PETER FELDMANN

Selbst die eigene Partei wirbt für seine Abwahl
In fünf Wochen entscheidet sich das weitere politische Schicksal des Frankfurter Oberbürgermeisters

VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Unterwasser-Pipelines 
Nord Stream 1 und 2 wurden 
gebaut, um Erdgas aus Russ-
land über den Grund der Ost-

see nach Deutschland zu leiten. Aller-
dings unterblieb die bevorstehende Inbe-
triebnahme von Nord Stream 2 nach dem 
russischen Einmarsch in die Ukraine. Und 
auch durch Nord Stream 1 strömte in Re-
aktion auf die vom Westen verhängten 
Sanktionen zuletzt kein Gas mehr. Doch 
damit nicht genug: Am 26. September um 
2.03 Uhr fiel der aus technischen Grün-
den aufrechterhaltene Druck in einem 
der beiden Stränge von Nord Stream 2 
schlagartig von 105 Bar auf fast Null. Das 
gleiche Szenario ereignete sich am Abend 
desselben Tages um 19.04 Uhr in der pa-
rallel verlaufenden, ebenfalls noch mit 
Gas gefüllten Nord Stream 1, wobei hier 
beide Stränge der in 88 Metern Tiefe lie-
genden Pipeline betroffen waren. Zu den 
jeweiligen Zeitpunkten der Druckabfälle 

registrierte das Schwedische Seismologi-
sche Netzwerk (SNSN) in Uppsala Er-
schütterungen mit der Magnitude 2,2, 
welche zweifelsfrei aus Sprengungen re-
sultierten. 

Blasenteppiche deuten auf 
Sprengungen 
Dass diese Detonationen nordöstlich 
und südöstlich der dänischen Insel Born-
holm drei Stränge der Erdgasleitungen 
an insgesamt vier Stellen beschädigt hat-
ten, beweisen die Luftaufnahmen von 
ausgedehnten Blasenteppichen, die der 
Leiter der dänischen Energiebehörde 
DEA, Kristoffer Böttzauw, mit den Wor-
ten kommentierte, da ströme „richtig, 
richtig viel Gas“ aus. Vermutlich sind die 
Rohre auf einem längeren Abschnitt zer-
fetzt, was schnelle Reparaturen aus-
schließen dürfte. 

Natürlich wurde angesichts dieser 
Sachlage sofort von Sabotage gespro-
chen. Dergestalt äußerten sich beispiels-
weise der polnische Ministerpräsident 

Mateusz Morawiecki und dessen däni-
sche Amtskollegin Mette Frederiksen an-
lässlich der Einweihung der Gasleitung 
Baltic Pipe, welche jetzt Polen und Däne-
mark verbindet. Ebenso geht auch die 
Bundesregierung von einer gezielten At-
tacke aus, während einige Medien hier-
zulande ohne nähere Quellenangabe be-
richteten, Berlin sei bereits vor einigen 
Wochen vom US-Auslandsgeheimdienst 
CIA vor Anschlägen auf Gaspipelines in 
der Ostsee gewarnt worden.

Moskau hätte keinen Vorteil
Und tatsächlich sind gezielt herbeigeführ-
te Explosionen die plausibelste Ursache 
für die schweren Schäden an den drei 
Nord-Stream-Röhren: Die Wahrschein-
lichkeit, dass Schiffsanker die Pipelines 
fast zeitgleich an vier Stellen zerreißen, 
liegt bei Eins zu 100 Millionen. Dazu kom-
men die unmissverständlichen Daten des 
SNSN. 

Sehr viel weniger klar ist hingegen die 
Täterschaft. Dennoch wurde sofort Russ-

land verdächtigt. Solche Stimmen kamen 
vor allem aus Polen und der Ukraine – 
aber auch deutsche Zeitungen wie die 
„Welt“ oder der „Tagesspiegel“ spekulier-
ten über eine Aktion der Russen. Aller-
dings hätte Moskau keinen nennenswer-
ten Vorteil von der Sprengung, denn 
durch den möglicherweise dauerhaften 
oder sehr lang anhaltenden Wegfall von 
Nord Stream 1 und dem Zweitstrang der 
im Prinzip betriebsbereit gewesenen 
Nord-Stream-2-Pipeline verfügt es nun 
über ein höchst wirksames Druckmittel 
gegenüber Deutschland weniger.

Dahingegen könnte die Ukraine sehr 
stark von dem Anschlag profitieren. Im-
merhin hat die Bundesrepublik nun noch 
weniger zu verlieren, wenn sie Putin 
durch die Lieferungen weiterer schwerer 
Waffen an Kiew herausfordert. Deshalb 
appellierte Mychajlo Podoljak, ein Bera-
ter des ukrainischen Präsidenten Selens-
kyj, auch unmittelbar nach dem Bekannt-
werden der Explosionen bei Bornholm 
mit Blick in Richtung Berlin, „die beste 
Antwort“ auf den „von Russland geplan-
ten Terroranschlag“ seien „Panzer für 
die Ukraine“.

USA sabotierten schon einmal eine 
sowjetische Gaspipeline
Ebenso kommt der Vorfall aber auch den 
Vereinigten Staaten sehr gelegen. Im-
merhin gehören diese zu den schärfsten 
Kritikern des Nord-Stream-Projekts. Am 
7. Februar dieses Jahres hatte der US-Prä-
sident Joe Biden im Beisein von Bundes-
kanzler Olaf Scholz vor Pressevertretern 
gedroht, sollte Russland erneut in die Uk-
raine einfallen, dann werde es Nord Stre-
am 2 nicht mehr länger geben: „Wir ma-
chen Schluss damit … Ich verspreche Ih-
nen, dass wir das schaffen werden.“ Und 
die Militärs beziehungsweise die Geheim-
dienste der Vereinigten Staaten verfügen 
zweifellos auch über die technischen 
Möglichkeiten hierzu. Das demonstrier-
ten sie schon mehr als einmal bei frühe-
ren „Spezialoperationen“ unter Wasser 
sowie dem Anschlag auf eine sowjetische 
Gaspipeline im Sommer 1982 durch Ein-
griffe in die Steuerung der Pumpen und 
Ventile. Vor diesem Hintergrund er-
scheint die Anwesenheit zahlreicher US-
amerikanischer Marineeinheiten in den 
Gewässern um Bornholm während der 
Tage vor den Explosionen ausgesprochen 
verdächtig.

NORD STREAM 1 + 2

Wer hat die Nordsee-Pipelines sabotiert?
Westliche Medien gaben sofort Russland die Schuld, jedoch kommen auch andere als Täter in Frage

Explosionen: Sie ereigneten sich in dem Moment, als die „Baltic Pipe“, die Dänemark und Polen verbindet, eingeweiht wurde 
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VON FRANK BÜCKER

D as Urteil des Berliner Verfas-
sungsgerichtshofes zum Cha-
os bei der Abgeordnetenhaus-
wahl im September 2021 

könnte auch Auswirkungen auf die Zu-
sammensetzung des Deutschen Bundes-
tages haben. Am 28. September 2022 kün-
digte die Gerichtspräsidentin Ludgera 
Selting an, die gesamten Wahlen zum Ber-
liner Abgeordnetenhauses für ungültig er-
klären zu wollen. Der Urnengang sei nicht 
nur in Teilbereichen fehlerhaft und zu 
wiederholen, sondern dies treffe auf die 
gesamte Wahl zu. Schon die Vorbereitung 
der Wahl war unzureichend. 

Die Aufstellung von nur zwei Wahlka-
binen in den Wahllokalen bei 800 bis 
1500 Wahlberechtigten je Stimmbezirk 
hätte es vielen Wahlberechtigten unmög-
lich gemacht, ihr Wahlrecht auszuüben. 
Dass die Lokale zudem mit einer erkenn-
bar zu geringen Anzahl an Stimmzetteln 
auszustatten gewesen seien, sei ein zwei-
ter irreparabler Fehler gewesen. In ande-
ren Wahllokalen seien falsche Stimmzet-
tel ausgegeben worden. In Friedrichshain-
Kreuzberg seien mehr als tausend Wahl-
zettel einfach kopiert und an Wahlberech-
tigte ausgeteilt worden. In zahlreichen 
Wahllokalen konnten die Berliner gar 
noch nach 18 Uhr – nachdem die ersten 
Hochrechnungen über den Bildschirm ge-
flimmert waren – ihre Stimme abgeben. 

Wahlleiterin wehrt sich
Aus all diesen Gründen könne nur durch 
eine komplette Wahlwiederholung ein 
verfassungskonformer Zustand herbeige-
führt werden. Die Kläger wie die AfD, die 
Satirepartei „Die Partei“ und Marcel Lut-
he (früher FDP, jetzt Freie Wähler) zeig-
ten sich mit den Äußerungen der Ge-
richtspräsidentin zufrieden. 

Die amtierende Landeswahlleiterin 
Ulrike Rockmann dagegen hatte zwar 
selbst die Wahlen angefochten, meinte 
aber, nach ihren Einschätzungen seien die 
Beanstandungen nicht mandatsrelevant. 
Eine Wahlwiederholung käme nur bei den 
Erststimmen in zwei Wahlkreisen in Fra-
ge: „Wir kennen den Eisberg – es ist alles 
so weit aufgeklärt worden, wie es geht“, 
hielt sie der Gerichtspräsidentin entge-
gen, nachdem diese bei den bisher nach-
gewiesenen Wahlfehlern von einer „Spit-

ze des Eisbergs“ gesprochen hatte. Rock-
mann weiter: „Es hat eben kein flächen-
deckendes Versagen der Wahlorganisati-
on gegeben.“ 

Innenstaatssekretär (in Vertretung 
des Innensenators) Torsten Akmann gab 
immerhin zu, dass es auch im Bereich der 
(wichtigeren) Zweitstimmen zu mandats-
relevanten Fehlern gekommen sei. Aber 
eine Wahlwiederholung sollte es nach sei-
nem Ermessen nur in etwa 200 Stimmbe-
zirken geben. In den übrigen der etwas 
mehr als 2700 Stimmbezirken sei der 
Wahlvorgang beanstandungslos verlau-
fen. Der Senatsverwaltung ging es maxi-
mal um einen erneuten Urnengang in 14 
Wahllokalen in drei von 78 Wahlkreisen. 

Der Rechtsvertreter der Senatsinnen-
verwaltung forderte, die Klage dem Bun-
desverfassungsgericht zur Entscheidung 
vorzulegen, was eine weitere Verzögerung 
einer Wiederholungswahl nach sich zöge. 
Er sorge sich um das Ansehen der Demo-

kratie, da eine Wiederholung auch die 
Stimmen all jener, die vor einem Jahr pro-
blemlos wählen konnten, was in 90 Pro-
zent der Wahllokale so gewesen sei, ent-
wertete: „Ich fürchte, dass Sie das Kind 
mit dem Bade ausschütten.“

Drei Monate bis zum Urteil
Der Präsident des Abgeordnetenhauses, 
Dennis Buchner, und sein Rechtsvertreter 
beklagten sich darüber, dass ein Gericht 
und nicht das Parlament über die Wahlan-
fechtung entscheide. Dem Senat naheste-
hende Juristen kritisierten ebenfalls die 
zu erwartende Gerichtsentscheidung. Der 
Verwaltungsrechtler Christian Pestaloz-
za: „Der Umfang einer Wahlwiederholung 
muss im Verhältnis zu den Wahlfehlern 
stehen. Man kann nicht flächendeckend 
neu wählen, wenn die Wahl zu großen Tei-
len fehlerfrei war.“ Von der Senatsinnen-
verwaltung hieß es inzwischen, man wolle 
das Urteil zur Wahl akzeptieren.

Die mitregierenden Grünen und Lin-
ken schlossen sich der von den drei Oppo-
sitionsparteien geübten Kritik am jetzi-
gen Bausenator und damaligen Innense-
nator Andreas Geisel (SPD) an. 

Nach der Verhandlung haben die Rich-
ter laut Gesetz drei Monate Zeit für ein 
Urteil. Sollte das Urteil wie erwartet aus-
fallen, müssten innerhalb von 90 Tagen 
Neuwahlen erfolgen – voraussichtlich al-
so im Februar oder März. 

Immerhin vertrat Gerichtspräsidentin 
Selting die Auffassung, dass das fehlerhaft 
gewählte Parlament weiter tagen und 
auch Beschlüsse fassen könne. Die stell-
vertretende Regierungschefin Bettina Ja-
rasch (Grüne) fürchtet indes: „Wir stehen 
vor einem heftigen Krisenwinter und tra-
gen als Senat die Verantwortung dafür, 
dass wir jetzt nicht in einen Stillstand ge-
raten ... Das letzte, was die Berlinerinnen 
und Berlin jetzt brauchen, ist gegenseitige 
Wahlkampfblockade.“  

RICHTERSPRUCH

Wahl 2021 muss wohl wiederholt werden
Landesverfassungsgericht stellt Berliner Wahlmanagement ein verheerendes Zeugnis aus

„Flächendeckendes Versagen“: Lange Schlange vor einem Berliner Wahllokal am 26. September 2021� Foto: action press

b KOLUMNE

Die Feuerwehr in der Hauptstadt hat im 
September rund 500 neue Einsatzkräfte 
vereidigt. Nach Angaben der Behörde, de-
ren Geschichte bis in das Jahr 1851 zu-
rückreicht, war dies bislang die größte 
Vereidigung von Nachwuchskräften über-
haupt. Doch obwohl solch eine hohe Zahl 
von Nachwuchskräften nun den Dienst-
eid geleistet hat, bleibt die Personallage 
bei der Hauptstadt-Feuerwehr schwierig. 
Seit Jahren leidet insbesondere der Ret-
tungsdienst unter einer chronischen 
Überlastung.

Eine Ausbildungsoffensive für den 
Rettungsdienst war nicht besonders er-
folgreich. Von 1212 Bewerbern für eine 
Ausbildung zum Notfallsanitäter haben in 
diesem Jahr lediglich 90 eine Ausbildung 
begonnen. Schon die Anfangshürde, der 
Aufnahmetest, war für einen Großteil der 
Interessenten zu hoch. Auch in der Ver-

gangenheit fiel mehr als die Hälfte aller 
Bewerber bei dem anspruchsvollen Test-
programm durch. Bereits beim ersten 
Prüfungspunkt, der Atemschutzübungs-
strecke, werden viele Bewerber ausge-
siebt, weil sie unter den Atemschutzmas-
ken nicht mehr genug Luft bekommen. 
Der Sporttest, der unter anderem auch 
einen 3000-Meter-Lauf beinhaltet, ver-
ringert das Kandidatenfeld weiter. Die 
Prüfer sehen sich bei der Aufnahmeprü-
fung auch an, ob die Interessenten hand-
werkliches Geschick haben und wie es um 
die soziale Kompetenz sowie die Mathe-
matik- und Deutschkenntnisse steht. „Wir 
wollen künftige Feuerwehrleute, die kör-
perlich fit sind und auch etwas im Kopf 
haben“, so ein langjähriges Mitglied der 
Prüfungskommission.

Der Umstand, dass immer weniger Ju-
gendliche für den Feuerwehrdienst geeig-

net sind, kollidiert immer stärker mit der 
angespannte Lage in der Millionenstadt 
Berlin. Insbesondere der Rettungsdienst 
ist regelmäßig überlastet und unterbe-
setzt. Im Sommer wies Lars Wieg, der 
Vorsitzenden der Deutschen Feuerwehr-
Gewerkschaft Berlin-Brandenburg, dar-
auf hin, dass Berlin laut Schätzungen ei-
gentlich 160 Rettungswagen benötigte, 
allerdings nur 140 im Einsatz seien.

Protestvideo schlägt Wellen
Aktuell hat sich die Personallage durch 
coronabedingte Krankheitsfälle und die 
Impfproblematik noch verschärft. Für 
viele Feuerwehrleute stehen im Oktober 
Corona-Auffrischimpfung an. Ein Teil der 
Mitarbeiter, aber auch der Auszubilden-
den, die diese Impfung ablehnen, berich-
tet von starkem Druck durch die Führung 
der Behörde. Im August hatten zwei mut-

maßliche Feuerwehrmänner in einem 
13-minütigen Video mit dem Titel „War-
um schweigt die Feuerwehr“ vor Impf-
schäden gewarnt und zum Widerstand 
gegen Corona-Impfungen aufgerufen. 
Aufgenommen worden war das Video of-
fensichtlich auf dem Gelände einer Feuer-
wache. Auch die beiden Protagonisten des 
Videos trugen augenscheinlich Dienst-
kleidung der Berliner Feuerwehr. Deren 
Führung distanzierte sich von dem Video 
und leitete interne Ermittlungen ein.

Genährt wird die Skepsis unter den 
Feuerwehrleuten auch von den Beobach-
tungen, welche Rettungssanitäter selbst 
seit einiger Zeit verstärkt bei ihren Ein-
sätzen machen. Im Vergleich zur Vergan-
genheit soll die Zunahme von Fällen von 
Gürtelrose extrem auffällig sein, ebenso 
die gestiegene Zahl von Personen mit Er-
schöpfungszuständen. � Hermann Müller

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT

Berliner Feuerwehr gehen die Leute aus
Immer weniger Rettungssanitäter – Auch massiver Impfdruck könnte eine Rolle spielen

Zweifel
VON THEO MAASS

Kaum zeichnet sich ab, dass das Berli-
ner Abgeordnetenhaus neu gewählt 
werden muss, beginnt die CDU mit 
ihren Wahlkampf. Der Generalsekre-
tär der Bundespartei, der aus Berlin 
stammende Mario Czaja: „Die Chan-
cen stehen gut, dass die Christdemo-
kraten ganz Berlin erobern – zumal die 
Parteien der rot-grün-roten Koalition 
für das Wahlchaos 2021 verantwort-
lich sind.“

Aber wäre mit einem Wahlsieg der 
Union eine politische Wende verbun-
den? Die beiden jüngsten Landtags-
wahlen in Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen brachten 
schwarz-grüne Regierungen an die 
Macht. 

Für Schwarz-Grün oder Grün-
Schwarz könnte es an der Spree indes 
knapp werden. Laut der jüngsten Um-
frage kämen CDU und Grüne zusam-
men auf 43 Prozent. SPD, Linkspartei, 
AfD und FDP auf zusammen 45. Wenn 
die Grünen es schaffen (obwohl sie ja 
mitregierten) sich in der öffentlichen 
Wahrnehmung vom Wahldesaster ab-
zusetzen und sie mit der CDU im 
Schlepptau die erste Geige im Rathaus 
spielen – wäre Berlin damit gedient, 
wenn Bettina Jarasch von den Grünen 
statt der SPD-Amtsinhaberin Franzis-
ka Giffey Regierende Bürgermeisterin 
würde? 

Gewiss hat es die SPD nach dem 
nun absehbaren Urteil des Landesver-
fassungsgerichts schwer, sich bei den 
Wählern beliebt zu machen. Die AfD 
indes profitiert schon jetzt von der 
grünen Misswirtschaft (Habeck und 
Baerbock) auf Bundesebene. Der Ber-
liner Wahlskandal könnte ihr weiteren 
Rückenwind geben. 

Aber ein Ruck in Berlin gäbe es nur 
mit einem Bürgerbündnis nach Ham-
burger Vorbild (von Beust-Schill- 
Bündnis 2001), wie es ja jüngst auch in 
Schweden und Italien Erfolg hatte. 
Ansonsten könnte es gut sein, dass 
eine Stimme für die CDU die Grüne 
Jarasch zum Amt der Regierenden 
Bürgermeisterin verhilft. 

 

b MELDUNG

Herkunft wird 
verschwiegen
Berlin – Berlins Innensenatorin Iris 
Spranger (SPD) hat verfügt, dass die 
Speicherung eines „Migrationshin-
tergrundes“ bei Tatverdächtigen bis 
zum Alter von 21 Jahren mit deut-
schem Pass nicht mehr vorgenom-
men wird: Bereits Ende Juli hatte die 
Senatsinnenverwaltung verfügt, 
„dass die Erfassung des Migrations-
hintergrundes zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt einzustellen ist“, wie die 
Polizeiführung jetzt alle Mitarbeiter 
informierte. Die Funktion wurde be-
reits am 3. August deaktiviert. Die 
Erhebung dieser Daten war seit 2011 
vorgenommen worden. Die Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) kritisiert 
die Maßnahme. Deren Sprecher Ben-
jamin Jendro: „Eine derart falsch 
verstandene Toleranz ist Wind auf 
die Mühlen von Rechtsextremen und 
Verschwörungstheoretikern.“ Nur 
ein Viertel der tatverdächtigen deut-
schen Staatsbürger in dieser Alters-
gruppe hatte auch tatsächlich deut-
sche Eltern.   � F.B.
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Im britischen Leicester lebten indische 
Hindus und Muslime seit Jahrzehnten 
bislang friedlich zusammen. Und das, ob-
wohl sich in Indien derzeit die Beziehun-
gen zwischen den beiden Religionen ver-
schlechtert haben. Doch nach dem Sieg 
Indiens gegen den Erzrivalen Pakistan bei 
einem Asien-Cup-Spiel der Kricketmann-
schaften in Dubai am 28. August kam es in 
Leicester zu gewaltsamen Zusammenstö-
ßen zwischen Mitgliedern der Hindu- und 
der muslimischen Gemeinschaft. 

Nach dem Spiel feierte eine große 
Menschenmenge den Sieg Indiens über 
seinen Erzfeind Pakistan, wobei einige 
von ihnen indische Flaggen schwenkten. 
An jenem Abend marschierte eine Gruppe 
von etwa 200 Hindu-Männern durch die 
Stadt, wobei einige von ihnen „Jai Shri 
Ram“ (Heil dem Herrn Ram) riefen – ein 
Schlachtruf der Hindus in Indien. Bald ka-
men auch Muslime auf die Straße, was zu 

Handgreiflichkeiten führte. In den loka-
len Medien wurden Videos veröffentlicht, 
die große Gruppen von Jugendlichen mit 
Masken und Sturmhauben zeigten, die 
sich auf der Straße prügeln. Ein Hindu-
Tempel wurde verwüstet, als eine Gruppe 
muslimischer Männer gegen den sponta-
nen Marsch protestierte. Die Unruhen 
hängen mit der zunehmenden Radikali-
sierung der Muslime und dem neuen Hin-
du-Nationalismus in Indien unter Premi-
erminister Narendra Modi zusammen.

Pradip Gajjar, der Vorsitzende des 
Hindutempels Iskcon Leicester, verlas 
eine gemeinsame Erklärung, in der es 
hieß, man sei „traurig und untröstlich 
über den Ausbruch von Spannungen und 
Gewalt“. „Körperliche Angriffe auf un-
schuldige Menschen und ungerechtfertig-
te Sachbeschädigung gehören nicht zu 
einer anständigen Gesellschaft und auch 
nicht zu unserem Glauben“, fügte er laut 

einem von der Lokalzeitung „Leicester 
Mercury“ veröffentlichten Video hinzu. 
Jonathan Ashworth, ein oppositioneller 
Labour-Abgeordneter in Leicester, verur-
teilte in einem Interview mit Times Radio 
„schockierende Szenen von inakzeptab-
len Gewalttaten“. Die Ausschreitungen 
fanden in der multikulturellsten Stadt 
Englands statt und sorgten sogar in Indi-
en und Pakistan für Schlagzeilen.

„Inakzeptable“ Tempel-Entweihung
Die Polizei in Leicester teilte mit, dass 
mindestens 47 Personen festgenommen 
worden seien. „Die Auswirkungen dieser 
Unruhen auf unsere lokalen Gemein-
schaften sind nicht akzeptabel“, erklärte 
die Polizei von Leicestershire. Die Beam-
ten hatten zusätzliche Befugnisse erhal-
ten, um in bestimmten Gebieten Perso-
nen anzuhalten und zu durchsuchen und 
Minderjährige in ihre Häuser zurückzu-

bringen. Der Bürgermeister der Stadt hat 
auch Desinformationen in den sozialen 
Medien für die Eskalation der Gewalt ver-
antwortlich gemacht.

Führende Persönlichkeiten der beiden 
Gemeinschaften zeigten sich schockiert 
über die Gewalt in einer Stadt. „Was wir 
auf den Straßen gesehen haben, ist sehr 
alarmierend“, wurde Suleman Nagdi von 
der Föderation der muslimischen Organi-
sationen von der BBC zitiert. Dharmesh 
Lakhani, ein Führer der Hindu-Gemein-
schaft, sagte, die Entweihung des Tempels 
sei „inakzeptabel“. Das indische Hoch-
kommissariat verurteilte die „Vandalisie-
rung von Gebäuden und Symbolen der 
hinduistischen Religion“. 

Der Muslim Council of Britain, der 
größte britische Dachverband muslimisch 
geführter Organisationen, beschuldigte 
das indische Hochkommissariat selekti-
ver Verurteilung.� Bodo Bost

GROSSBRITANNIEN

Ende eines friedlichen Zusammenlebens
Ein Kricketspiel löst in England eine Spirale der Gewalt zwischen dort lebenden Hindus und Muslimen aus

b MELDUNGEN

Holz laut EU 
unnachhaltig
Brüssel – Das EU-Parlament hat der 
überarbeiteten Erneuerbaren-Ener-
gien-Richtlinie (RED) III zugestimmt, 
die verschärfte Nachhaltigkeitsbe-
stimmungen für die energetische Ver-
wertung von Biomasse-Festbrennstof-
fen enthält. So gilt Holz zukünftig 
nicht mehr als erneuerbarer und somit 
nachhaltiger Energieträger, obwohl 
Holz fast die Hälfte der derzeit für die 
Energieerzeugung verwendeten Bio-
masse ausmacht und mit Holz betrie-
bene Pelletheizungen jahrelang geför-
dert wurden. Als Vorwand dient die 
Forstschonung, welche angeblich er-
fordere, die Entnahme von Holz aus 
den Wäldern bis 2030 zu verringern, 
wobei die EU-Kommission das kon-
krete Ausmaß dieser Reduzierung 
festlegen soll. Damit droht der absur-
de Zustand, dass Schadholz, wie es 
durch das Fällen von Bäumen auf-
grund von Borkenkäferbefall entsteht, 
nicht mehr verbrannt werden darf, 
sobald die von der EU vorgegebenen 
Quoten erreicht sind.� W.K.

Polen droht  
mit Klage
Warschau – Polens stellvertretender 
Außenminister Marcin Przydacz (PiS) 
kündigte an, Polen werde vor dem 
Europäischen Gerichtshof Klage ge-
gen die EU-Kommission einreichen, 
wenn diese die für Polen bestimmten 
Mittel aus dem sogenannten Corona-
Wiederaufbaufonds weiterhin blo-
ckiert. Im Radiosender RMF FM sagte 
Przydacz, Polen werde die Investitio-
nen, die im Konjunkturprogramm des 
Landes vorgesehen sind, unabhängig 
davon umsetzen, ob die EU-Kommis-
sion die erste Tranche aus dem Fonds 
ausgezahlt hat. Der stellvertretende 
Außenminister äußerte sich zudem 
zuversichtlich, die EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen wer-
de „das Interesse verlieren, sich in die 
polnische Politik einzumischen“, soll-
te die Partei „Recht und Gerechtig-
keit“ (PiS) nach den Parlamentswah-
len im kommenden Jahr eine dritte 
Amtszeit in Folge antreten.� N.H.

Kohlemangel  
in Polen
Warschau – Bereits am 13. April hat 
Polen als eines der ersten EU-Länder 
ein Embargo gegen Kohle aus Russ-
land verhängt. Zu Beginn der Heizsai-
son zeigt sich nun allerdings, dass der 
Plan der polnischen Regierung, Ersatz 
für die bislang aus Russland importier-
ten acht Millionen Tonnen Kohle zu 
finden, nicht vollständig aufgeht. Laut 
Schätzungen werden von den insge-
samt 13,6 Millionen polnischen Haus-
halten noch immer zwei Millionen mit 
Kohleöfen beheizt. Davon wird laut 
dem MDR eine Million Haushalte oh-
ne Kohlereserven in den Winter ge-
hen. Als Problem hat sich herausge-
stellt, dass Häfen wie Danzig auf den 
Import der großen Kohlemengen gar 
nicht vorbereitet sind. Getrieben von 
einer steigenden globalen Nachfrage 
hat sich der Kohlepreis auf dem Welt-
markt zudem seit Jahresbeginn ver-
dreifacht. Von den ungefähr 50 Millio-
nen Tonnen an Kohle, die Polen selbst 
fördert, sind nur etwa sieben Millio-
nen Tonnen für die Beheizung in den 
Haushalten geeignet.� N.H.

VON GERNOT DANOWSKI

W enn die Österreicher 
den Bundespräsidenten 
wählen dürfen, kommt 
es auf einige Faktoren 

an. Gute Argumente, Amtswürde, den 
Wahlkampf mit den obligatorischen Dis-
kussionsrunden. Und nicht zuletzt die 
Kandidaten selbst. 

Immerhin treten gleich derer sechs 
sehr unterschiedliche Kandidaten gegen 
den Amtsinhaber Alexander Van der Bel-
len an. Da wäre Heinrich „Heini“ Stau-
dinger. Der oberösterreichische Unter-
nehmer hat sich über Österreichs Gren-
zen hinaus einen Namen mit der Produk-
tion von Schuhen gemacht. Er gilt als 
kämpferischer Charakter. 2012 hatte er 
den Unmut der Finanzmarktaufsicht auf 
sich gezogen, weil er über Crowdfunding 
die Kredite von privaten Investoren ge-
sammelt hatte. Eine Strafe von 2000 Eu-

ro weigerte er sich zu zahlen, da lasse er 
sich lieber einsperren. Im Wahlkampf um 
die Hofburg setzt der 69-Jährige auf die 
Themen Gerechtigkeit und Frieden. 
Trotz Bekanntheit werden ihm mit zwei 
Prozent in Umfragen keine großen Chan-
cen eingeräumt.

Chancen auf Platz zwei rechnet sich 
hingegen Tassilo Wallentin aus. Er liegt 
in den Umfragen bei sieben Prozent. Der 
Wiener Jurist schreibt regelmäßig Ko-
lumnen in Österreichs größter Zeitung, 
der „Krone“. Dort kritisiert er die EU als 
intransparent und mahnt eine konse-
quente Migrations- und Asylpolitik an. 
Im Falle einer Wahl will er den Schwer-
punkt auf Österreichs Neutralität und die 
fachliche Fähigkeit der Regierung legen. 
In den vergangenen Tagen erregte Wal-
lentin nochmals Aufsehen, als er in Wien 
Brennholz verteilte.  

Etwas flippiger kommt der ehemalige 
FPÖ- und BZÖ- (Bündnis Zukunft Öster-

reich) Politiker Gerald Grosz daher. Er 
diskutiert regelmäßig auf dem Boulevard-
sender OE24 kontrovers mit anderen 
Talkgästen. Dabei bewegt er sich oft am 
Rande zur Satire, tauchte er zur Kritik der 
Corona-Maßnahmen in einer Talkrunde 
doch tatsächlich mit Zollstock auf, um 
demonstrativ 1,5 Meter Abstand einhal-
ten zu können. Inhaltlich steht er der EU 
und den Russlandsanktionen kritisch ge-
genüber. Für Sonntag erwartet man für 
ihn laut Umfragen vier Prozent.

Die zehnprozentige Bierpartei
Ebenso viel wie für den 61-jährigen 
Rechtsanwalt Michael Brunner. Er ist Par-
teiobmann der MFG-Partei (Menschen 
Freiheit Grundrechte), die sich gegen 
Impfzwang und übergriffige Corona-Maß-
nahmen eingesetzt hatte. Sollte er in die 
Wiener Hofburg einziehen, hat für ihn die 
Aufhebung aller Corona-Einschränkun-
gen Priorität. Auch eine Entlassung der 

Regierung wäre unter seiner Präsident-
schaft nicht ausgeschlossen.

Mit 35 Jahren ist Dominik Wlazny der 
jüngste Kandidat. Der Satiriker und Chef 
der Bierpartei (Künstlername: Marco  
Pogo) verfügt über große Reichweite in 
den sozialen Medien. Mit 63.000 auf In-
stagram punktet er so gerade beim jünge-
ren Publikum. Als Satirekandidat ver-
steht sich der Musiker und ausgebildete 
Mediziner jedoch nicht. Mit seinen 
Schwerpunkten Gesundheit und gesell-
schaftlichem Dialog kommt er laut Um-
fragen auf bis zu zehn Prozent.

Knapp vor Wlazny sehen die Mei-
nungsforscher den FPÖ-Kandidaten Wal-
ter Rosenkranz (elf Prozent der Stim-
men). Er will sich für eine freiheitlichere 
Corona-Politik einsetzen und den Grenz-
schutz stärken. Genau wie Brunner kün-
digte er an, er würde in einem mehrstufi-
gen Verfahren die Regierung entlassen, 
falls diese keine Verbesserungsvorschlä-
ge unabhängiger Experten annehme. Eine 
Aussage, vor der einige in der Regierung 
tatsächlich zittern dürften, ist es doch in 
Österreich gute Sitte der Regierung, ei-
nem neuen Bundespräsidenten ihren 
Rücktritt anzubieten.

Van der Bellen sieht gelassen zu
Ob es dazu allerdings kommt, ist mehr als 
fraglich. Der amtierende Präsident Van 
der Bellen hielt sich komplett aus den 
Fernsehdebatten heraus und war somit 
kaum angreifbar. Noch dazu scheint es so, 
als könnte der Ex-Grüne durch öffentli-
che Auftritte auf internationalem Parkett 
und vor allem durch seine Fähigkeit der 
Mobilisierung des eigenen Lagers die 
Wahl nach Hause bringen.

Damit es spannend wird, käme es also 
auf zweierlei an: Van der Bellen müsste 
unter 50 Prozent bleiben und einer der 
vier bürgerlichen Kandidaten (Grosz, 
Brunner, Wallentin, Rosenkranz) muss 
Platz zwei erreichen. Dann könnten die 
Karten aber tatsächlich neu gemischt 
werden, denn Stichwahlen finden unter 
anderen Voraussetzungen statt, zumal 
das Wählerklientel der Mitte/Rechts-
Kandidaten sich auf einen Herausforde-
rer konzentrieren könnte. So oder so: 
Van der Bellen und die aktuelle Regie-
rung dürften dem Sonntag gelassen ent-
gegensehen.

ÖSTERREICH

Sechs gegen Van der Bellen
Sonntag wählt Österreich den Bundespräsidenten – Der Alte dürfte wohl auch wieder der Neue werden 

ORF-Elefantenrunde ohne Van der Bellen: Die Präsidentschaftskandidaten (v. l.) Gerald Grosz, Dominik Wlazny, Walter Rosenkranz, 
Tassilo Wallentin, Michael Brunner sowie „Heini“ Staudinger mit „Im Zentrum Spezial“-Moderatorin Claudia Reiterer� Foto: pa



VON HERMANN MÜLLER

A uf die Frage, welchen Politiker 
sie bei einer Direktwahl zum 
Bundeskanzler wählen wür-
den, nannten noch im August 

26 Prozent der vom RTL/ntv-Trendbaro-
meter Befragten den Namen von Robert 
Habeck. Der Grüne landete damit vier Pro-
zentpunkte vor dem amtierenden Kanzler 
Olaf Scholz. Wenige Wochen später hat 
das Bild des Vizekanzlers und Wirtschafts-
ministers starken Schaden genommen. Es 
mehren sich die Zeichen, dass der 52-jähri-
ge Schriftsteller im Amt überfordert ist 
und grobe handwerkliche Fehler macht. 

Stark zu diesem Bild beigetragen hat 
das Scheitern von Habecks Plan einer Gas-
umlage, welche die Gasimporteure in die 
Lage versetzen sollte, die stark gestiegenen 
Einkaufskosten an Haushalte und Unter-
nehmen weiterzureichen. Nach Kritik, 
dass auch Firmen von der Umlage profitie-
ren könnten, denen es wirtschaftlich gut 
geht, hatte der Wirtschaftsminister bereits 
im August Nachbesserungen ankündigen 
müssen, um „Trittbrettfahrer vom Tritt-
brett“ zu schubsen. Im September ent-
brannte in der Ampelkoalition weiterer 
Streit über Fragen wie die, ob die Gasum-
lage von der Mehrwertsteuer befreit wer-
den kann oder ob die Gasumlage auch nach 
der Verstaatlichung des größten Profiteurs 
der Umlage, des Unternehmens Uniper, er-
hoben werden soll.  Habeck sorgte bei der 
Diskussion immer wieder für Irritationen, 
indem er an der Gasumlage zwar festhielt, 
sie gleichzeitig aber immer wieder selbst 
hinterfragte. Gestoppt hat die Ampelkoali-
tion die Gasumlage nur wenige Tage, bevor 
sie zum 1. Oktober eingeführt werden soll-
te, quasi als Notbremsung. 

Zweifel an Kompetenz
Aus Sicht von Teilen der Grünen hat Ha-
beck sich auch in der Frage der letzten 
noch im Betrieb befindlichen deutschen 
Kernkraftwerke als Umfaller entpuppt. 
Lange bestritt er mit dem Argument, 
Deutschland habe keine Stromprobleme, 
die Notwendigkeit eines sogenannten 
Streckbetriebs, um letztendlich doch dem 
zeitweiligen Weiterbetrieb von zwei Kern-
kraftwerken zuzustimmen.

Zweifel an der Wirtschaftskompetenz 
des promovierten Philosophen weckte 
auch sein Auftritt in der Diskussionssen-
dung „Maischberger“ am 6.  September, 
als er darauf beharrte, es werde durch die 
hohen Energiepreise in Deutschland nicht 
zwangsläufig zu einer Insolvenzwelle 
kommen. Ebenfalls bei Sandra Maisch-
berger sagte Habeck, er habe momentan 
gar keine Zeit, Brötchen zu kaufen und in 
Ruhe zu frühstücken. 

Dieser larmoyante Ton ist für Habeck 
nicht neu. Schon als vergangenes Jahr der 

Journalist Markus Weldenkirchen wäh-
rend des Bundestagswahlkampfes ihn be-
gleitete, hatte der Grünen-Politiker ge-
klagt, dass er stark unter Kritik stehen 
werde, sollte er Minister einer Bundesre-
gierung werden. 

Zweifel an Charakterstärke
Nebenbei lieferte er einen Einblick ins 
häusliche Privatleben. Die Beschreibung 
des grünen Spitzenkandidaten ging über 
ungewaschenes Geschirr bis hin zur Kla-
ge, er hätte am Morgen sein Müsli nur mit 
Wasser essen können, weil nicht einmal 
Milch im Haushalt vorhanden gewesen 
sei. Der Journalist Béla Anda kommen-
tierte das Lamentieren des Grünen im 
Videoformat der „Bild“-Zeitung damals 
als „Mimimi“ und verwies auf die extrem 
hohe Arbeitsbelastung, die auf Habeck als 
Bundesminister erst noch zukomme. 

Aufschlussreich ist auch der Blick in 
sein Studentenleben, den er gewährt hat. 
In einem Interview mit der „Zeit“ verriet 
er, dass er sich in der Studienzeit zeitwei-
se komplett in der Bibliothek vergraben 
habe. Nach seiner Selbsteinschätzung ha-
be dieses Leben als „radikaler Philosoph“ 
seinem Sozialleben nicht gut getan. Erst 
mit einem Umbruch habe er sein Leben 
wieder auf die Spur gebracht, so Habeck: 
„Ich floh mit einem Erasmus-Stipendium 
von Freiburg nach Dänemark.“

Zum Bild des überlasteten Politikers 
passt eine Rede, die der Wirtschaftsminis-
ter am 22. September auf einer Veranstal-
tung des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie (BDI) gehalten hat. Mit Bezug 
auf die Mitarbeiter seines Ministeriums 
sagte er: „Die Leute, irgendwann müssen 
die auch schlafen und essen … Es ist jetzt 
kein Scheiß, den ich erzähle: Die Leute 

werden krank. Die haben Burnout, die 
kriegen Tinnitus. Die können nicht mehr.“ 

Zweifel an Personalpolitik
Ein Bericht des „Handelsblatts“ hat in-
zwischen noch ein weiteres Detail der 
Arbeitsatmosphäre in dem von Habeck 
geführten Ministerium gezeigt. Unter Be-
rufung auf ein internes Protokoll berich-
tete das „Handelsblatt“ von „Angst, Frust 
und Verunsicherung innerhalb der Lei-
tungsspitze“. Vertraute des Wirtschafts-
ministers sollen den Verfassungsschutz 
auf zwei altgediente, ranghohe Mitarbei-
ter angesetzt haben. Beschrieben werden 
auch „enge familiäre Bande“ auf der Ebe-
ne der Staatssekretäre sowie eine „Grüne 
Clanstruktur“, die man, laut den Vorwür-
fen aus dem internen Protokoll, „nicht 
anders denn als ,Vetternwirtschaft‘ be-
schreiben kann“.
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ROBERT HABECK

Der grüne Wirtschaftsminister 
zeigt zunehmend Nerven

Nicht nur Pleiten, Pech und Pannen sprechen für eine Überforderung des 
einstigen Publikumslieblings

Es ist einige Jahre her, da bemühte sich die 
damals oppositionelle FDP mit dem Slo-
gan „Arbeit muss sich wieder lohnen“ um 
Wählerstimmen. Mittlerweile sitzen die 
Liberalen wieder in der Regierung und das 
Ergebnis einer neuen Umfrage muss ihnen 
in den Ohren klingeln. Mit 48 Prozent wür-
de demnach knapp die Hälfte der Arbeit-
nehmer in Teilzeit wechseln, wenn der 
Arbeitgeber zustimmte. Und 56  Prozent 
erklärten, dass sie schnellstmöglich die 
Arbeit an den Nagel hängen würden, wenn 
sie finanziell nicht auf den Lohn angewie-
sen wären. „Besonders junge Berufstätige 
in Deutschland streben den Ergebnissen 
unserer Studie zufolge vehement nach 
mehr Freiräumen im Beruf“, berichtete 
Christopher Lohmann, Vorstand des Ver-
sicherungsunternehmens HDI, das die 
Umfrage in Auftrag gegeben hatte. 

Über die Ursachen dieser Entwick-
lung wird gerätselt. Ein Thema ist seit 
Jahren das sogenannte Ehegattensplit-
ting. Vor allem verheiratete Frauen arbei-
ten in Teilzeit, das bestehende Modell 
bevorzugt sie finanziell. Von der OECD 
und der EU-Kommission wurde Deutsch-
land wiederholt für das Ehegattensplit-
ting gerügt. Das Argument lautet, dass es 
Frauen vom Arbeitsmarkt fernhalte. 
Doch keine Regierung hat sich bisher an 
eine Reform getraut, würde es doch die 
Steuerlast der Familien erhöhen, sollte 
die Ehefrau gehaltsmäßig zu ihrem Gat-
ten aufschließen. 

Doch es geht nicht nur um das Thema 
Ehegattensplitting. Einhergehend mit 
der mangelnden Lust zu arbeiten in der 
jüngeren Generation wächst die Zahl der 
offenen Lehrstellen. Das gilt primär für 

die Niedriglohnbereiche. Einhellig klagen 
Handwerker, Friseure oder Pflegeunter-
nehmen über einen Nachwuchsmangel. 
Viele Jugendliche mit niedrigem Bil-
dungsabschluss starten gleich eine „Kar-
riere“ als Transferleistungsbezieher. 

Angetrieben von explodierenden 
Energiepreisen hat sich die Ampelkoali-
tion dazu entschlossen, ein sogenanntes 
Bürgergeld einzuführen. Doch das sorgt 
für Widerspruch. Der Präsident des Zen-
tralverbandes des Deutschen Handwerks, 
Hans Peter Wollseifer, schlug die Hände 
über dem Kopf zusammen. Es werde dazu 
führen, „dass sich für mehr Menschen als 
bisher das Nichtarbeiten mehr lohnt als 
das Arbeiten“, sagte er der „Rheinischen 
Post“ und fügte hinzu: „Es sorgt für De-
motivation bei denjenigen, die mit einem 
geringen Gehalt regulär arbeiten. Am 

unteren Ende verschwimmen immer 
mehr die Grenzen zwischen regulärer 
Arbeit und dem Bürgergeld.“ 

Doch nicht nur im Niedriglohn-Sek-
tor mangelt es zunehmend an der Bereit-
schaft zu arbeiten. Viele Abiturienten 
oder Hochschulabsolventen begeben sich 
nach dem Abschluss erst einmal auf län-
gere Auslandsreisen. Das Motto „Leben 
um zu arbeiten“, hat offenbar ausgedient. 

Mittlerweile wird die Viertagewoche 
immer beliebter. Mit 76  Prozent wün-
schen sich mehr als drei Viertel aller Be-
schäftigten laut der HDI-Umfrage einen 
Tag weniger Arbeit pro Woche. Das gilt 
für Menschen, die in sogenannten kör-
perlichen Berufen arbeiten, aber auch für 
Führungskräfte, die sich mehr Freiräume 
und eine flexiblere Arbeitszeitgestaltung 
wünschen.� Peter Entinger

HDI-UMFRAGE

Deutsche wollen weniger arbeiten
Die Abkehr vom Fördern und Fordern der Agenda 2010 fördert den Trend zum Müßiggang

b MELDUNGEN

Polen fordert 
mehr
Warschau/Potsdam – Bei den Ver-
handlungen zur Versorgung der PCK-
Raffinerie Schwedt mit Öllieferungen 
über den Danziger Hafen zeichnet 
sich noch keine Lösung ab. Wie der 
rbb berichtet, hat das polnische Kli-
maministerium auf Anfrage mitge-
teilt, die Treuhandverwaltung über 
die Raffinerie reiche nicht aus. Indi-
rekt läuft dies auf eine Forderung Po-
lens an Deutschland hinaus, dass rus-
sische Unternehmen Rosneft, das 
derzeit noch Mehrheitseigentümer 
der Raffinerie in der Uckermark ist, zu 
enteignen und zu verstaatlichen. Die 
Bundesregierung hat Rosneft-
Deutschland im September unter 
Treuhand-Verwaltung gestellt. Nach 
dem Willen der Bundesregierung soll 
in Schwedt ab Jahresende kein russi-
sches Öl mehr verarbeitet werden. 
Zwar besteht eine Pipeline vom Hafen 
Rostock, über die Öl aus anderen Her-
kunftsländern nach Schwedt trans-
portiert werden kann, allerdings 
reicht die Kapazität dieser Leitung 
nicht aus, um PCK Schwedt rentabel 
betreiben zu können.� N.H.

Probleme beim 
Block Isar 2 
Landshut – In dem seit 1988 in Be-
trieb befindlichen Block  2 des Kern-
kraftwerkes Isar unweit von Landshut 
gibt es technische Probleme. Wie der 
Betreiber PreussenElectra mitteilte, 
muss er den Atommeiler wegen des 
Austauschs eines undichten Druck-
ventils im Reaktorbereich noch in die-
sem Monat für mehrere Tage stillle-
gen, denn kommenden Monat wären 
die Brennelemente bereits so weit ver-
braucht, dass es schwierig sein würde, 
die Anlage aus dem Stillstand heraus 
wieder hochzufahren. Experten wie 
der Geschäftsführer der Gesellschaft 
für Anlagen- und Reaktorsicherheit 
(GRS), Uwe Stoll, halten das Vorhaben 
für riskant: „Eine solche Art des Hoch-
fahrens hatten wir schlichtweg noch 
nicht … Wir wissen nicht, wie sich der 
Reaktor bei diesem Prozess verhält.“�  
� W.K.

USA sabotieren 
Chinas Mühen
Peking/Washington/Den Haag – Die 
Mikrochipindustrie der Volksrepublik 
China (VRC) hinkt trotz umfangrei-
cher staatlicher Fördermaßnahmen 
technologisch etwa fünf Jahre hinter 
dem Branchenprimus Taiwan hinter-
her. Das macht umfangreiche Importe 
der VRC aus dem Ausland nötig. Die 
USA unternehmen erhebliche An-
strengungen, damit der Rückstand der 
Volksrepublik bestehen bleibt. So hat 
US-Präsident Joe Biden ein Gesetz zur 
Unterstützung der US-Chip-Industrie 
mit 52  Milliarden US-Dollar unter-
zeichnet, gemäß dem die Nutznießer 
keine Anlagen in die Volksrepublik ex-
portieren dürfen. Auch haben die USA 
erfolgreich gegen den Verkauf der mo-
dernsten Baureihe von EUV-Lithogra-
phie-Systemen des niederländischen 
Konzerns ASML an das Reich der Mit-
te interveniert. ASML ist der weltweit 
größte und renommierteste Hersteller 
solcher hochkomplexen Apparaturen, 
ohne die es nicht möglich ist, Mikro-
chips der allerneuesten Generation zu 
fertigen .� W.K.



FLORIAN STUMFALL

D eutschland ist in einem 
schlechten Zustand. In einem 
der einst führenden Indust-
rieländer der Welt ist es mög-

lich geworden, dass die rote Bürgermeis-
terin der Hauptstadt eine stundenweise 
Abschaltung des Stroms für „vertretbar“ 
hält. Und es ist möglich geworden, ohne 
dass ein großer Aufschrei erfolgt wäre. 
Das zeigt, was noch wirksam ist in diesem 
Land: die stete Indoktrination, welche die 
Menschen gefügig hält.

Zu dem Scheitern der Energiewende 
als einer Todesgefahr für die ganze Wirt-
schaft kommt die finanzielle Lage. 
Deutschland ist – wie der EU-Raum ins-
gesamt – horrend überschuldet, und diese 
Schulden steigen jeden Tag. Einst wurde 
den gläubigen Menschen der Maastricht-
Vertrag vorgezeigt, gemäß dem die Ver-
schuldung 60 Prozent des Bruttoinland-
produktes (BIP) nicht überschreiten darf. 
Der Durchschnitt der Euro-Zone beträgt 
rund 95 Prozent, derjenige Deutschlands 
liegt zumindest bei 65, und Griechenland 
bringt es auf 190 Prozent des BIP.

Immer mehr deutsche Betriebe gehen 
ins Ausland. Dabei sind die vaterlandslo-
sen großen multinationalen Kapitalgesell-
schaften gar nicht das ärgste Problem, 
wenn man vom drohenden Ruin der deut-
schen Automobilindustrie einmal absieht. 
Noch mehr muss der Umstand Sorge be-
reiten, dass auch der Mittelstand abwan-
dert, das Rückgrat der deutschen Wirt-
schaft, bestehend aus Betrieben, die hier 
im Land sogar Steuern zahlen. Viele von 
denen, die nicht weg können, sind von In-
solvenz bedroht.

Scheitern der Energiewende
So auch in der Bauindustrie. Dort ist die 
Lage gekennzeichnet von einem seit Jah-
ren anhaltenden Mangel an Wohnraum. 
Gleichzeitig aber kommen seit 2015 jähr-
lich Zigtausende von Zuwanderern ins 
Land – seit dem Beginn des Ukrainekriegs 
sind es allein eine Million –, und niemand 
der politisch Verantwortlichen sieht sich 
genötigt einzuschreiten. Der Bedarf an 
Wohnraum wächst jährlich um den Um-
fang einer Großstadt. Insolvenzen in der 
Bauindustrie bei gleichzeitigem Wohn-
raummangel – das ist ein rot-grünes No-
vum in der Geschichte der deutschen 
Wirtschaft.

Die Versorgung der Bevölkerung mit 
Waren des täglichen Bedarfs ist nicht 

mehr gewährleistet. Die Preise steigen 
fast täglich, bei Energie-intensiven Pro-
dukten summiert sich das teils auf meh-
rere hundert Prozent. Es droht eine 
ernsthafte Inflation. Mit Einbruch des 
Winters steht Deutschland zudem vor 
dem Beginn einer Rezession.

Zwar geht es den anderen EU-Län-
dern nicht viel besser, doch hat man 
nicht stets die ständige Ausweitung und 
gleichzeitige Vertiefung, sprich Zentrali-
sierung, der EU mit der Notwendigkeit 
begründet, Gefahren wie die beschriebe-
nen künftig gemeinsam abzuwenden? 

Doch das Versagen der Brüsseler Büro-
kraten ist durchgehend. Um diesen Ge-
genstand nicht ausufern zu lassen, nur 
zwei Beispiele, allerdings ganz zentrale:

Nichts ist, erstens, so konsequent 
und vollständig unter EU-Kommando 
wie die Landwirtschaft. Das hat eine be-
denkliche Folge nach sich gezogen. Über 
10.000 Jahre war die Landwirtschaft die 
Grundlage für den Reichtum der Staaten 
und die Wohlfahrt der Menschen. Heute 
ist sie zum Kostenfaktor geworden, der 
jährlich 60 Milliarden Euro verschlingt. 

Zum zweiten: Seit es Geldwirtschaft 
gibt, das heißt seit rund 3000 Jahren, ha-
ben die Währungen die Leistungsfähig-
keit der Staaten widergespiegelt, denen 
sie zugeordnet waren. Der Euro heute 
aber ist die erste Währung der Weltge-
schichte, die Geld kostet – what ever it 
takes – und keines darstellt. Jeder Ret-
tungsschirm sowie das Tun und Treiben 
der EZB sind eine öffentliche Klage ge-
gen dieses Übel.

Welches politische Personal hat der 
Wähler mit der Aufgabe betraut, die Din-
ge zum Besseren zu wenden? Die Ant-
wort ist ernüchternd. Obenan steht ein 
Kanzler, der in einen handfesten Korrup-
tionsskandal verwickelt ist und dazu an 
einer bedauerlichen Vergesslichkeit lei-

det. Sein Vize und Wirtschaftsminister 
weiß nicht, was eine Insolvenz ist. Die 
Verteidigungsministerin befindet sich im 
mentalen Krieg gegen die Bundeswehr. 
Der Gesundheitsminister ist verhaltens-
auffällig. Die Außenministerin versetzt 
ihre Leute in Qualen und fremde in Er-
staunen, sobald sie sich ohne Manuskript 
äußert. Der Finanzminister gießt mit 
200 Milliarden Sonderzuweisungen stra-
tegisch wirksam Öl in den Brand der 
Geldentwertung. Die Innenministerin 
kokettiert mit Linksextremen und Isla-
misten. Der Justizminister schafft Ein-
richtungen zur Erleichterung von De-
nunziationen und so fort.

Deutschlands politisches Personal
Welche Gegenstände werden von den 
politisch Verantwortlichen und deren 
propagandistischem Umfeld einschließ-
lich aller möglichen Interessensgruppen 
und Sektierern als wichtig erachtet? 
Ganz oben steht natürlich das Klima, ob-
wohl man wissen sollte, dass die Wissen-
schaft nicht fähig ist, darauf einen ziel-
gerichteten und gefahrlosen Einfluss zu 
nehmen. Dicht darauf folgt die politische 
Korrektheit von Cancel Culture bis zur 
kulturellen Aneignung. Nicht minder 
wichtig ist das Gender-Unwesen, in des-
sen Rahmen bereits Siebenjährigen er-
laubt sein soll, ihr physisches Geschlecht 
medizinisch zu tilgen, so jedenfalls ein 
SPD-Unterbezirk. Der Mitteldeutsche 
Rundfunk sucht in Filmklassikern nach 
„rassistischen Stereotypen“ und „Diskri-
minierung“. Der Verein Deutscher Inge-
nieure will angesichts der Vielzahl der 
Geschlechter Unisex-Toiletten. Die grü-
ne Familienministerin von NRW fordert 
das verbriefte Recht, in der Öffentlich-
keit zu stillen. Die Tierschutzorganisati-
on PETA will über Männer, die Fleisch 
essen, ein Verbot von Sex und Fortpflan-
zung verhängen. Die Deutsche Umwelt-
hilfe will keine Weihnachtsbeleuchtung, 
auch nicht in privaten Wohnungen. Ber-
lin richtet die erste schwul-lesbische Ki-
ta ein und so fort.

Die Schere zwischen den politischen 
Obsessionen und der Wirklichkeit geht 
täglich weiter auseinander. Deutschland 
ist nicht in einem schlechten Zustand. Es 
befindet sich im schlechtesten Zustand 
seit der Währungsreform 1948.

RENÉ NEHRING

Mehr als sieben Monate nach Beginn 
des russischen Angriffs auf die Ukraine 
ist ein Ende des Kriegs kaum in Sicht. 
Im Gegenteil: Fast zeitgleich zu einem 
russischen Scheinreferendum über den 
Beitritt von vier ukrainischen Verwal-
tungsbezirken sorgt eine ganze Reihe 
von Sprengungen an den Nord-Stream-
Pipelines dafür, dass in den kommenden 
Monaten kein russisches Gas nach Mit-
teleuropa fließt. Man muss es genauso, 
von der Konsequenz her, formulieren. 
Denn die Mehrheit der deutschen Me-
dien zeigte nach Sichtbarwerden der 
aufsteigenden Gasblasen in der Ostsee 
reflexhaft mit dem Finger nach Russ-
land – freilich ohne einen Beleg. 

Angriff auf Deutschland und Europa 
Stellt man die alte Frage „Cui bono?“ 
(Wem nützt es?), wird man eher in eine 
andere Richtung schauen müssen. Der 
ehemalige polnische Außenminister 
Radosław Sikorski zumindest setzte auf 
Twitter unter ein Bild von dem Sabotage-
Akt die Worte „Thank you, USA“. Schnell 
kursierten im Netz Video-Schnipsel ei-
ner Rede von US-Präsident Joe Biden 
vom 7. Februar 2022, in dem er ankündig-
te, dass im Falle eines russischen Angriffs 
gegen die Ukraine die USA das Nord-
Stream-Projekt beenden werde. 

Ein Beweis dafür, dass die US-Ame-
rikaner den Sabotage-Akt auch tatsäch-
lich verübt haben, ist das freilich nicht, 
ebenso wenig wie der Umstand, dass der 
Nachrichtendienst Bloomberg vor Wo-
chen berichtete, dass sich die US-Gasex-
porte nach Europa seit Ausbruch des 
Krieges verdreifacht haben. Und doch 
kann niemand von denen, die Russland 
für den Anschlag verantwortlich ma-
chen, erklären, welchen Sinn es für die 
Russen haben soll, Gasleitungen, für de-
ren Bau sie etliche Milliarden Euro in-
vestiert haben, in die Luft zu jagen. Wenn 
sie dem Westen schaden wollen, brau-
chen sie nur den Gashahn zuzudrehen. 

Was im Rahmen der Nord-Stream-
Sabotage auffällt ist die Sprachlosigkeit 
der deutschen und europäischen Poli-
tik. Denn die Gasleitungen waren nie 
ein deutsch-russisches Sonderwegs-, 
sondern ein europäisch-russisches Ge-
meinschaftsprojekt. An Nord Stream 1 
sind nicht nur Gazprom, Wintershall 
und E.ON beteiligt, sondern auch der 
niederländische Staatsbetrieb Gasunie 

und der französische Energieversorger 
Engie. Nord Stream 2 wurde von mehre-
ren westlichen Partnern finanziert. 

Dies gilt es zu berücksichtigen bei 
der Bewertung der möglichen Folgen 
des Sabotage-Akts. Dieser war nicht nur 
ein Angriff gegen die Infrastruktur Russ-
lands oder Deutschlands, sondern ge-
gen mehrere Staaten der Europäischen 
Union und damit gegen die EU insge-
samt. Dieses Faktum spricht – bei allen 
Argumenten, die für eine US-Verant-
wortung sprechen – gegen eine Täter-
schaft der USA. Denn eine vorsätzliche 
Zerstörung ihrer Energieversorgung 
können die Europäer niemandem 
durchgehen lassen. Käme heraus, dass 
Washington hinter den Anschlägen 
steckt, wäre die NATO in einer kaum zu 
reparierenden Weise beschädigt. 

Letztlich mag man nicht glauben, 
dass einer der Kriegsparteien, so – par-
don – blöd ist, einen solchen Akt zu be-
gehen. Und doch hat es jemand getan.

Nochmal zur Sprachlosigkeit der 
hiesigen politischen Akteure: Wie in je-
der Situation sollte man sich auch jetzt 
davor hüten, Akteure vergangener Zei-
ten zu glorifizieren. Auch sie waren in 
ihren aktiven Tagen keineswegs unum-
stritten. Und doch fällt es schwer zu 
glauben, dass Männer wie Konrad Ade-
nauer, Helmut Schmidt, Hans-Dietrich 
Genscher und Helmut Kohl oder – wei-
ter zurückliegend – Gustav Stresemann 
und Otto v. Bismarck ähnlich teilnahms-
los geblieben wären wie die heutigen 
Verantwortlichen. 

Putins runder Geburtstag
Apropos Verantwortliche: Der wichtigste 
Akteur in dem Geschehen ist noch im-
mer der russische Präsident. Wladimir 
Putin wird am Freitag dieser Woche 
70 Jahre alt. Was an diesem Tag in sei-
nem Inneren vorgeht, weiß außer ihm 
niemand. Seit seinem Betreten der Welt-
bühne hat er zumindest immer wieder 
davon geträumt, die mit dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion verloren ge-
gangene Größe Russlands wiederherzu-
stellen. Damit ist er gescheitert. 

Scheitern werden freilich auch die-
jenigen, die glauben, Russland besiegen 
zu können. Mögen die Ukrainer derzeit 
auch in zahlreichen Operationen die 
russischen Eindringlinge zurückdrän-
gen, so bleibt Russland doch auch künf-
tig ein Faktor der europäischen Politik, 
an dem auf Dauer niemand vorbei kann. 

Hierauf fordert die Deutsche Umwelthilfe von Staat und Gesellschaft Verzicht: Weihnachtsbeleuchtung�
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Kleist, der 
Romantiker
Frankfurt an der Oder – Vom 8. Okto-
ber bis zum 15. Januar geht das Kleist-
Museum in der neuen Sonderausstel-
lung „Kleist romantisch“ der Frage auf 
den Grund, ob der Dichter Heinrich 
von Kleist ein Romantiker war. Die 
Schau legt Parallelen sowie Unter-
schiede dar zu romantischen Zeitge-
nossen wie Eichendorff oder E.T.A. 
Hoffmann. Mit „Feuergeist“ ist dane-
ben ein von Kunststudenten entwi-
ckelter Graphic Novel über das Leben 
Kleists erschienen, den es auch in Aus-
gaben mit englischen und polnischen 
Untertiteln gibt (14,95 Euro).� tws

Grass in Indien
Lübeck – Am 7. Oktober eröffnet im 
Günter-Grass-Haus die neue Sonder-
ausstellung „Indienbilder – von Mut-
ter Teresa bis Günter Grass“. Die bis 
15. Februar laufende Schau themati-
siert unterschiedliche Sichtweisen 
deutscher Reisender auf Indien in ver-
schiedenen Jahrhunderten. Internet: 
www.grass-haus.de� tws

Dank einer Scheinentführung, die sein 
Landesherr Friedrich der Weise veran-
lasste, verbarg sich der von der Reichsacht 
bedrohte Martin Luther von Mai 1521 bis 
März des folgenden Jahres auf der Wart-
burg. Dort übersetzte er binnen elf Wo-
chen das Neue Testament ins Deutsche. 
Aber damit war es nicht getan, wie die auf 
der Wartburg gezeigte Sonderschau „Lu-
ther übersetzt. Von der Macht der Worte“ 
darlegt. Sie stellt überdies die Geschichte 
der Wartburg als Lutherstätte vor.

Zurück in Wittenberg, überarbeitete 
Luther gemeinsam mit Philipp Melanch-
thon seine Übersetzung. Das Ergebnis ist 
das ohne Nennung des Verfassers heraus-
gegebene „Newe Testament Deutzsch“, 
dessen Druck Melchior Lotter der Jünge-
re am 21. September 1522 in seiner Offizin 
abschloss. Es wird daher „Septembertes-
tament“ genannt. Wegen der großen 
Nachfrage kam bereits drei Monate später 
die als „Dezembertestament“ bekannte, 
an 574 Stellen überarbeitete zweite Aufla-
ge heraus.

Die erste vollständige Bibel legten Lu-
ther und sein aus Wittenberger Reforma-
toren bestehendes Übersetzerteam 1534 
vor. Freilich gab es bereits zuvor deutsche 

Bibeln. Aber das Neue an der von Luther 
angeführten Übersetzertätigkeit war der 
Rückgriff auf den griechischen Urtext für 
das Neue Testament und den hebräischen 
für das Alte Testament, während sonst die 
Übertragung der Texte aus dem Lateini-
schen üblich war. Im Dienste bestmögli-
cher Verständlichkeit zog Luther häufig 
die sinngemäße der wörtlichen Übertra-

gung vor. Um die zu erreichen, schaute er 
dem einfachen Volk „auf das Maul“. 

Luther gab sich mit dem erreichten 
Stand der Übersetzung nie zufrieden. Da-
von zeugen Georg Rörers handschriftli-
ches „Protokoll der Bibelrevision von 1539 
bis 1541“ und Luthers Handexemplar der 
Vollbibel von 1538/39, in die er und weite-
re Reformatoren Anmerkungen und Än-

derungsbeschlüsse eingetragen haben. 
Mit seinen Übersetzungen leistete Luther 
einen grundlegenden Beitrag zur Verein-
heitlichung der deutschen Schriftsprache. 
Viele seiner Wortschöpfungen und Rede-
wendungen sind noch heute gebräuch-
lich. Etwa „Geben ist seliger denn Neh-
men“, „Ehre, dem Ehre gebührt“ oder 
„Nächstenliebe“ und „Gewissensbisse“.

Die Lutherstube der Wartburg ist zwar 
der authentische Ort des Beginns seiner 
Übersetzertätigkeit. Aber original ist in 
dem mit Tisch, Stuhl und Kachelofen ein-
gerichteten Raum gerade einmal dessen 
Verkleidung mit Bohlen. Gleichwohl war 
man in der Vergangenheit bestrebt, mit-
tels Einrichtungsgegenständen für eine 
authentisch wirkende Atmosphäre zu sor-
gen. Etwa mit Cranachs um 1527 gemalten 
Porträts der Eltern des Reformators. Sie 
und viele andere Objekte wurden in den 
1970er Jahren entfernt. Wir finden die 
wertvollsten mit dem Hinweis, dass sie 
früher in der Lutherstube präsentiert 
wurden, in der Dauerschau des Wartburg-
museums wieder.� V.-M. Thiede

b Bis 6. November auf der Wartburg. Täg-
lich 9 bis 17 Uhr. www.wartburg.de 

500 JAHRE LUTHER-BIBEL

Ehre, dem Ehre gebührt
Luthers geniale Übersetzung – Sonderausstellung zu 500 Jahre Neues Testament auf der Wartburg

Handschriftliche Änderungswünsche: Luthers Handexemplar der Bibel� Foto: Thiede

VON VEIT-MARIO THIEDE

A m 25. August des Jahres 822 
weihte der Paderborner Bi-
schof Badurad am Ufer der 
Weser das für den Bau des 

Benediktinerklosters Corvey ausersehene 
Gelände. Nachdem die ersten Bauten er-
richtet waren, ließen sich die Mönche am 
26. September in dem zwei Kilometer von 
Höxter entfernt gelegenen Corvey nieder. 
Die katholische Gemeinde Corveys ist mit 
144 Mitgliedern eine der kleinsten in 
Deutschland. Aber das Klosterjubiläum 
wird von ihr bis weit ins nächste Jahr hin-
ein groß gefeiert.

Von der alten Klosterstadt, die Kaiser 
Ludwig der Fromme zur Reichsabtei er-
hob und mit zahlreichen Privilegien aus-
stattete, steht noch das anno 885 geweihte 
Westwerk. Das aus rotem Sandstein er-
richtete Bauwerk ist eines der wenigen 
erhaltenen aus karolingischer Zeit. Zu-
sammen mit den im Erdreich unter den 
barocken Neubauten verborgenen Über-
resten der im Dreißigjährigen Krieg zer-
störten Klosterstadt gehört es seit 2014 
zum UNESCO-Weltkulturerbe. Ursprüng-
lich bestand das Westwerk aus zwei Trep-
pentürmen und einem Zwischenbau, den 
ein weiterer Turm bekrönte. Den ließ der 
von 1146 bis 1158 amtierende Abt Wibald 
von Stablo zugunsten eines zweigeschos-
sigen Glockenhauses abbrechen. Um 
1600 erhielten die Treppentürme ihre lan-
gen spitzen Helme, die sich zu Corveys 
Wahrzeichen entwickelt haben.

Am erkerartigen Vorbau der Westfas-
sade befand sich die heute durch eine Ko-
pie vertretene Tafel mit der lateinischen 
Inschrift: „Beschirme diese Stadt, o Herr, 
und lasse Deine Engel Wächter ihrer Mau-
ern sein.“ Die Schrifttafel „ist quasi der 
Grundstein der Klosterstadt“, wie Chris-
toph Stiegemann urteilt. Der ehemalige 
Direktor des Paderborner Diözesanmu-
seums hat bedeutende kulturhistorische 
Ausstellungen kuratiert. 

Inzwischen leitet er ein wissenschaft-
liches Team, das uns unter dem vielver-
sprechenden Titel „Von Engeln bewacht 
– die Himmelsstadt“ die Geschichte des 
Klosters Corvey multimedial vermitteln 

wird. Im Westwerk lässt sich laut Stiege-
mann die „Verlebendigung des Vergange-
nen“ erleben. Der Einsatz moderner Me-
dien macht das möglich.

Im Westwerk kann man das Erdge-
schoss und die darüber gelegene Johan-
niskapelle besichtigen. Stiegemann macht 
uns auf allerfeinste Bautechnik und 
kunstvoll nach antiken römischen Vorbil-
dern ausgeführte Blattkapitelle aufmerk-
sam. An vielen Stellen sind kleine Reste 
von weit über 1000 Jahre alten Wandma-
lereien erhalten. Bislang aber ist die sich 
an das Westwerk anschließende, ab 1667 
erbaute Abteikirche der größte Publi-
kumsmagnet. Sie leuchtet wie Corveys 
Wappen in Rot und Gold. Die den Heili-
gen Stephanus und Vitus geweihte Ba-
rockkirche gehört zu den bedeutendsten 
in Westfalen.

Künftig gibt es gläserne Schiebetüren 
zwischen Westwerk und Barockkirche. 
Sie lassen sich blickdicht schalten, um bei 
Führungen als Projektionsfläche für Film-
einspielungen zu dienen. In acht Minuten 

vermitteln sie uns, was man über Corveys 
Vergangenheit und Gegenwart unbedingt 
wissen muss. Die frühen Jahrhunderte der 
Reichsabtei waren ihre Glanzzeit. Sie war 
ein Zentrum der Bildung, des Glaubens 
und der Missionierung. Bis heute erinnert 
die alljährliche Vitus-Prozession an die 
feierliche Überführung des Leibes des 
heiligen Märtyrers Vitus von dem bei Pa-
ris gelegenen Kloster St. Denis nach Cor-
vey, die im Jahre 836 stattfand. 

Preußenkönig ernannte Fürsten
Der barocke Neubau des im Dreißigjähri-
gen Krieg zerstörten Klosters war 1740 
vollendet. Gestalterische Höhepunkte 
sind der mit roten und blauen Farbschlei-
ern überzogene Kreuzgang sowie der zwei 
Geschosse beanspruchende Kaisersaal 
mit den Darstellungen Karls des Großen, 
Ludwigs des Frommen und 18 weiterer 
Herrscher. Papst Pius VI. wandelte das 
Kloster und seinen Landbesitz 1792 in ein 
Fürstbistum um. Es wurde 1803 säkulari-
siert. Landgraf Viktor Amadeus von Hes-

sen-Rotenburg vererbte 1834 seine außer-
hessischen Besitzungen Ratibor und Cor-
vey an seinen Patensohn Viktor zu Ho-
henlohe-Schillingsfürst. Den erhob König 
Friedrich Wilhelm IV. von Preußen an-
lässlich seiner Erbhuldigung am 15. Okto-
ber 1840 zum Herzog von Ratibor und 
Fürst zu Corvey. Das in weiten Teilen zum 
Schloss umgebaute Kloster und seine Be-
sitzungen sind bis heute Eigentum der 
herzoglichen Familie, während die Abtei-
kirche und das Westwerk der Kirchenge-
meinde gehören.

Zum neuen Publikumsmagneten soll 
der Johannischor des Westwerks werden. 
Hier plant Stiegemann ein Farbfeuerwerk, 
obwohl von den auf die Wände gemalten 
Ornamentbändern, Akanthusranken, geo-
metrischen Mustern und illusionistischen 
Architekturelementen nur kleine Reste 
erhalten sind. Die erstaunlichsten sind die 
für das christliche Mittelalter einzigarti-
gen Darstellungen aus der antiken Mytho-
logie: Odysseus besiegt das Meeresunge-
heuer Skylla. Über sechs Pfeilern ist der 

Putz abgeschlagen. Hier lassen sich bei 
genauem Hinsehen rote Vorzeichnungen 
lebensgroßer Figuren entdecken. Die wa-
ren als Stuckreliefs ausgeführt, wie die 
unter dem heutigen Fußboden zu Tage ge-
kommenen Fragmente verraten.

Erstaunlicherweise reichen diese 
spärlichen Relikte von Malerei und Stuck 
aus, um mit Hilfe digitaler Technik das ur-
sprüngliche Erscheinungsbild des Johan-
nischores auferstehen zu lassen. Zu die-
sem Zweck können sich die Besucher Ta-
blets ausleihen. Auf eine bestimmte Stelle 
im Raum gerichtet, erscheint auf dem 
Display das ursprüngliche Aussehen wie 
zum Beispiel Stuckfiguren von zwei Frau-
en und vier Männern in kräftig roter und 
grüner Kleidung. Für das kommende Jahr 
kündigt Stiegemann die grundlegende 
Neukonzeption der Dauerausstellung in 
Corveys Schlossmuseum an, bei der er die 
„Steine zum Sprechen bringen“ will.

b www.welterbe-corvey.de;  
www.welterbewestwerkcorvey.de

Die Himmelsstadt  
an der Weser

Neue Dauerausstellung will  
„die Steine zum Sprechen bringen“ 

Das UNESCO-Weltkulturerbe Corvey feiert  
sein 1200. Klosterjubiläum



Auch schon damals gab es Sachsen, die sich an dem Wirtschaftskrieg nicht beteiligen wollten: Französische Soldaten untersuchen 
an Leipzigs Stadttor Passanten nach englischer Ware� Foto: Wikimedia 
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VON WOLFGANG KAUFMANN

S eit es Konflikte zwischen Staaten 
gibt, wird auch zu Wirtschafts-
sanktionen gegriffen, um den 
Feind in die Knie zu zwingen. In-

sofern sind die jetzigen Maßnahmen ge-
gen Russland als Reaktion auf den Ein-
marsch der Truppen Moskaus in die Uk-
raine kein Novum. 

Zu der Strategie, die gegnerische Seite 
daran zu hindern, Einnahmen durch den 
Export von Waren oder Rohstoffen zu er-
zielen und im Gegenzug überlebenswich-
tige oder strategisch unverzichtbare Gü-
ter zu importieren, griff auch Napoleon I., 
nachdem er am 21. Oktober 1805 die See-
schlacht von Trafalgar verloren und seine 
Pläne für eine Eroberung der britischen 
Inseln hatte begraben müssen. Damit 
knüpfte er an frühere Wirtschaftssanktio-
nen und Embargomaßnahmen Frank-
reichs gegen England ab 1793 an, die nun 
noch deutlich verschärft wurden. 

Am 21. November 1806  erließ der Kai-
ser der Franzosen nach dem Sieg über die 
preußisch-sächsische Armee in der Dop-
pelschlacht bei Jena und Auerstedt das 
von ihm selbst verfasste Berliner Dekret, 
in dem es unter anderem hieß: „Die briti-
schen Inseln sind in Blockadezustand er-
klärt … Der Handel mit englischen Waren 
ist untersagt … Kein Fahrzeug, das direkt 
aus England oder den englischen Kolo-

nien kommt, … darf in irgendeinem Hafen 
aufgenommen werden.“

Dieser sogenannten Kontinentalsper-
re mussten sich aufgrund der französi-
schen Übermacht bis Ende 1807 sämtli-
che europäische Staaten mit Ausnahme 
von Schweden anschließen. Napoleon 
setzte vor allem auf die Unterbrechung 
der Getreideimporte der britischen In-
dustrienation aus dem Baltikum und der 
Holzlieferungen für die englischen Mari-
newerften aus Russland sowie die völlige 
Unterbindung der Exporte von der Insel 
auf das europäische Festland. Letzteres 
sollte, so der Plan, gravierende Einnahme-
verluste aufseiten des Vereinigten König-

reiches nach sich ziehen und dessen Wirt-
schaft ruinieren. 

Doch dieser Plan ging nicht auf, ob-
gleich Großbritannien zunächst mit 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatte. So 
kam es tatsächlich zu Engpässen beim 
Holz, bis Kanada in die Bresche sprang. 
Auch stiegen die Weizenpreise auf das 
Dreifache, was zu sozialen Unruhen führ-
te. Allerdings konnte das Empire weiter 
Handel mit seinen Kolonien treiben und 
darüber hinaus neue Absatzmärkte in 
Südamerika und anderswo gewinnen, da 
die französische Seemacht gebrochen 
war. Außerdem umging Großbritannien 
die Blockade durch einen schwunghaften 
Schmuggel über das Osmanische Reich 
einschließlich des Balkans sowie die 
Nordseeinsel Helgoland.

Zum Schaden Deutschlands
Während das geplante Opfer der Konti-
nentalsperre also relativ ungeschoren 
blieb und seine wirtschaftlichen Positio-
nen außerhalb Europas sogar ausbauen 
konnte, nahm das Land des Initiators der 
Sanktionen schweren Schaden. Denn die 
britische Gegenblockade zur See führte 
zu einer dramatischen Wirtschaftskrise in 
Frankreich, weil der Außenhandel über 
See kollabierte und die Verbindung zu den 
eigenen Kolonien weitgehend abriss. An-
dererseits profitierte die zumindest für 
Kontinentalverhältnisse vergleichsweise 

fortschrittliche französische Industrie 
von der Ausschaltung der britischen Kon-
kurrenz auf dem Kontinent.

Ganz ähnlich wie heute gehörte 
Deutschland zu den Leidtragenden des 
von einem fremden Machthaber angezet-
telten Wirtschaftskrieges. Damals fehlten 
insbesondere essentielle Rohstoffe aus 
Übersee sowie die hochwertigen Indust-
rieprodukte aus England, dem Innovati-
onsmotor schlechthin. Andererseits ent-
standen dadurch starke Anreize, den eige-
nen Maschinenbau anzukurbeln und nach 
einfach herzustellenden Ersatzprodukten 
für Kaffee, Rohrzucker, Naturfarbstoffe 
und Ähnlichem zu suchen. Damit wurde 
letztlich die Grundlage für die deutsche 
Chemie- und Schwerindustrie geschaffen. 

Zu hoffen, dass es heute im Zusam-
menhang mit den Sanktionen gegen Russ-
land hierzulande zu ähnlich segensrei-
chen Effekten kommen wird, wäre aller-
dings naiv. Das weitere Beschreiten der 
Sackgasse „Energiewende“ lässt sich in 
keiner Weise mit den substantiellen und 
teilweise bis in die Gegenwart nachwir-
kenden wirtschaftlichen Fortschritten 
vergleichen, die aus der Kompensation 
der negativen Auswirkungen der Konti-
nentalsperre resultierten. 

Im Sommer 1810 sah sich Napoleon 
schließlich wegen der gravierenden Belas-
tungen für die eigene Wirtschaft und Be-
völkerung gezwungen, zurückzustecken 
und die Dekrete von Saint-Cloud und Tria-
non zu erlassen. Durch diese wurde die 
Einfuhr von britischen Kolonialwaren 
nach Frankreich ermöglicht, allerdings 
wurden diese Einfuhren mit hohen Zöllen 
und Abgaben an den Staat belegt, welche 
die Produkte erheblich verteuerten und 
damit ihre Wettbewerbsfähigkeit schmä-
lerten. Die Wiederaufnahme von Getrei-
deausfuhren nach England machte die 
Kontinentalsperre praktisch wirkungslos.

Widerstand Russlands
Der endgültige Todesstoß für die Wirt-
schaftssanktionen gegen Großbritannien 
kam am 31. Dezember 1810. An dem Tag 
unterzeichnete Zar Alexander  I. einen 
Ukas, mit dem er alle russischen Häfen 
für neutrale Schiffe mit englischen Waren 
an Bord öffnete, weil sein Land diese drin-
gend benötigte. Das war einer der Gründe 
für Napoleons späteren Einmarsch in 
Russland, dessen katastrophales Schei-
tern das Ende der Herrschaft des Kaisers 
der Franzosen einleitete und die Konti-
nentalsperre obsolet machte.

Wie weiland bei Frankreichs Konti-
nentalsperre gegen Großbritannien leidet 
heute bei den Russlandsanktionen von 
USA und EU deren Wirksamkeit darunter, 
dass sich nicht die gesamte internationale 
Gemeinschaft geschlossen daran betei-
ligt. Auch jetzt schließen sich manche 
Länder den Sanktionen nicht an oder un-
terlaufen sie gezielt. Heute ist die Zahl 
und das wirtschaftliche Gewicht dieser 
Staaten sehr viel größer als damals. Des-
halb wäre der Versuch, Abweichler zum 
Mitmachen zu zwingen, wie ihn Napoleon 
unternahm, noch aussichtsloser als sein 
damaliger Russlandfeldzug. 

Aber auch ohne ein derart spektakulä-
res Scheitern könnten die Teilnehmer an 
den Russlandsanktionen wie jene an der 
Kontinentalsperre letztlich auf der Verlie-
rer- statt auf der Gewinnerseite stehen 
– mit Ausnahme der Vereinigten Staaten 
versteht sich, die Europa nun faktisch 
zum wirtschaftlichen Kanonenfutter de-
gradiert haben.

KONTINENTALSPERRE

Als Frankreich versuchte, England mit 
Sanktionen in die Knie zu zwingen

Vor etwas mehr als zweihundert Jahren haben sich die Deutschen schon einmal an der Seite einer 
westlichen Führungsmacht an einem großen Wirtschaftskrieg gegen eine Großmacht beteiligt

PHILIPPE SUCHARD

Schokolade für 
Friedrich 

Wilhelm IV.
Nicht nur Naschkatzen dürfte „Su-
chard“ ein Begriff sein. Das Wort 
weckt Assoziationen an hochwertige 
Schokolade. Heutzutage ist „Su-
chard“ nur noch eine Marke des in 
Deerfield, Illinois, sitzenden börsen-
notierten Lebensmittelkonzerns 
Mondelez International. Einst indes 
war Suchard selbst ein Lebensmittel-
hersteller, der seinerseits über nam-
hafte Marken verfügte. Ende des 
19.  Jahrhunderts war Suchard der 
größte Schokoladenproduzent der 
Welt. 1901 wurde seine vielleicht be-
kannteste Marke registriert: „Milka“, 

zusammengesetzt aus den Anfängen 
von „Milch“ und Kakao“.

Die Geschichte der heutigen Mar-
ke und des einstigen Unternehmens 
„Suchard“ geht auf einen Mann dieses 
Nachnamens zurück, der vor 225 Jah-
ren, am 9. Oktober 1797, in Boudryam 
zu Welt kam: Philippe Suchard. Sein 
Geburtsort lag geographisch im Land 
der Milch- und Schokoladespezialis-
ten Schweiz und politisch im von den 
Preußenkönigen in Personalunion re-
gierten Fürstentum Neuenburg.

Der Gastwirtssohn begann eine 
Zuckerbäckerlehre in der Berner Con-
fiserie seines Bruders Frédéric, deren 
Teilhaber er schließlich wurde. Doch 
dann wollte der unternehmungslusti-
ge Schweizer sein Glück in der Neuen 
Welt versuchen. 1824 ging es los. Kur-
ze Zeit später war er zwar wieder zu-
rück, der Aufstieg zum Millionär war 
ihm dort verwehrt geblieben, aber er 
war deshalb nicht etwa desillusioniert 
und niedergeschlagen, sondern viel-
mehr trotz seines Misserfolgs beein-
druckt vom Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten und inspiriert. 

1825 eröffnete er in Neuenburg eine 
eigene Confiserie mit von Hand herge-
stellter „feiner hausgemachter Scho-
kolade“. Bereits im darauffolgenden 
Jahr wurde die Produktion der Schoko-
lade in eine leerstehende Mühle im 
Neuenburger Vorort Serrières ausgela-
gert. Die dortigen Maschinen konstru-
ierte das Multitalent selbst, deren An-
trieb erfolgte über Wasserkraft.

Suchards Expansionsstreben war 
unternehmerisch nicht ungefährlich, 
aber 1842 gelang ihm der Durchbruch 
dank eines Großauftrags seines Lan-
desherren Friedrich Wilhelm IV. Prei-
se auf den Weltausstellungen 1851 in 
London und 1855 in Paris folgten. Da 
Suchard in Tochter und Schwieger-
sohn würdige Nachfolger fand, erlitt 
der Aufstieg seines Unternehmens 
durch seinen Tod am 14. Januar 1884 in 
Neuenburg keinen Abbruch.�  
� Manuel Ruoff

Vor 225 Jahren geboren: Philippe  
Suchard� Foto: pa

Der Wirtschaftskrieg 
Frankreichs  
und seiner 

Verbündeten gegen 
Großbritannien 

führte schließlich zu 
deren heißem und 

blutigem Krieg 
gegen Russland
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GESCHICHTE & PREUSSEN

USA

Luxuriöse Fahrzeuge und ein harter Arbeitskampf
Beides ist mit dem Namen George Mortimer Pullmans verbunden – Vor 175 Jahren starb der Unternehmer

„Pullman“ ist insbesondere im Zusam-
menhang mit Fahrzeugen ein Synonym 
für kaum noch zu steigernden Luxus, ge-
radezu ein Gattungsbegriff für besonders 
luxuriöse Schienen-, aber auch Straßen-
fahrzeuge. Das geht zurück auf George 
Mortimer Pullman. Der Legende nach 
versuchte der US-Amerikaner während 
einer nächtlichen Eisenbahnfahrt im 
Bundesstaat New York von Buffalo nach 
Westfield in seinem Sitz zu schlafen. 
Nachdem ihm das misslungen sei, habe 
er beschlossen, Eisenbahnwaggons zu 
bauen, in denen das möglich ist. 

Gute dreieinhalb Jahrzehnte bevor er 
mit der Pullman Palace Car Company 
1867 ein Unternehmen gründete, das 
entsprechend luxuriöse Eisenbahnwa-
gen herstellte, kam er in Brocton, Chau-
tauqua County, Bundesstaat New York, 
zur Welt. Das geschah am 3. März 1831. 
Nach dem Tode seines Vaters verließ er 
1855 die Schule und zog in die Großstadt, 

die noch heute mit seinem Namen ver-
bunden ist: Chicago. 

Im darauffolgenden Jahr begann in der 
Stadt am Südwestufer des Michigansees 
ein ungefähr zwei Jahrzehnte dauerndes 
Großprojekt: die sogenannte Anhebung 
von Chicago. Zur Trockenlegung wurde 
die Bodenhöhe des Stadtzentrums um bis 
zu zweieinhalb Meter angehoben. Hier 
konnte sich Pullman an technisch führen-
der Stelle einbringen. Denn sein Vater 
hatte sich bereits bei der Verbreiterung 
des Eriekanals mit der Anhebung und Ver-
schiebung von Gebäuden beschäftigt und 
dafür sogar eine Maschine erfunden, die 
er sich 1841 hatte patentieren lassen. Zu-
sätzliches Startkapital erwirtschaftete 
George Mortimer Pullman 1859 bis 1863 
als Goldmakler in Golden, Bundesstaat 
Colorado.

Schon parallel dazu entwickelte er ab 
1858 einen komfortablen Schlafwagen für 
die Eisenbahn. Ein halbes Jahrzehnt spä-

ter meldete er sein Modell „Pionier“ zum 
Patent an. Das kostete zwar mehr als das 
Fünffache eines normalen Wagens, aber 
es verkaufte sich gut. Dabei half ihm, dass 
die Leiche des 1865 getöteten Präsidenten 
Abraham Lincoln in einem seiner Wagen 
von der Bundeshauptstadt Washington 
zum sogenannten Home of President  
Abraham Lincoln, Springfield im Bundes-
staat Illinois, überführt wurde. 

Diese webewirksame Tour durch den 
Osten der USA blieb nicht die einzige Ver-
bindung Pullmans mit der Familie Lin-
coln. Nach Pullmans Tode vor 125 Jahren, 
am 9. Oktober 1897, in seiner Schicksals-
stadt Chicago war es Abraham Lincolns 
erster und einziger damals noch lebende 
Sohn, Robert Todd Lincoln, der Pullmans 
Nachfolge als Präsident der Pullman Pala-
ce Car Company antrat.

Mit dem Namen „Pullman“ sind je-
doch nicht nur luxuriöse Wagen verbun-
den, sondern auch der bis dahin größte 

Arbeiterprotest in den USA. Wie viele pa-
triarchalische Großunternehmer hatte 
auch Pullmann eine Arbeitersiedlung er-
richtet. In seinem Falle handelte es sich 
um eine ganze Industriestadt namens 
„Pullman“.  Neben den Arbeiterunter-
künften gehörte auch die Infrastruktur 
seinem Unternehmen und wurde von die-
sem betrieben, bestimmte damit auch das 
Preisniveau in der Stadt. 

In der Wirtschaftskrise von 1893 nahm 
das Unternehmen drastische Lohnkür-
zungen vor, behielt aber die Preise bei. Das 
führte zu Streiks und Protesten. Diese 
wurden gegen den Willen des Gouver-
neurs von Illinois und des Bürgermeisters 
von Chicago auf Geheiß des Präsidenten 
der USA mithilfe Tausender Polizisten, 
Nationalgardisten und Soldaten der U.S. 
Army 1894 gewaltsam beendet. Abgesehen 
von dem Sachschaden kosteten die bluti-
gen Auseinandersetzungen 13  Menschen 
das Leben, 57 wurden verletzt.� M.R.

SIEMENS & HALSKE

Ein bisschen wie Carl Zeiss und Ernst Abbe
Vor 175 Jahren gründeten ein Meister seines Handwerks und ein innovativer Kopf in Berlin eine „Telegraphen Bau-Anstalt“
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VON MANUEL RUOFF

D er deutsche Branchenriese 
Siemens wird diesen Herbst 
175 Jahre alt. Für die heutige 
Siemens AG wäre diese Aus-

sage im engeren Sinne unzutreffend. 
Vielmehr gründeten Johann Georg Hal-
ske und Werner Siemens 1847 in Berlin 
die „Werkstatt Halske“, eine „Telegra-
phen Bau-Anstalt“ mit Sitz in Berlin. 

Halske war mit zwei Jahren Abstand 
der ältere der beiden. 1814 wurde der 
Sohn eines Zuckermaklers und ehren-
amtlichen Stadtrats in Hamburg gebo-
ren. Doch schon früh kam er nach Berlin, 
wo er auch eine gymnasiale Ausbildung 
genoss. 1828 folgte eine Lehre als Präzi-
sionsmechaniker. 1844 eröffnete er in der 
Spreemetropole mit dem Mechaniker 
Friedrich M. Boetticher eine Werkstatt 
für den Bau chemischer und mechani-
scher Apparate. 

Zu den Kunden gehörten die Institute 
der Universität und deren Dozenten. So 
entwickelte und baute Halske beispiels-
weise elektromedizinische Geräte wie 
Schlitten-Induktoren für den Begründer 
der experimentellen Elektrophysiologie 
und Mitbegründer des Faches Physiolo-
gie als naturwissenschaftliche Disziplin 
Emil du Bois-Reymond. 

Halske arbeitete also an der Schnitt-
stelle von Handwerk und Wissenschaft 
und ist in dieser Hinsicht Carl Zeiss 
nicht unähnlich. Sein Pendant zu Ernst 
Abbe, also seinen Erfinder, mit dem er 
einen Weltkonzern gründete, lernte er 
nicht über die Universität kennen, aus 
der seine Kunden stammten, sondern 
wohl in einer kaum weniger ehrwürdigen 
wissenschaftlichen Institution: der Phy-
sikalischen Gesellschaft zu Berlin.

Diese Physikalische Gesellschaft zu 
Berlin, die heute als Deutsche Physikali-
sche Gesellschaft Deutschlands älteste 
und mit mehr als 55.000  Mitgliedern 
auch die weltweit größte physikalische 
Fachgesellschaft der Welt ist, wurde 1845 
in Preußens Hauptstadt gegründet. Zu 
ihren Gründungsmitgliedern gehörten 
neben Wissenschaftlern wie Halskes 
Kunde du Bois-Reymond, Hermann 
Helmholtz oder Rudolf Virchow auch 
Halske selbst und Siemens.

Ein Jahr später wurde Siemens bei 
Halske und Boetticher vorstellig und prä-
sentierte seinen Zeigertelegraphen. Ähn-
lich wie Zeiss bei Abbe erkannte Halske 
bei Siemens dessen Potential. Halske be-
endete die Zusammenarbeit mit Boetti-
cher und bereitete mit Siemens die Grün-
dung eines gemeinsamen Unternehmens 
vor. Im September 1847 wurden in unmit-
telbarer Nähe des Anhalter Bahnhofs, in 
der Schöneberger Straße 19, je eine Woh-
nung für die beiden gemietet sowie eine 
gemeinsame Werkstatt mit einer Fläche 
von 3000 Quadratmetern. 

Ein Vergleich drängt sich auf
Was anfänglich fehlte, war ausreichendes 
Kapital. So kam Siemens’ elf Jahre älterer 
Vetter Johann Georg Siemens ins Spiel. Er 
stellte bis 1854 10.000  Taler gegen eine 
Gewinnbeteiligung von 20  Prozent zur 
Verfügung. Nun konnte es losgehen. Am 
1. Oktober wurde das neue gemeinsame 
Unternehmen gegründet, am 7. Oktober 
erhielt Siemens das seit fünf Monaten 
sehnsüchtig erwartete Patent „auf eine 
neue Art elektrischer Zeigertelegraphen 
und eine damit verbundene Vorrichtung 
zum Drucken von Depeschen“, am 9. Ok-
tober wurde die mechanische Werkstatt 
als gewerblicher Betrieb beim Königli-
chen Gewerbe-Steueramt angemeldet 
und am 12.  Oktober wurde der Betrieb 
aufgenommen.

Kurioserweise fehlte anfänglich im 
Firmennamen jeglicher Hinweis auf Sie-
mens. Letzterer war noch aktiver Offizier 
und durfte neben dem Dienst nicht unter-
nehmerisch tätig sein. So wurde erst 1851 
aus der „Werkstatt Halske“ die „Telegra-
phen-Bauanstalt Siemens & Halske“.

Die Produkte des Unternehmerge-
spanns Halske und Siemens verkauften 
sich ähnlich gut wie die des Gespanns Ab-
be und Zeiss. Die fortschrittlichen Ideen 
des einen, vom anderen handwerklich 
präzise und hochwertig umgesetzt, führ-
ten in beiden Fällen zum Erfolg. Im Falle 
von Halske und Siemens kam der begin-
nende Boom der Telegraphie hinzu. Das 
richtige Produkt zur richtigen Zeit.

Bei Halske und Siemens war es wie bei 
Zeiss und Abbe jeweils der Erfinder und 
nicht der Feinmechaniker, der längerfris-
tig die Entwicklung des Unternehmens 

bestimmte. Abbe fiel die Führung zu, da 
Zeiss vor ihm starb. Halske hingegen zog 
sich schon zu Lebzeiten aus dem Projekt 
zurück. Der Grund hierfür war im weite-
ren Sinne der schwindelerregende Erfolg, 
die enorme Nachfrage und die aus der Ab-
arbeitung der vielen Aufträge resultieren-
de atemberaubende Expansion des Un-
ternehmens. Das dabei vorgelegte Tempo 
war dem grundsoliden gebürtigen Han-
seaten zu schnell, drohte ihn zu überman-
nen. Auch zwang die Abarbeitung der 
Massen an Aufträgen zu Serienarbeit, Ar-
beitsteilung und Akkordlohn. Auch dies 
war dem grundsoliden Handwerker aus 
Berufung und Leidenschaft zuwider. 1867 
zog er sich aus der Leitung des Unterneh-
mens zurück.

Dass das in Freundschaft geschah, wie 
immer wieder beteuert wird, darf man 
wohl glauben. So ließ Halske über zwölf 
Jahre sein Geld im Unternehmen. Das ist 
umso rücksichtsvoller, als er zum einen 
Bedenken gegen den eingeschlagenen 
Kurs hatte und zum anderen grundsätz-
lich ein Kapitalabfluss gerade für ein jun-
ges expandierendes Unternehmen mit 
entsprechendem Kapitalbedarf nicht un-
problematisch ist. Auch stiftete er 
10.000 Taler für die Pensionskasse nach 
deren Einrichtung im Jahre 1872. 

Aber es gibt auch Unterschiede
Auch ansonsten betätigte sich Halske nun 
vornehmlich gemeinnützig. Noch im Jah-
re seines Ausstiegs aus der Firmenleitung 

wechselte er in den Vorstand des in jenem 
Jahr eröffneten Deutschen Gewerbe-Mu-
seums zu Berlin, des heutigen Kunstge-
werbemuseums. 1881 ließ er sich sogar zu 
dessen stellvertretenden Vorsitzenden 
wählen. 1880 bis 1886 bekleidete er zudem 
das Amt eines ehrenamtlichen Stadtrates 
in Berlin. In der Reichshauptstadt starb er 
am 18. März 1890.

Im selben Jahr schied nach Halske nun 
auch der zweite Gründer des Elektroun-
ternehmens aus der Firmenleitung aus, 
wenn auch nicht aus Unzufriedenheit, 
sondern aus Altersgründen. Zwei Jahre 
später, am 6.  Dezember 1892, starb Sie-
mens in Charlottenburg. 1897 erfolgte 
zwar eine Umwandlung in eine Aktienge-
sellschaft, aber im Gegensatz zu der Hals-
kes blieb die Familie von Siemens auch 
weiterhin im Unternehmen engagiert.

Als Abschluss noch ein Unterschied 
zwischen den Feinmechaniker-Erfinder-
Gespannen Zeiss-Abbe und Halske-Sie-
mens. Aufgrund der maßlosen Bescheiden-
heit des tugendhaften Menschenfreundes 
Abbe ist sein gemeinsames Projekt mit 
Zeiss heute mit dem Namen des Letzteren 
verbunden, also des Feinmechanikers. 
Beim Gespann Halske-Siemens war das 
umgekehrt. Zwar blieb der Firmenname 
„Siemens & Halske“ lange über das Aus-
scheiden und den Tod Halskes hinaus er-
halten, doch kam es im Rahmen des Kon-
zerns zu Neugründungen  wie 1903 der 
„Siemens-Schuckertwerke“ und 1932 der 
„Siemens-Reiniger-Werke“ nur mit „Sie-
mens“ und ohne „Halske“ im Namen. 1966 
gingen dann die drei Aktiengesellschaften 
in der neugegründeten Siemens AG auf 
und „Siemens & Halske“ war Geschichte.

Die neuen Verhältnisse wurden beim 
Logo nachvollzogen. Lange war es ein 
großes „S“ für Siemens mit einem schräg 
darauf liegenden kleineren „H“ für Hal-
ske. Bereits in der Weimarer Zeit kam da-
runter der Schriftzug „SIEMENS“ hinzu. 
Nach dem Aufgehen von Siemens & Hal-
ske in Siemens blieb nur der Schriftzug. 
So verschwindet zunehmend beziehungs-
weise verschwand bereits mit den Erzeug-
nissen von Siemens & Halske auch die an 
beide Unternehmensgründer erinnernde 
Buchstabenkombination aus dem öffent-
lichen Raum und damit auch dem kollek-
tiven Gedächtnis.

Das kleinere „H“ auf dem großen „S“ im Logo (l.u.) erinnerte noch an Halske: Präsen-
tation eines Produkts von Siemens & Halske vor der Hannovermesse des Jahres 1959

George Mortimer Pullman� Foto: pa
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VON WOLFGANG KAUFMANN

V om Schutzbereich der 
Meinungsfreiheit um-
fasst sind … Meinun-
gen, das heißt durch 
das Element der Stel-
lungnahme und des 

Dafürhaltens geprägte Äußerungen. Sie 
fallen stets in den Schutzbereich von Ar-
tikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes, 
ohne dass es dabei darauf ankäme, ob sie 
sich als wahr oder unwahr erweisen, ob 
sie begründet oder grundlos, emotional 
oder rational sind, oder ob sie als wertvoll 
oder wertlos, gefährlich oder harmlos ein-
geschätzt werden … Sie verlieren diesen 
Schutz auch dann nicht, wenn sie scharf 
und überzogen geäußert werden … Der 
Meinungsäußernde ist insbesondere auch 
nicht gehalten, die der Verfassung zu-
grunde liegenden Wertsetzungen zu tei-
len, da das Grundgesetz zwar auf die Wer-
teloyalität baut, diese aber nicht er-
zwingt.“ 

So urteilte der Erste Senat des Bun-
desverfassungsgerichts in Reaktion am 
28. November 2011 auf eine Verfassungs-
beschwerde anlässlich einer Verurteilung 
wegen Beihilfe zur Verunglimpfung des 
Staates gemäß Paragraph 90a des Strafge-
setzbuchs.

„Vertrauen erschüttern“ reicht 
Knapp zehn Jahre später führte das Bun-
desamt für Verfassungsschutz einen neu-
en „Phänomenbereich“ namens „Verfas-
sungsschutzrelevante Delegitimierung 
des Staates“ ein. Wen das Amt dabei ge-
nau im Auge hatte, teilte die Behörde un-
ter anderem in ihrem Verfassungsschutz-
bericht für 2021 mit: „Die Akteure dieses 
Phänomenbereichs zielen … darauf ab, 
wesentliche Verfassungsgrundsätze außer 
Geltung zu setzen oder die Funktionsfä-
higkeit des Staates oder seiner Einrich-
tungen erheblich zu beeinträchtigen. Sie 
machen demokratische Entscheidungs-
prozesse und Institutionen von Legislati-
ve, Exekutive und Judikative verächtlich, 
sprechen ihnen öffentlich die Legitimität 
ab und rufen zum Ignorieren behördli-
cher oder gerichtlicher Anordnungen und 
Entscheidungen auf.“ 

Weiter heißt es in der Definition des 
Inlandsgeheimdienstes: „Diese Form der 
Delegitimierung erfolgt meist nicht durch 
eine unmittelbare Infragestellung der De-
mokratie als solche, sondern über eine 
ständige Agitation gegen und Verächtlich-
machung von demokratisch legitimierten 
Repräsentantinnen und Repräsentanten 
sowie Institutionen des Staates und ihrer 
Entscheidungen. Hierdurch kann das Ver-
trauen in das staatliche System insgesamt 
erschüttert und dessen Funktionsfähig-
keit beeinträchtigt werden. Eine derartige 
Agitation steht im Widerspruch zu ele-
mentaren Verfassungsgrundsätzen wie 
dem Demokratieprinzip oder dem Rechts-
staatsprinzip. Solche Bestrebungen wer-
den vom Verfassungsschutz in den Blick 
genommen, unabhängig davon, ob die da-
hinterstehende ideologische Ausrichtung 
einem bereits bekannten extremistischen 
Phänomen eindeutig zuzuordnen ist.“ 

Laut Gericht nicht dazu befugt
Zwischen diesen beiden Aussagen der 
Hüter unseres Grundgesetzes liegt eine 
von der Weltgesundheitsorganisation 
proklamierte Corona-Pandemie mit 
zahlreichen Grundrechtseinschränkun-
gen seitens der deutschen Exekutive, 
welche von der Judikative nicht selten im 
Nachhinein für unrechtmäßig erklärt 
wurden. Trotzdem wertet der Verfas-
sungsschutz die „Agitation“ gegen die 
verhängten freiheitsbeschränkenden 
Maßnahmen als Beleg für eine „dynami-
sche und demokratiegefährdende Ent-
wicklung“ oder gar einen drohenden 
„Umsturz der bestehenden politischen 
Ordnung“ – Zeit also für die „wehrhafte 
Demokratie“, verstärkt Paroli zu bieten.

Tatsächlich haben Repräsentanten der 
Exkutive den Staat seit Anfang 2020 
selbst delegitimiert, indem sie beispiels-

weise die vom Grundgesetz gar nicht vor-
gesehene Bund-Länder-Konferenz zum 
mächtigsten Entscheidungsgremium 
während der Pandemie machten, das im 
Zuge seiner undurchsichtigen „Corona-
Gipfel“ auf autoritäre Art und an den 
Volksvertretungen vorbei über das Leben 
der Bürger und die Belange der Wirtschaft 
bestimmte. 

Dennoch wirft der Verfassungsschutz 
den „Angehörigen des Phänomenbereichs 
verfassungsschutzrelevante Delegitimie-
rung des Staates“ nun vor, unzulässige 
„Analogien“ zum NS-Regime sowie zur 
Willkürherrschaft der Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands in der DDR ge-
zogen und die „Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie … als diktato-
risch bezeichnet“ zu haben. Paradoxerwei-
se agiert der Verfassungsschutz unter der 
Ägide des politischen Beamten und CDU-
Mitglieds Thomas Haldenwang dabei aber 
selbst wie ein lupenreiner Staatsschutz, 
wenn er mit geheimdienstlichen Mitteln 
zu verhindern trachtet, dass es zu einem 
Verlust an „Vertrauen in staatliche Institu-
tionen und seine Repräsentanten“ kommt 
– wozu er laut Bundesverfassungsschutz-
gesetz überhaupt nicht befugt ist.

Verschwörungstheorie zum Ahrtal
Weiterhin tut der Verfassungsschutz et-
was, das er gerne seinen neuen Beobach-
tungsobjekten unterstellt. In der „Coro-
na-Protestszene … werden Verschwö-
rungstheorien“ verbreitet, heißt es auf der 
Internetseite des Inlandsgeheimdienstes. 
Doch was ist beispielsweise mit dessen 
eigener Behauptung, es zeuge von der Ab-
sicht, den Staat zu delegitimieren, wenn 
jemand „sich zusammen mit weiteren An-
gehörigen des Phänomenbereichs“ in die 

Flutregion im Ahrtal begebe, „um ohne 
Absprache mit staatlichen Stellen des Zi-
vilschutzes Unterstützung vor Ort zu leis-
ten“ sowie Geld und Sachspenden an die 
Betroffenen zu verteilen? Es ist ja gerade 
der Wesenskern faktenfreier Verschwö-
rungstheorien, hinter jeder Tat (und sei 
sie auch noch so gut) eine finstere Absicht 
zu wittern.

Hantieren mit Extremismus-Begriff
Dazu kommt der Versuch, „Angehörige 
des Delegitimierungs-Spektrums“ als Ex-
tremisten hinzustellen. Wie das Bundes-
verfassungsgericht in Reaktion auf die 
Verfassungsbeschwerde eines zu Publika-
tionsunterlassung verurteilten Deutschen 
am 8. Dezember 2010 urteilte, sei die Fra-
ge, inwiefern eine Position als extremis-
tisch „einzustufen ist, … eine Frage des 
politischen Meinungskampfes und der ge-
sellschaftswissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung. Ihre Beantwortung steht in 
unausweichlicher Wechselwirkung mit 
sich wandelnden politischen und gesell-
schaftlichen Kontexten und subjektiven 
Einschätzungen.“ 

Mit anderen Worten: Der Verfas-
sungsschutz geht juristisch über sehr 
dünnes Eis, sobald er mit dem Extremis-
musbegriff operiert. Und wenn die 
„Querdenker“ selbst dann sogar noch 
diejenigen sind, welche bei ihren Aktio-
nen auf die Einhaltung des Grundgeset-
zes pochen und anwesenden Polizisten 
ausgewählte Passagen daraus vorlesen, 
dann trägt dieses Eis mit Sicherheit kei-
ne einzige Sekunde. 

Auch sonst klafft eine riesige Strafbar-
keitslücke im Hinblick auf das Verhalten 
der angeblichen Staats-Delegitimierer. 
Worin bestanden denn ihre konkreten 

bisherigen Vergehen in der Regel? Im Ig-
norieren von – oftmals unsinnigen oder 
sogar rechtswidrigen – „Corona-Schutz-
maßnahmen und Auflagen der Versamm-
lungsbehörden“? Das waren lediglich 
Ordnungswidrigkeiten. In der öffentli-
chen Ansprache der zuständigen Politi-
ker? Ja, haben diese den Bürgern denn 
nicht Rechenschaft über ihr Tun zu leis-
ten? In einer „konfrontativen Haltung 
gegenüber den eingesetzten Angehörigen 
von Polizei und Ordnungsbehörden“? 

Niemand weiß, wie viele V-Leute oder 
andere staatlich besoldete Provokateure 
sich unter die Demonstranten mischten. 
Denn die Bundesregierung verweigerte 
jegliche Antwort auf eine diesbezügliche 
Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion 
der AfD. Letztlich basiert der gesamte neu 
eingeführte Phänomenbereich auf völlig 
vagen Kriterien, womit er nicht den An-
forderungen eines Rechtsstaates ent-
spricht. 

Experte: „Eine Nebelkerze“
Das ist auch das Fazit von Marcus Lutter-
beck, Oberregierungsrat und Referent in 
der Stabsstelle Polizeiliche Extremismus-
prävention beim Thüringer Ministerium 
für Inneres und Kommunales: Die Ver-
wendung des Begriffs der „verfassungs-
schutzrelevanten Delegitimierung des 
Staates“ sei „eine Nebelkerze, die über-
dies im Sinne des Demokratieschutzes 
auch noch kontraproduktiv wirkt“. Nun 
nämlich verstärke sich bei vielen Bürgern 
„das diffuse Gefühl, nicht sicher zu sein, 
ob man sich mit seiner geäußerten Mei-
nung nicht irgendwelchen Sanktionen 
aussetzt“.

Ansonsten identifizierte der Verfas-
sungsschutz auch schon die Staatsfeinde 

von morgen: „Lange Zeit war die Coro-
napandemie das bestimmende Thema 
im Phänomenbereich der ‚Verfassungs-
schutzrelevanten Delegitimierung des 
Staates‘, der sich zukünftig aber auch 
auf neue und sich ggf. überlagernde 
Themen konzentrieren dürfte. Insbe-
sondere gesellschaftliche Krisensituati-
onen, etwa signifikante Einschränkun-
gen im Zusammenhang mit Klima-
schutzmaßnahmen (sic!) oder eine 
wirtschaftliche Rezession infolge des 
russischen Angriffskriegs gegen die Uk-
raine, können instrumentalisiert wer-
den, um Institutionen und Repräsen-
tanten des Staates systematisch zu de-
legitimieren und das demokratische 
System insgesamt zu diskreditieren.“

Befürchtungen offenbar bestätigt
Insofern hatten die Kritiker der Corona-
Maßnahmen offenbar recht, als sie ange-
sichts der plötzlichen Übergriffigkeit der 
staatlichen Organe warnten: Wehret den 
Anfängen! Dabei tut der Verfassungs-
schutz als Machtinstrument der derzeiti-
gen ampelbunten Berliner Regierungs-
riege, die nach wie vor einer genuin grü-
nen Agenda folgt, freilich das von ihm 
Erwartete, wenn er einerseits den Kreis 
der vorgeblichen Extremisten um ganz 
nach Bedarf aufzublähende Gruppen er-
weitert und andererseits den Bürgern 
signalisiert, wie schnell Kritiker oder 
Zweifler an der Exekutive heutzutage in 
den Fokus des deutschen Inlandsge-
heimdienstes geraten können. Allerdings 
muss bezweifelt werden, ob dies das 
Richtige für unser Land sowie dessen 
auch und gerade vom Verfassungsschutz 
zu bewahrende freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung ist.
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FREIHEIT UND DEMOKRATIE

Im Visier: Protest gegen die Energiepolitik Ende September in Stralsund � Foto: imago/Jens Köhler

Der Verfassungsschutz rückt auf  
immer dünneres Eis vor

„Delegitimierung von Repräsentanten und Institutionen des Staates“ als neuer „Phänomenbereich“:  
Ist das noch Schutz des Grundgesetzes oder bereits ein Angriff auf die Meinungsfreiheit? 



VON JURIJ TSCHERNYSCHEW

I n Königsberg wurden vor Kurzem 
die Arbeiten zur Gestaltung des Be-
reichs um das Friedländer Tor ab-
geschlossen, in dem Gegenstände 

aus dem Alltagsleben Ostpreußens ge-
zeigt werden. Die Backsteinmauer wurde 
restauriert, das Blockhaus (eine Artille-
riebefestigung) wurde instandgesetzt 
und eine Beobachtungsplattform auf 
dem Wachthügel eingerichtet.

Das Verschönerungsprojekt wurde 
nach dem Erhalt eines Zuschusses aus 
dem EU-Förderprogramm für grenz-
überschreitende Zusammenarbeit im 
Jahr 2019 begonnen. Damals erhielt das 
Museum Friedländer Tor einen interna-
tionalen Zuschuss in Höhe von 1,2 Milli-
onen Euro. 

Das Museum erhielt diesen Zuschuss 
aufgrund eines gemeinsamen Antrags 
mit seinen Partnermuseen aus Elbing, 
dem Zentrum für Europäische Begeg-
nungen „Swjatowid“ und dem Museum 
für Archäologie und Geschichte, mit dem 
das Museum Friedländer Tor bereits in 
den Jahren 2012 bis 2014 gemeinsame 
Projekte durchgeführt hatte. Zehn Pro-
zent des Zuschusses müssen von den 
Kultureinrichtungen selbst getragen 
werden, und dieser Teil wurde von der 
Königsberger Stadtverwaltung in Höhe 
von umgerechnet rund 440.000 Euro 
beigesteuert.

Sanktionen treffen auch 
Förderprogramme
Aufgrund der Russland-Sanktionen der 
EU wurde der letzte Teil des Zuschusses 
nicht mehr überwiesen, doch der größte 
Teil der Mittel war noch rechtzeitig ange-
kommen und ermöglichte die Fertigstel-
lung der Verbesserungen wie geplant.   

Die Ausfahrt zum Parkplatz von der 
Österreichischen Straße [Prospekt Kali-
nina] aus und das Ziegeldach auf der 

Backsteinmauer müssen noch fertigge-
stellt werden. Der Auftragnehmer hat be-
reits das Mauerwerk des Gebäudes res-
tauriert und einen Fußgängerbereich ent-
lang des Bauwerks angelegt. Hinter der 
Mauer wurde ein Wächterhügel errichtet, 
auf dessen Höhe eine Aussichtsplattform 
mit Bänken und kleinen Lampen instal-
liert wurde. Von dort bietet sich ein 
Rundblick über das Museumsgelände 
und die Stadt.

Außerdem wurde der Innenhof des 
Museums Friedländer Tor verschönert. 

Der Boden wurde gepflastert, und es wur-
den Gehwege aus Pflastersteinen und Bo-
denfliesen angelegt. Die Bauarbeiter ver-
wendeten auch alte deutsche Bordsteine, 
die bei Ausgrabungsarbeiten gefunden 
worden waren. Darüber hinaus wurde das 
Blockhausgebäude umfassend renoviert. 

Erweitertes Angebot
Ein museumspädagogisches Zentrum für 
Kinder und eine Ausstellungshalle sind 
bereits im Inneren eingerichtet worden. 
Das Zentrum befindet sich im Erdge-

schoss, und in der Halle im ersten Stock 
wurde eine Ausstellung mit Werken des 
Künstlers Adolf Schewtschenko eröffnet. 
Die Serie „Fest der Schöpfung“ ist in der 
Technik des Linolschnitts hergestellt. 
Für diese Drucke wird Linoleum verwen-
det, das zugeschnitten und mit Farbe ge-
füllt wird.

Durch die Verbesserungsarbeiten hat 
sich das Gelände des Museums beträcht-
lich vergrößert. Für die Zukunft gibt es 
nun viel mehr Möglichkeiten für Ausstel-
lungsaktivitäten.
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Das Fecht- und Sportkulturzentrum Erm-
land-Masuren in der Wyszyńskiegostraße  
ist eine neue Investition der katholischen 
Gesellschaft der Heiligen Familie in Al-
lenstein, die seit Jahren den katholischen 
Bildungskomplex betreibt, der einen Kin-
dergarten, eine Grundschule und ein all-
gemeinbildendes Lyzeum umfasst. Ins-
gesamt besuchen über 600 Schüler die 
katholischen Bildungseinrichtungen. 

Bildungskomplex für 600 Schler
Die Gesellschaft der Heiligen Familie ar-
beitet mit dem Schülersportverein „Haj-
duczek Olsztyn“ zusammen, der Sport-
trainings im Fechten anbietet sowie mit 
Vereinen, die Schach- und Tischtennis-
unterricht erteilen. Die geplante Anlage 
wurde vom Ministerium für Sport und 
Tourismus als strategisch für die Entwick-
lung des Fechtsports in der Republik Po-
len anerkannt. Dies war dank der Beteili-
gung des polnischen Fechtverbandes an 
den Bemühungen um den Bau möglich. 
„Wir beobachten seit Jahren die Entwick-
lung des Fechtens in Ermland und Masu-

ren. Dank den Bemühungen des Sportver-
eins Hajduczek wird diese olympische 
Sportart in der Region immer bekannter. 
Wir haben es begrüßt, dass die Gesell-
schaft der Heiligen Familie die Initiative 
zum Bau des Fecht- und Sportzentrums 
für Ermland und Masuren in Allenstein 

ergriffen hat, das den Sport unter Kindern 
und Jugendlichen fördern soll. Es ist er-
wähnenswert, dass die Gesellschaft, die 
Bildungseinrichtungen betreibt, beab-
sichtigt, in der entstehenden Sporthalle 
Sportkurse für verschiedene Sportdiszi-
plinen einzurichten. In der Anlage werden 

auch Trainingslager der polnischen Fecht-
nationalmannschaft sowie zentrale Fecht-
turniere stattfinden“, so der Ehrenvorsit-
zende des polnischen Fechtverbandes, 
Adam Konopka. 

Fechter gewannen 14 Medaillen
Der Sportverein Hajduczek existiert seit 
2008. Die Säbelfechter aus Allenstein ge-
wannen bis zum Jahr 2022 insgesamt  
14 Medaillen bei den polnischen Meister-
schaften. Sie sind Mitglieder der Natio-
nalmannschaft und haben dank ihren 
Qualifikationen die Republik Polen bei 
Europameisterschaften und Weltmeister-
schaften vertreten. Die Erfolge der jungen 
Vereinsmitglieder sowie die sichtbaren 
positiven Auswirkungen der sportlichen 
Betätigung auf die körperliche und seeli-
sche Entwicklung der Kinder veranlassten 
die Gesellschaft der Heilige Familie, sich 
um den Bau einer modernen Sportanlage 
zu bemühen, die den jungen Sportlern im 
südlichen Ostpreußen sowie der Schulge-
meinschaft des katholischen Schulkom-
plexes in Allenstein dienen soll. 

Um das ehrgeizige Projekt realisieren 
zu können, erwarb die katholische Ge-
sellschaft, die eine gemeinnützige Orga-
nisation ist, im Mai 2019 das Grundstück 
von der Stadtgemeinde Allenstein. Das 
Grundstück für den Bau der Halle wurde 
für ein Prozent des Wertes erworben. 
Neben der Fechthalle – in der neun 
Fechtbretter für Training und Turniere 
fest eingebaut werden – wird es im Ober-
geschoss eine Sporthalle für verschiede-
ne Ballsportarten geben. In einem weite-
ren Stockwerk ist ein professioneller 
Tischtennisraum geplant, der den olym-
pischen Anforderungen entspricht. 
Wenn man die Schiebewände öffnet, 
kann dieser Raum auch als Auditorium 
genutzt werden. 

In den oberen Stockwerken sollen 
sich außerdem die Räume für das moto-
rische Training und die Büros der Phy-
siotherapeuten befinden, die sich um die 
jungen Sportler kümmern sollen. Die 
Einrichtung soll zudem vollständig auf 
Menschen mit Behinderungen eingerich-
tet sein.� Dawid Kazański

ALLENSTEIN

Sport im Namen des Herrn
Katholische Gesellschaft der Heiligen Familie richtet ein neues Fechtzentrum ein – Training auch für andere Sportarten möglich

FRIEDLÄNDER TOR

Das Museum wurde verschönert
Das  Ausstellungsfläche auf dem Gelände konnte vergrößert werden – Finanzierung aus EU-Mitteln 

b MELDUNGEN

Elektrobusse 
im Test
Allenstein – Bis Ende September hat-
ten die Passagiere des Öffentlichen 
Nahverkehrs in Allenstein MPK die 
Möglichkeit, mit einem vollkommen 
neuen Bus zu fahren. Auf den Straßen 
der Hauptstadt des südlichen Ostpreu-
ßens kursiert ein elektrisch angetriebe-
ner Gelenkbus Solaris Urbino. Wie alle 
anderen Elektrofahrzeuge mit grünen 
Kennzeichen versehen fuhr er zuletzt 
auf der Trasse zwischen Grieslienen 
und Allenstein. Versehen war das Ge-
fährt mit Rampen, die das Einsteigen 
mit Rollstühlen oder Kinderwagen er-
leichtern. Seine Batterien mit einer La-
dekapazität von 240 Kilowattstunden 
haben unter den Bedingungen des 
Stadtverkehrs eine Reichweite von et-
wa 200 Kilometern. Das Laden bis zum 
Maximum dauert etwa sechs Stunden. 
Die Stadt hat im Rahmen des Regie-
rungsprogramms für strategische In-
vestitionen „Polnische Ordnung“ fi-
nanzielle Unterstützung für den Kauf 
von 20 Elektrobussen beantragt.� U.H.

Neue Grenz-
Sperranlage
Allenstein – In diesem Jahr soll mit 
dem Ausbau neuer Grenz-Sperranla-
gen entlang des Flusses Bug und des 
Grenzabschnitts zum nördlichen Ost-
preußen begonnen werden. Derzeit 
werden Überwachungskameras aufge-
stellt. Aktuell gibt es sechs Beobach-
tungstürme an der Grenze zum Königs-
berger Gebiet. Die Grenzschutzeinheit 
des südlichen Ostpreußens hat derzeit 
1300 Beamte. Die Zahl der Mitarbeiter 
des Grenzschutzes soll innerhalb von 
vier Jahren um 750 erhöht werden. Die 
meisten neuen Funktionäre werden 
den östlichen Grenzschutzgruppen zu-
gewiesen, einschließlich der Zweigstel-
len Ermland und Masuren. � D.K.

Museum Friedländer Tor: Blick vom neuen Aussichtspunkt� Foto: J.T.

Bauarbeiten: Hier entsteht das Fecht- und Kulturzentrum� Foto: D.K.



GLÜCKWÜNSCHE14  Nr. 40 · 7. Oktober 2022 Das Ostpreußenblatt

ZUM 103. GEBURTSTAG
Armbruster, Herta, geb. Pie-
chottka, aus Prostken, Kreis Lyck, 
am 12. Oktober

ZUM 100. GEBURTSTAG
Pikies, Gertrud, geb. Niedenthal, 
aus Neuhof, Adlig Wolla, Kreis Löt-
zen, am 8. Oktober

ZUM 99. GEBURTSTAG
Böhnke, Horst, aus Petersdorf, 
Kreis Wehlau, am 8. Oktober
Busse, Hildegard, geb. Manneck, 
aus Backeln, Kreis Fischhausen, 
am 1. Oktober
Freitag, Dr. Max, aus Groß Alten-
hagen, Kreis Mohrungen, am 1. Ok-
tober
Missun, Charlotte, geb. Trucks, 
aus Peterswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 8. Oktober

ZUM 98. GEBURTSTAG
Grikschat, Paul, aus Gowarten, 
Kreis Elchniederung, am 10. Oktober
Hindersin, Lieselotte, geb. Bu-
britzki, aus Auglitten, Kreis Lyck, 
am 10. Oktober
Römer, Hilde, aus Krupinnen, 
Kreis Treuburg, am 8. Oktober
Stolzke, Waltraud, geb. Friedel, 
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am 
10. Oktober

ZUM 97. GEBURTSTAG
Fritz, Gertrud, geb. Pellenat, aus 
Erlen, Kreis Elchniederung, am 
13. Oktober

Heinrich, Helene, geb. Wagner, 
aus Gilkendorf, Kreis Elchniede-
rung, am 8. Oktober
Kuster, Paul, aus Tewellen, Kreis 
Elchniederung, am 11. Oktober
Seutter, Gerda, geb. Kahlau, aus 
Taplacken, Kreis Wehlau und aus 
Cranz, Kreis Fischhausen, am 
13. Oktober

ZUM 96. GEBURTSTAG
Böhnke, Dorothea, geb. Reuter, 
aus Neukirch, Kreis Elchniede-
rung, am 9. Oktober
Dzienian, Werner, aus Eibenau, 
Kreis Treuburg, am 12. Oktober
Häring, Wilhelm, aus Roddau  
Perkuiken, Kreis Wehlau, am 
13. Oktober
Karow, Joachim, aus Pelkenin-
ken, Kreis Wehlau, am 7. Oktober
Kottler, Hedwig, aus Wiesenhö-
he, Kreis Treuburg, am 10. Oktober
Kreuzberger, Eva-Maria, geb. 
Janzyk, aus Prostken, Kreis Lyck, 
am 7. Oktober
Renner-Kruska, Therese, aus 
Lyck, am 8. Oktober
Will, Toni, geb. Hoefert, aus Fal-
kenhöhe, Kreis Elchniederung, am 
7. Oktober

ZUM 95. GEBURTSTAG
Bartsch, Ernst, aus Dollkeim, 
Kreis Fischhausen, am 5. Oktober
Falk, Anneliese, geb. Städter, aus 
Pillau, Kreis Fischhausen, am 
8. Oktober
Hammermeister, Helmut, aus 
Allenburg, Kreis Wehlau, am 
11. Oktober
Koslowski, Horst, aus Rostken, 
Kreis Lyck, am 10. Oktober
Krüger, Artur, aus Lyck, Stradau-
ner Chaussee 13, am 13. Oktober
Kurschinski, Alfred, aus Lübeck-
felde, Kreis Lyck, am 13. Oktober

Lindner, Gertrud, geb. Lange, aus 
Kuppen, Kreis Mohrungen, am 
11. Oktober
Müller, Kurt, aus Pobethen, Kreis 
Fischhausen, am 11. Oktober
Rozynski, Käthe, geb. Behrend, 
aus Grünau, Kreis Elchniederung, 
am 12. Oktober

ZUM 94. GEBURTSTAG
Lücken, Gerda, geb. Müller, aus 
Plauen, Kreis Wehlau, am 8. Ok- 
tober
Pankewitz, Fritz, aus Willnau, 
Kreis Mohrungen, am 8. Oktober
Sulewski, Auguste, geb. Butkus, 
aus Regeln OT Regelnhof, Kreis 
Lyck, am 11. Oktober

ZUM 93. GEBURTSTAG
Daniele, Ursula, geb. Makossa, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
7. Oktober
Dietze, Ellinor, geb. Katkus, aus 
Windberg, Kreis Ebenrode, am 
9. Oktober
Enzenbach, Reingard, geb. Wil-
luhn, aus Iwenheide, Kreis Elch-
niederung, am 13. Oktober
Gabel, Helga van de, geb. Feyera-
bend, aus Kalkstein, Kreis Fisch-
hausen, am 2. Oktober
Gorzolke, Waltraut, geb. Fische, 
aus Goldbach, Kreis Wehlau, am 
11. Oktober
Heine, Gisela, geb. Kapitzki, aus 
Reimannswalde, Kreis Treuburg, 
am 7. Oktober
Höpping, Waltraut, geb. Winski, 
aus Eckersdorf, Kreis Mohrungen, 
am 12. Oktober
Matzeit, Horst, aus Adlig Linkuh-
nen, Kreis Elchniederung, am 
8. Oktober
Mlinarzik, Elsbeth, aus Schwen-
tainen, Kreis Treuburg, am 7. Ok-
tober

Panzyck, Brunhilde, geb. Win-
disch, aus Saalfeld, Kreis Mohrun-
gen, am 5. Oktober
Schadwinkel, Franziska, geb. 
Knieper, aus Paterswalde, Kreis 
Wehlau, am 7. Oktober
Schmidt, Erika, geb. Helmke, aus 
Transsau, Kreis Fischhausen, am 
7. Oktober
Stubbe, Gisela, geb. Buttgereit, 
aus Wehlau, am 10. Oktober
Stümpert, Gertraud, geb. Kri-
schik, aus Eckwald, Kreis Ortels-
burg, am 11. Oktober
Sulz, Brigitte, geb. Palluck, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
13. Oktober
Winkler, Gerhard, aus Preußisch 
Mark, Kreis Mohrungen, am 
10. Oktober
Zachow, Helga, geb. Enskat, aus 
Heilbrunn, Kreis Ebenrode, am 
11. Oktober

ZUM 92. GEBURTSTAG
Donde, Eva, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 13. Oktober
Gerwien, Rudi, aus Leißienen, 
Kreis Wehlau, am 7. Oktober
Hellwich, Hans, aus Schulzenwie-
se, Kreis Elchniederung, am 
12. Oktober
Juschka, Hilda, geb. Kurreick, 
aus Brandenburg, Kreis Elchniede-
rung, am 10. Oktober
Kanarski, Christel, geb. Goebel, 
aus Kreuzingen, Kreis Elchniede-
rung, am 9. Oktober
Knafla, Alfred, aus Winrichs- 
rode, Kreis Neidenburg, am 6. Ok-
tober
Lehmann, Elisabeth, geb. Ar-
tischewski, aus Statzen, Kreis 
Lyck, am 13. Oktober
Murach, Gotthold, aus Weißen-
grund, Kreis Ortelsburg, am 
10. Oktober
Pretorius, Ortwin, aus Antons-
dorf, Kreis Lötzen, am 11. Oktober
Rehagel, Helga, geb. Pieper, aus 
Frischenau, Kreis Wehlau, am 
11. Oktober
Rydzewski, Gerhard, aus Lyck, 
am 10. Oktober
Stephan, Hildegard, geb. Kru-
pinski, aus Soffen, Kreis Lyck, am 
9. Oktober
Wieprecht, Astrid, geb. Jescho-
nowsk, aus Treuburg, am 10. Ok-
tober

ZUM 91. GEBURTSTAG
Burchert, Irmgard, aus Kreuz-
born, Kreis Lyck, am 8. Oktober
Dietrich, Werner, aus Rauters-
kirch, Kreis Elchniederung, am 
10. Oktober
Gresch, Lieselotte, geb. Hester-
berg, aus Neidenburg, am 7. Ok- 
tober
Harder, Waltraut, geb. Hübner, 
aus Leitwarren, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Oktober

Hochmuth, Erika, aus Richau, 
Kreis Wehlau, am 11. Oktober
Klapschuweit, Dieter, aus Tapiau, 
Kreis Wehlau, am 13. Oktober
Knoth, Adelheid-Maria, aus Lyck, 
am 10. Oktober
Kornitzki, Kurt, aus Hanswalde, 
Kreis Mohrungen, am 1. Oktober
Koschorrek, Herbert, aus Mals-
höfen, Kreis Neidenburg und aus 
Neu Schiemanen, Kreis Ortels-
burg, am 8. Oktober
Krups, Leonhard, aus Taplacken, 
Kreis Wehlau, am 13. Oktober
Rohloff, Dr. Prof. Alfred, aus 
Ebenrode, am 9. Oktober
Ruhnau, Benno, aus Hohenwalde, 
Kreis Heiligenbeil, am 7. Oktober
Sander, Eva, geb. Michalowitz, 
aus Rauschen, Kreis Fischhausen, 
am 4. Oktober
Schulz, Margarete, geb. Redner, 
aus Pobethen, Kreis Fischhausen, 
am 7. Oktober
Stamm, Albert, aus Großwalde, 
Kreis Neidenburg, am 11. Oktober
Thierling, Hannelore, geb. Offel, 
aus Ortelsburg, am 8. Oktober

ZUM 90. GEBURTSTAG
Beckner, Günter, aus Gers- 
walde, Kreis Mohrungen, am 7. Ok-
tober
Breuer, Gertrud, geb. Koslowski, 
aus Kleinkosel, Kreis Neidenburg, 
am 13. Oktober
Brusberg, Karl, aus Groß Perban-
gen, Kreis Tilsit-Ragnit, am 13. Ok-
tober
Greve, Bernhard, aus Klein Las-
ken, Kreis Lyck, am 11. Oktober
Kaeber, Sieglinde, geb. Lyhs, aus 
Treuburg, am 12. Oktober
Karczewski, Käthe, geb. Kayka, 
aus Kalgendorf, Kreis Lyck, am 
10. Oktober
Klein, Christel, geb. Grudinski, 
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am 
10. Oktober
Kosmowski, Christa, aus Allen-
burg, Kreis Wehlau, am 10. Oktober
Mahn, Erika, geb. Domnik, aus 
Groß Schöndamerau, Kreis Ortels-
burg, am 10. Oktober
Seelinger, Elsa, aus Ebenrode, am 
10. Oktober
Suhr, Kurt, aus Kompehnen, Kreis 
Fischhausen, am 8. Oktober

ZUM 85. GEBURTSTAG
Berwein, Irene, geb. Chlebowitz, 
aus Brassendorf, Kreis Lötzen, am 
11. Oktober
Dahlhaus, Marga, geb. Todzi, aus 
Mensguth, Kreis Ortelsburg, am 
10. Oktober
Jorzick, Werner, aus Sareiken, 
Kreis Lyck, am 7. Oktober
Kleimann, Anneliese, geb. Kühn, 
aus Plein, Kreis Elchniederung, am 
11. Oktober
Littik, Horst, aus Erben, Kreis Or-
telsburg, am 7. Oktober

Lonn, Elisabeth, geb. Knopf, aus 
Neumühl, Kreis Wehlau, am 
12. Oktober
Lübke, Hildegard, geb. Tittnack, 
aus Lindendorf, Kreis Wehlau, am 
13. Oktober
Lunkowski, Helmut, aus Pregels-
walde, Kreis Wehlau, am 12. Ok- 
tober
Marchlowitz, Karl-Heinz, aus 
Ortelsburg, am 12. Oktober
Meier, Elisabeth, geb. Wisch-
newski, aus Masuren, Kreis Treu-
burg und aus Seefrieden, Kreis 
Lyck, am 7. Oktober
Miefert, Edeltraut, geb. Kaspe-
rowski, aus Schelasken, Kreis 
Lyck, am 13. Oktober
Sakautzki, Roswitha, geb. Behn, 
aus Roddau Perkuiken, Kreis Weh-
lau, am 10. Oktober
Schikowsky, Diethart, aus Frit-
schienen, Kreis Wehlau, am 10. Ok-
tober
Schlimnat, Ehrentraut, geb. 
Penski, aus Klein Warnau, Kreis 
Lötzen, am 9. Oktober
Schöttke, Horst, aus Schorscheh-
nen, Kreis Fischhausen, am 11. Ok-
tober
Wiebold, Christel, geb. Chmie-
lewski, aus Paterschobensee, Kreis 
Ortelsburg, am 12. Oktober

ZUM 80. GEBURTSTAG
Honauer, Heidrun, geb. Heering, 
aus Lötzen, am 9. Oktober
Kubeit, Klaus-Dieter, aus Loye, 
Kreis Elchniederung, am 8. Oktober
Liefer, Sigrid, geb. Dobat, aus 
Eydtkau, Kreis Ebenrode, am 
10. Oktober
Riemke, Herbert, aus Pregelswal-
de, Kreis Wehlau, am 8. Oktober
Rienitis, Gisela, geb. Toman, aus 
Wiesengrund, Kreis Lyck, am 
8. Oktober
Skorloff, Manfred, aus Warten-
feld, Kreis Elchniederung, am 
13. Oktober
Spaltner, Bruno, geb. Sczepanek, 
aus Windau, Kreis Neidenburg, am 
8. Oktober 
Stadie, Siegbert, aus Schallen, 
Kreis Wehlau, am 10. Oktober
Straach, Marianne, geb. Becker, 
aus Widminnen, Kreis Lötzen, am 
13. Oktober

ZUM 75. GEBURTSTAG
Brusiowski, Doris, aus Allenburg, 
Kreis Wehlau, am 13. Oktober
Reckert, Gisela, geb. Pilz, aus Ri-
chau, Kreis Wehlau, am 7. Oktober

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Termine 2022 der Landsmannschaft 
Ostpreußen

10. bis 16. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
4. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den (geschlossener Teilneh-
merkreis) in Wuppertal 
5. und 6. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) in 
Wuppertal 
5. bis 8. November: Kulturhis-
torisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie  
bei der

Bundesgeschäftsstelle der  
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg

Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/
lo/seminare.html

Kulturhistorisches Seminar über Ost- und Westpreußen 

Ost- und Westpreußen – 
Land, Geschichte, Kultur lau-
tet das Thema des diesjährigen 
Kulturhistorischen Seminars der 
Landsmannschaft Ostpreußen 
vom  
5. bis zum 8. November in der  
Politischen Bildungsstätte  
Helmstedt auf dessen Pro-
gramm Vorträge über die ehe-
malige Reichsstraße 1, über die 
deutsche Bevölkerung in der 
Zweiten Polnischen Republik, 
über Verfassungsrecht und Ver-
fassungswirklichkeit in der Freien 
Stadt Danzig, über den Verein 

zur Erhaltung und Förderung der 
Zucht des Trakehner Pferdes, 
über symbolische Ereignisse am 
Königsberger Dom, über Imma-
nuel Kant, über die Ostseehäfen 
Danzig und Gdingen in der Zwi-
schenkriegszeit und über die 
Jagd in Ostpreußen stehen.

Referenten sind Jörn Pekrul, 
Dr. Beata Dorota Lakeberg, 
Dr. Bennet Brämer, Dr. Martin 
Mehrtens, Lars Fernkorn, Dr. Tim 
Kunze, Diplom-Geograph Rein-
hard M. W. Hanke und Horst 
Buschalsky.

Die Seminargebühr beträgt 
150,- EUR bei freier Vollverpfle-
gung und Unterbringung im  
Doppelzimmer. Für Einzelzimmer 
ist ein Zuschlag von 10,- EUR pro 
Nacht zu entrichten.

Anmeldeunterlagen und nähere 
Informationen erhalten Sie bei 
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen, Peter Wenzel, Buchtstra-
ße 4, 22087 Hamburg  
oder unter  
Telefon (040) 414008-25;  
Fax (040) 414008-19;  
E-Mail: wenzel@ostpreussen.de 



Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Treffen
Darmstadt/Dieburg - Sonnabend, 
22. Oktober: Treffen der LOW 
Hessen Kreisgruppe Darmstadt-
Dieburg.

Landeskulturtagung/Landes-
delegiertenversammlung
Wetzlar – Sonnabend, 22., bis 
Sonntag, 23. Oktober, Wilhelm-
Kempf-Haus 1, 65207 Wiesbaden-
Naurod: Landeskulturtagung mit 
folgendem Programm, Änderun-
gen vorbehalten: 

Sonnabend, 22.  Oktober, bis 
10.45 Uhr: Anreise, 11 Uhr: Begrü-
ßung und Eröffnung durch Ulrich 
Bonk, 11.15 Uhr: Grußworte der 
Hessischen Landesregierung, Mar-
garete Ziegler-Raschdorf, 12 Uhr: 
Mittagessen und –pause, 13 Uhr: 
Vortrag von Fritz Loseries „Über 
den Aufbau der Homepage LOW-
Hessen.de“, 13.55 Uhr: Vortrag: 
„Vermittlung der Themen Flucht 
und Vertreibung im Geschichts-
unterricht“ von Bjoern Schaal, 
14.45 Uhr: „Stiftung-Zentrum ge-
gen Vertreibungen = Aufgabe und 
Botschaft“ von Christean Wagner, 
anschließend Kaffeepause, 16 Uhr: 
„Ein Leben auf Reisen – Bericht 
über das Leben von A. E. Johann“ 
von Rudi Zülch, 17 Uhr: „Der Brom-
berger Blutsonntag – Eine kurze 
Darstellung der Ereignisse“ von 
Ulrich Bonk, 18 Uhr: Abendbrot, 
19.30  Uhr: Erfahrungsaustausch 
zwischen den einzelnen LOW-
Kreisgruppen. 

Sonntag, 23. Oktober, 7.30 Uhr: 
Frühstück, 8.30 Uhr: „Der Frieden 
von Tilsit 1807“ von Gerd-Helmut 
Schäfer, 9.30 Uhr: „Im Rücken der 
Geschichte – vom Schicksal der 
Ostpreußischen Wolfskinder“ von 

Bjoern Schaal, 10.15 Uhr: Kaffee-
pause, 10.30 Uhr: „Der Segen vom 
Altenberg“ – Erinnerungen an das 
Königsberger Diakonissenmutter-
haus auf Altenberg/Wetzlar, Film-
Vortrag von Henriette Piper, 
11.30 Uhr „Zusammenfassung und 
Auswertung der Tagung“ von Ul-
rich Bonk, 12 Uhr: Mittagessen – 
anschließend Abreise der Tagungs-
teilnehmer. 13.15 bis 17 Uhr: Lan-
desdelegiertenversammlung mit 
Wahl und anschließend Sitzung 
des Vorstandes der LOW Hessen. 

Tag der Heimat
Wetzlar – Sonntag, 9. Oktober, 
Einlass ab 13 Uhr, Beginn: 14 Uhr, 
Saal 1, Stadthalle, Brühlsbachstra-
ße 2, 35578 Wetzlar: Festveranstal-
tung des BdV Orts- und Kreisver-
band Wetzlar e.V. zum Tag der 
Heimat „Vertriebene und Spätaus-
siedler: Brückenbauer in Europa“ 
mit Festredner Helge Braun MdB, 
Schlussredner Michael Hundert-
mark und folgendem Programm: 
Begrüßung: Manfred Hüber, To-
tengedenken: Kuno Kutz, Gesang-
gruppe „Stimme der Hoffnung“, 
Egerländer Maderln und Freunde, 
Egerländer Volkstanzkreis.

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 
Lemke, Stellv. Vorsitzende: Dr. 
Bärbel Beutner, Arnold Schuma-
cher Schriftführerin: Elke Ruhn-
ke, Geschäftsstelle: Buchenring 
21, 59929 Brilon, Telefon 
(02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

 
Herbsttagung
Landesgruppe – Sonnabend, 
8.  Oktober, 10 bis 15 Uhr, Haus 
Union, Schenkendorffstraße, 
Oberhausen: Herbsttagung (Kul-
tur- und Frauentagung) der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Landes-
gruppe NRW. Als Referent konnte 

Christopher Spatz gewonnen wer-
den. Er wird zwei Vorträge zur 
Thematik der Wolfskinder sowie 
zu Friedland halten. Interessierte 
sind willkommen. Bitte melden Sie 
sich bei der Landesgeschäftsstelle 
für die Tagung an.

Programm: 10 Uhr: Eröffnung 
und Begrüßung. Annahme der Ta-
gesordnung Klaus-Arno Lemke, 
Begrüßung durch Alfred Nehren-
heim, 10.15 Uhr: Kulturelles Bärbel 
Beutner, 10.30 Uhr: „Nur der Him-
mel blieb derselbe: Ostpreußens 
Hungerkinder“ Christopher Spatz, 
Aussprache, 11.45 Uhr: „Ostpreußi-
sche Mundart“ Klaus Lemke, Mit-
tagspause, 13 Uhr: „Heimatlos, 
Friedland und die langen Schatten 
von Krieg und Vertreibung“ Chris-
topher Spatz, Aussprache, 
14.30  Uhr: Kaffeepause, 15 Uhr: 
Schlussworte und Ostpreußenlied, 
Änderungen vorbehalten.

Heimatnachmittag:
Bielefeld – Montag, 17. Oktober, 
15  Uhr, Gasthaus – Restaurant 
Bültmanns-Hof „Das Wirtshaus 
1802“, Kurt-Schumacher-Stra-
ße 17a, 33615 Bielefeld: Treffen der 
Gruppe der Ost-, und Westpreu-
ßen zum gemütlichen Plachandern 
mit Kaffee und Kuchen in fröhli-
cher Runde zu den Themen: Be-
richt vom Ostpreußentreffen in 
Schwerin sowie vorgetragene Ge-
dichte, Erzählungen und Singen. 
Herzlich eingeladen sind alle Mit-
glieder und Freunde Ostpreußens.

Der Treffpunkt ist gut erreich-
bar mit der Straßenbahnlinie 4 
„Universität“, Haltestelle „Bült-
mannshof“. Voranmeldung bitte 
bei Barbara Dörr, Telefon (0521) 
82026, oder Gertrud Riede (0520) 
5584. Wir freuen uns auf Ihr Kom-
men. 

Mit heimatlichen Grüßen  
� Der Vorstand

Erntedank
Essen – Freitag, 21. Oktober, 
15 Uhr, Gastronomie St. Elisabeth, 
Dollendorfstraße 51, 45144 Essen: 
Erntedank.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Erntedank
Burg auf Fehmarn – Dienstag, 
11. Oktober, 15 Uhr, Haus im Stadt-
park: Erntedank mit Pastorin Ulla 
Wichmann. Gäste sind herzlich 
willkommen!

Kreisvertreter: Gottfried Hufen-
bach Gst.: Stadtgemeinschaft  
Allenstein, Vattmannstraße 11, 
45879 Gelsenkirchen,  
StadtAllenstein@t-online.de 
www.heimatsammlungen.de

Allenstein-Stadt

65. Allensteiner Jahrestreffen
Das Jahrestreffen 2022 feierten 
Stadtgemeinschaft und Kreisge-
meinschaft mit mehr als 120 Besu-
chern am 16. und 17. September in 
Gelsenkirchen. Am Freitagnach-
mittag trat die Stadtversammlung 
zusammen. Der Vorsitzende Gott-
fried Hufenbach eröffnete die Sit-
zung und begrüßte die Stadtvertre-
ter, die Angehörigen der Allenstei-
ner Gesellschaft Deutscher Min-
derheit und besonders deren neu-
en Vorsitzenden Piotr Dukat. Er 

stellte fest, dass die Stadtver-
sammlung ordnungsgemäß einbe-
rufen wurde. Von zehn stimmbe-
rechtigten Stadtvertretern waren 
sieben anwesend. Vor dem Eintritt 
in die Tagesordnung zeichnete er 
Thomas Nowack für seine Ver-
dienste um die Stadtgemeinschaft 
mit der Ehrennadel in Gold aus.

In seinem Bericht wies er dar-
auf hin, dass wir wegen der Ein-
schränkungen durch die Pandemie 
in den vergangenen zwei Jahren 
kein Jahrestreffen durchführen 
konnten und froh sind, in diesem 
Jahr wieder ein gemeinsames Jah-
restreffen von Stadt- und Kreisge-
meinschaft begehen zu können. 
Allerdings mussten wir auf einen 
anderen Veranstaltungsort aus-
weichen, da Schloss Horst nach 
wie vor über keine Gastronomie 
verfügt. Die Suche nach einem al-
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Fortsetzung auf Seite 16

Ostpreußisches Landesmuseum

Steinort wird Sztynort - Ein 
masurisches Dorf nach 1945, 
Mittwoch, 12. Oktober, 
18.30 Uhr: Vortrag von Dr. Han-
nah Wadle, Lesung: Ulla Lachau-
er, Eintritt: 6,- Euro, Ostpreußi-
sches Landesmuseum, Heiligen-
geiststraße 38, 21335 Lüneburg, 
Anmeldung unter Telefon 
(04131) 759950 oder per 
E‑Mail: info@ol-lg.de

Das Steinorter Schloss in Masu-
ren ist der ehemalige Stammsitz 
der traditionsreichen ostpreußi-
schen Adelsfamilie von Lehn-
dorff. Sein letzter Besitzer, Hein-
rich Graf von Lehndorff, war ei-
ner der Verschwörer des 20. Juli 
1944. Nach dem misslungenen 
Attentat auf Hitler in der „Wolfs-
schanze“ wurde er inhaftiert, 
zum Tode verurteilt und im Sep-

tember 1944 hingerichtet. Stein-
ort ist im Januar 1945 von den 
Kriegszerstörungen verschont 
geblieben. Nach längerer Beset-
zung durch die Rote Armee seit 
1945 war im Schloss ab den 
1950er Jahren eine landwirt-
schaftliche Produktionsgenos-
senschaft (PGR) untergebracht. 
In den 1990er Jahren haben die 
Besitzer mehrmals gewechselt 
und ließen das Schloss stark ver-
fallen. Seit 2009 gehört das 
Schloss der polnisch-deutschen 
Stiftung Kulturpflege und Denk-
malschutz, die sich um seine Ret-
tung bemüht.

In der Veranstaltung im Ostpreu-
ßischen Landesmuseum stellt zu-
nächst Anthropologin Dr. Han-
nah Wadle die Geschichte Stein-
orts nach 1945 dar. Sie ist Do-

zentin an der Adam-Mickiewicz-
Universität in Posen und leitet 
seit 2017 das Steinorter Som-
merfestival. Danach liest Autorin 
und Journalistin Ulla Lachauer ei-
nige Biographien, die sie im Rah-
men des Projekts „Steinorter/
Sztynorter Migrationsgeschich-
ten“ geschrieben hat. Sie erzäh-
len von Polen, Ukrainern und Be-
larusen, die nach 1945 in die 
Häuser der vertriebenen Stein-
orter zogen, die meisten ihrer-
seits Vertriebene aus dem Vor-
karpatenland, aus Wolhynien und 
dem Wilna-Gebiet. Wie die weni-
gen Masuren, die dageblieben 
waren, kämpften sie ums Überle-
ben und mussten sich im sozialis-
tischen Polen zurechtfinden. Aus 
vielen verschiedenen Perspekti-
ven werden Vergangenheit und 
Gegenwart lebendig. 

PAZ wirkt!
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ternativen Veranstaltungsort führ-
te schließlich zum Bistro AufSchal-
ke, wo wir uns bestimmt wohlfüh-
len werden. Unsere Stadtver-
sammlungen mussten ebenfalls 
ausfallen, aber dank eines Geset-
zes, das negative Auswirkungen 
der Pandemie vermeiden sollte, 
konnten wir die vereinsrechtlich 
notwendigen Beschlüsse per E-
Mail fassen. 

Unsere Geschäftsstelle und 
unser Heimatmuseum sind seit 
Mai nicht mehr regelmäßig geöff-
net. Thomas Nowack, der beide 
Einrichtungen seit mehreren Jah-
ren ehrenamtlich und hervorra-
gend betreute, hat gebeten, ihn 
von dieser Aufgabe zu entbinden. 
Die Stadtgemeinschaft ist aber 
weiterhin per E-Mail zu erreichen. 
Allerdings kann unser „Treudank“ 
nun jederzeit virtuell besucht wer-
den. Die digitale Darstellung unse-
res Heimatmuseums, die wir schon 
lange ins Auge gefasst hatten, aber 
aus Kostengründen nicht umset-
zen konnten, wurde im Rahmen 
eines gemeinsamen Projekts der 
Kulturstiftung der deutschen Ver-
triebenen und des Landes NRW 
verwirklicht. Die umfangreiche Zu-
arbeit, die die Stadtgemeinschaft 
dafür leisten musste, hat sich ge-
lohnt. Leider hat die Zahl der Be-
zieher unseres Heimatbriefes in 
den letzten zwei Jahren deutlich 
abgenommen, wobei von einer ho-
hen Dunkelziffer ausgegangen 
werden muss, da Angehörige bei 
einem Todesfall den AHB häufig 
mit erheblicher Verspätung abbe-
stellen. Nach den Berichten des 
Schatzmeisters und des Kassen-

prüfers erfolgte die Entlastung des 
Vorstands. Mit einem geselligen 
Abend endete der erste Tag des 
Jahrestreffens. 

Der Sonnabend begann mit 
einem Gottesdienst und der 
Kranzniederlegung an der Allen-
steiner Gedenktafel in der Props-
teikirche. Anschließend traf man 
sich im Heimatmuseum „Treu-
dank“. Gegen Mittag fanden sich 
die ersten Besucher aus Stadt und 
Land im Bistro AufSchalke ein, 
und mit Beginn der Feierstunde 
waren die meisten Tische besetzt. 
Nach der Begrüßung der Besucher 
und Gäste gedachte der Vorsit-
zende aller Landsleute, die durch 
Flucht und Vertreibung ihr Leben 
verloren. Er erwähnte, dass die 
Bilder aus dem Krieg in der Ukrai-
ne viele von uns schmerzlich an 
das eigene Schicksal vor 77 Jahren 
erinnerten. Auch die brutale Ge-
walt und die sinnlose Zerstörung 
durch die russischen Truppen, die 
in unserer Heimatstadt wüteten, 
seien auch dort zu sehen. Bemer-
kenswert sei das Mitgefühl der 
Öffentlichkeit und der Medien 
mit dem Schicksal der ukraini-
schen Bevölkerung und die Hilfs-
bereitschaft gegenüber den Ge-
flüchteten. Die vertriebenen und 
geflüchteten Ostpreußen hätten 
sich Vergleichbares gewünscht. 
Die Auswirkungen des Krieges in 
der Ukraine seien auch bei uns 
spürbar, nicht nur bei den Preisen 
für Energie und als Treiber der In-
flation. Wir müssten uns eingeste-
hen, dass wir in der trügerischen 
Hoffnung, so etwas in Europa nie 
mehr erleben zu müssen, nicht 
nur unsere äußere Sicherheit ver-
nachlässigt haben. Wir hätten 
auch manche Entwicklungen in 

der Welt um uns ignoriert und 
würden, um Freiheit und Wohl-
stand für uns und unsere Kinder 
zu erhalten, uns in vieler Hinsicht 
neu orientieren müssen. 

Da unser Jahrestreffen im letz-
ten Jahr ausfallen musste, konnten 
wir auch ein besonderes Jubiläum 
nicht angemessen würdigen, näm-
lich den 50. Geburtstag unseres 
Heimatmuseums „Treudank“. Der 
Name „Treudank“ erinnert an den 
Namen des Allensteiner Landes-
theaters. Als Dank für die Treue zu 
Deutschland, die Südostpreußen 
in der Volksabstimmung 1920 be-
wiesen hatte, gaben das Land 
Preußen und das Deutsche Reich 
der Stadt Allenstein die Mittel für 
den Bau des Theaters. 1925 konnte 
der „Treudank“ eröffnet werden. 
Auch die Stadt Gelsenkirchen er-
innert an den „Treudank“. Im Fuß-
boden des Musiktheaters liegt eine 
Bronzeplatte mit seiner Darstel-
lung.

Bereits 1957 gab es eine be-
scheidene Heimatstube im Hans-
Sachs-Haus. Sie wurde bald zu 
klein, und die Stadt stellte größere 
Räumlichkeiten in der Dickamp-
straße zur Verfügung. Im April 1971 
folgte der Umzug in das Dreikro-
nenhaus neben dem Hans-Sachs-
Haus. Mit finanzieller Unterstüt-
zung des Landes Nordrhein-West-
falen konnte auch die Einrichtung 
erneuert werden. Damit wurde aus 
der Heimatsammlung eine sehens-
werte museale Ausstellung. Seit-
dem befinden sich im vierten Stock 
des Dreikronenhauses unser Hei-
matmuseum mit Archiv und Bib-
liothek sowie die Geschäftsstelle 
der Stadtgemeinschaft. Wir sind 
der Stadt Gelsenkirchen dankbar 
für ihre langjährige Gastfreund-

schaft. Ein Schwerpunkt der Aus-
stellung ist die Geschichte der 
Stadt, darunter die Gewerbeaus-
stellung von 1910 und die Volksab-
stimmung von 1920, bei der mehr 
als 97 Prozent der Einwohner des 
südlichen Ostpreußens für den 
Verbleib im Deutschen Reich 
stimmten.

Das Glanzstück der Sammlung 
ist das „Goldene Buch“ der Stadt 
Allenstein. Das von einem Stadtrat 
gestiftete Buch wurde 1910 anläss-
lich der Allensteiner Gewerbeaus-
stellung angelegt. Schirmherr der 
Ausstellung war Prinz Heinrich 
Wilhelm von Preußen. Inzwischen 
kann unser Heimatmuseum auch 
ganz bequem von zu Hause be-
sucht werden. Pünktlich zum 
50. Jubiläum entstand eine digitale 
Darstellung, die im Internet unter 
www.heimatsammlungen.de be-
sichtigt werden kann. Neben ei-
nem Rundgang durch die Räum-
lichkeiten können auch einzelne 
Objekte von allen Seiten betrach-
tet werden. Er ermunterte die Be-
sucher, vor allem der jüngeren Ge-
neration, die im Internet zu Hause 
ist, einen Besuch unseres Heimat-
museums zu empfehlen. 

Nach dem gemeinsam gesun-
genen Ostpreußenlied überbrach-
te Bürgermeister Werner Wöll die 
Grüße der Stadt Gelsenkirchen. 
Mit der Nationalhymne endete 
die Feierstunde, die auch in die-
sem Jahr von dem Bläser- und 
Posaunenchor Erle umrahmt wur-
de. Munteres Schabbern und die 
flotte Musik von Ricky Kunze 
sorgten für gute Stimmung und 
besetzte Tische bis zum Abend. 
Das 66. Jahrestreffen soll im Sep-
tember 2023 stattfinden.�

� Gottfried Hufenbach

Kreisvertreter: Klaus Downar,  
An der Grubenbahn 21, 01662  
Meißen, Telefon (03521) 4592901, 
www.kreisgemeinschaft-johannis-
burg.de; kodo48@aol.com; Kas-
senverwalter: Günter Woyze-
chowski, Röntgenstraße 14, 31157 
Sarstedt, Telefon (05066) 63438,  
g.awoy@htp-tel.de

Johannisburg

Hauptkreistreffen
Zugegeben: Gemischte Gefühle 
machten sich breit, als man überall 

die niedrigen Besucherzahlen bei 
den Veranstaltungen erfahren 
konnte. Umso erfreulicher war es, 
als zwei zusammengelegte Säle im 
Kongresszentrum Westfalenhalle 
Dortmund gerade ausreichten, um 
alle Besucher aufzunehmen. Es 
konnte an das Vorjahresergebnis 
angeknüpft werden, sicherlich 
auch durch den Besuch einiger 
neuer Mitglieder. Weiterer Vor-
stand Benedikt Downar begrüßte 
alle Teilnehmer und übernahm in 
seiner frischen, professionellen 
Art die Versammlungsleitung und 
führte durch die Tagesordnung. 

Die Berichte vom Vorstand 
über den Ablauf 2021/2022 wurden 
von der Versammlung interessiert 
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

  3  7  6  1 
 6  4    5  8
 9        7
   9 2  4 1  
  2   3   6 
   7 8  1 2  
 2        1
 4  3    7  9
  9  4  8  5 

  3  7  6  1 
 6  4    5  8
 9        7
   9 2  4 1  
  2   3   6 
   7 8  1 2  
 2        1
 4  3    7  9
  9  4  8  5 

 5 3 8 7 4 6 9 1 2
 6 7 4 1 9 2 5 3 8
 9 1 2 5 8 3 6 4 7
 8 6 9 2 5 4 1 7 3
 1 2 5 9 3 7 8 6 4
 3 4 7 8 6 1 2 9 5
 2 5 6 3 7 9 4 8 1
 4 8 3 6 1 5 7 2 9
 7 9 1 4 2 8 3 5 6

Diagonalrätsel: 1. Fracht, 2. Tonart,  
3. Ithaka, 4. Dublin, 5. werken,  
6. reimen – Fohlen, Traber

Kreiskette: 1. Aralie, 2. Saebel,  
3. lesbar, 4. Fabrik, 5. Kiefer –  
Liebesbrief

Sudoku:

PAZ22_40

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für amouröse Post.

1 tropisches Gewächs, 2 Hieb-, Stoßwaffe (Fechtsport), 3 gut zu entziffern; 
verständlich geschrieben, 4 Industriebetrieb, 5 Gesichtsschädelknochen

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben 
die beiden Diagonalen zwei Begriffe 
zum Thema Pferde.

1 Beförderungsgut, Ladung
2 musikalischer Begriff
3 Heimat des Odysseus
4 Hauptstadt der Republik Irland
5 basteln, handwerklich arbeiten
6 Verse bilden

Heimatkreisgemeinschaften

Fortsetzung von Seite 15

Abschiedsabend mit der Stadtschreiberin

Memel – Am 22. September 
fand im Simon-Dach-Haus ein 
Abend mit der Stadtschreibe-
rin Sonya Winterberg statt. Es 
war der Rückblick auf ihre Tä-
tigkeit in den vergangenen 
fünf Monaten. Als erste ergriff 
Winterbergs Ansprechpartne-
rin Laura Juchnevič, Direkto-
rin der Öffentlichen Ieva 
Simonaiytė Kreisbibliothek, 
das Wort. Ein Grußwort sprach 
auch der extra dafür angereiste 
Vorstandsvorsitzender des 
Deutschen Kulturforums östli-
ches Europa, das das Stadt-
schreiber-Stipendium, von der 
Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien 
dotiert, ausruft, Winfried 
Smaczny, und Honorarkonsul 
der Bundesrepublik Deutsch-

land Arūnas Baublys. Der Ab-
schiedsabend wurde als Dis-
kussion, moderiert von der 
Kulturmanagerin des Vereins 
der Deutschen in Klaipėda, ge-
dacht, zu der auch die allseits 
geschätzte Memelländerin und 
Historikerin Silva Pocytė ein-
geladen war. Auf die Frage 
„Was macht Klaipėda/Memel 
aus“ antwortete Pocytė: „Die 
Nähe zur Ostsee und der Ha-
fen und damit verbundenes 
maritimes Erbe, das Multikul-
turelle der Stadt und, natür-
lich, sehr wichtig ist der deut-
sche Nachlass. Das ist wie ein 
Sprungbrett für eine neue, mo-
derne, europäische Identität 
der Stadt, denn nur der kann 
wachsen und gedeihen, der 
Wurzeln hat.“ � Rasa Miuller
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aufgenommen und mit großem Re-
spekt bedacht. Mitgliederpflege, 
soziale - und humanitäre Arbeit 
standen im Vordergrund, ebenso 
aber auch die Betreuung der Deut-
schen Minderheit und des Deut-
schen Freundeskreises ROSCH in 
Johannisburg. Im Rahmen der Be-
treuungsfahrt konnten mehr als 
100 bedürftigee deutschstämmige 
alte und kranke Menschen unter-
stützt werden. 

Auch konnte von der schwer-
behinderten jungen Frau berichtet 
werden, die über unsere internati-
onale Stiftung „Unsere Herzen für 
Hilfe“ nach 30 Jahren einen neuen 
Rollstuhl bekam. Ihr Dank war mit 
Tränen gefüllt. In dem vorgelese-
nen Bericht von Vorstand Klaus 
Downar war deutlich zu verneh-
men, dass Spenden nachlassen und 
dringend alle Mitglieder um Akti-
vitäten gebeten werden. Auch die 
Spenden an den so wichtigen 
Deutschen Verein ROSCH, der un-
schätzbare Hilfe an die bedürftigen 
deutschstämmigen Menschen leis-
tet, sollten mehr bedacht werden. 

Kassenprüfer Erich Bergmann 
konnte in seinem Jahresbericht 
von einer gut geführten Kassenver-
waltung berichten und feststellen, 
dass die Kreisgemeinschaft Johan-
nisburg über eine solide Substanz 
verfügt, so konnten der diesjähri-
gen Betreuungsfahrt wichtige 
Hilfsmittel auf den Weg gegeben 
werden. Leider stehen den Mitteln 
der Bruderhilfe hohe Kosten der 
Auszahlungsanforderungen entge-
gen. Auf Antrag der Kassenprüfer 
wurde dem Kassenverwalter und 
dem Vorstand einstimmig Entlas-
tung erteilt. 

Hoher Besuch aus Johannis-
burg war unter uns, Pastor Pysz 
mit seiner Frau hatte sich auf den 
Weg gemacht, um das Hauptkreis-
treffen unserer Kreisgemeinschaft 
in Dortmund zu besuchen. Pastor 
Pysz schafft ein enormes Pensum 
der Hilfe in Johannisburg, so küm-
mert er sich um Sozialstationen, 
alte und bedürftige Gemeindemit-
glieder und versorgt täglich mehr 
als 100 behinderte Menschen in 
der Tagespflege. Ebenso wird die 
bisher einzige in Masuren verblie-
bene evangelische Kirche in Weis-
suhnen durch ihn betreut, die in 
vielen Teilen saniert und renoviert 
wird und ist. Zurzeit wird ein Mu-
seum angegliedert. Sollten Sie ei-
nen Besuch in Johannisburg pla-
nen, vergessen Sie diese wunder-
bare Kirche nicht. 

Die willkommenen Grußworte 
unseres Patenkreises Schleswig 
-Flensburg, insbesondere übermit-
telt vom Kreispräsidenten Ulrich 
Brüggemeier, ließen die Erinne-
rungen aufleben und festigten den 
Zusammenhalt zwischen Paten-
kreis und unserer Kreisgemein-
schaft. Auch die Grußworte unse-
res Deutschen Freundeskreises 
ROSCH ließen einen Einblick in 
die Arbeit von ROSCH zu und lie-
ßen erkennen, wie wichtig die dort 
gestemmten Hilfeleistungen nach 
wie vor sind. Der Vorstand Diet-
mar Leymanczyk konnte leider 
krankheitsbedingt in diesem Jahr 
nicht nach Dortmund kommen, 

Vorstandsmitglied Irena Solenski-
Stankiewicz übernahm die Vertre-
tung und trug Bericht und Gruß-
worte in freundlicher und souverä-
ner Weise vor, wofür sich alle An-
wesenden dankbar zeigten. 

Pastor Pysz bereicherte die 
Veranstaltung mit einer seelener-
wärmenden Predigt und beein-
druckte mit geistlichen Worten in 
deutscher Sprache. Wir durften 
dann verdiente und treue Mitglie-
der auszeichnen und ehren, wobei 
für die Zukunft zu überlegen ist, 
wie besonders langjährige, ver-
diente aktive Mitglieder geehrt 
werden können, in diesem Punkt 
fehlt was! 

Unser Hauptkreistreffen wur-
de, wie seit vielen Jahren, von den 
Freundinnen und Freunden des 
Chores umrahmt. 

Nach dem Schlusswort durch 
Benedikt Downar und dem Lied 
Land der dunklen Wälder und der 
Nationalhymne, ging es zum ge-
meinsamen Mittagessen mit Kö-
nigsberger Klopsen, Kartoffeln 
und roten Beeten über. Mit Kaffee 
und Kuchen dauerte unser Haupt-
kreistreffen bis in die späten Nach-
mittagsstunden an. Harmonie und 
Heimatgefühle ließen ein gefestig-
tes Miteinander deutlich erken-
nen. Also, mit Mut ins nächste 
Jahr! � KD

Stadtvertreter: Klaus Weigelt, Al-
bertstraße 11, 93047 Regensburg. 
Patenschaftsbüro: Stadtverwal-
tung, Karmelplatz 5, 47049 Duis-
burg, Telefon (0203) 2832151 

Königsberg-Stadt

Patenschaftsjubiläum
Duisburg – Freitag, 14. Oktober, 
14  bis 18 Uhr, früheres Museum 
Stadt Königsberg und Duisburger 
Stadtmuseum: Festveranstaltung 
zum 70-jährigen Patenschafts-Ju-
biläum Duisburg-Königsberg.

Mitgliederversammlung
Duisburg – Sonnabend, 15. Okto-
ber, 11 bis 15 Uhr, früheres Museum 
Stadt Königsberg: Satzungsmäßige 
Mitgliederversammlung mit Neu-
wahlen zum Vorstand.

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 
898313. Stellv. Kreisvertreter: 
Dieter Czudnochowski, Lärchen-
weg 23, 37079 Göttingen, Telefon 
(0551) 61665

Lyck

Ausfall Treffen in Bremen
Bremen – Aufgrund der ungewis-
sen Entwicklung der Corona-Epi-
demie fällt das Lycker-Treffen in 
Bremen in diesem Jahr aus. Ich 
habe es bisher elfmal nacheinan-

der veranstaltet und jetzt in jünge-
re Hände gelegt. Ab 2023 wird es 
von der Bezirksvertreterin von 
Stradaunen und Kassenwartin der 
Kreisgemeinschaft Lyck, Heidi Ma-
der, durchgeführt. Kontaktadresse: 
Heidi Mader, Richard-Taylor-Stra-
ße 6, 28777 Bremen, E-Mail: heidi-
mader@gmx.de, Telefon (0421) 
67329026.

Ich bedanke mich für Eure bis-
herige Teilnahme und wünsche 
dem Lycker-Treffen in Bremen 
unter der Leitung von Heidi Mader 
weiterhin viel Erfolg.
� Euer Landsmann Wilhelm Norra

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties, 
Kirschblütenstraße 13, 68542 Hed-
desnheim, Telefon (06203) 43229, 
Mobil: (0174)9508566, E-Mail: 
uwe.jurgsties@gmx.de.  
Gst. für alle Memellandkreise: 
Uwe Jurgsties, Kirschblütenstraße 
13, 68542 Heddesheim

Memel-Stadt/Land

Erntedankfest
Dortmund – Sonnabend, 8. Okto-
ber, 13 Uhr, Deutsche Heimatstube, 
Landgrafenstraße, Ecke Märkische 
Straße, Eingang Märkische Straße 
1-3: Erntedankfest. Anmeldungen 
bitte beim 1. Vorsitzenden Gerhard 
Schikschnus unter Telefon (0231) 
62836900, mobil (0173) 8103050, 
E‑Mail: g.schikschnus@web.de.

Treffen
Köln – Sonnabend, 22. Oktober, 
13  Uhr, Brauhaus, Dellbrücker 
Hauptstraße 61, Köln-Dellbrück: 
Treffen der Memellandgruppe 
Köln mit Gelegenheit zum Mittag-
essen, danach Programm mit 
Geistlichem Wort und Berichten 
zu 770 Jahre Memel, Meeresfest 
unter Beteiligung der Memellän-
der, Ausstellungseröffnung zum 
Stadtjubiläum in unserem Archiv 
in der Simonaitytes Bibliothek, Be-
such der Baptisten Kapelle in Mes-
tellen und weitere Informationen.
Anmeldung erbeten unter Telefon 
(0170) 8315959 beim 1. Vorsitzen-
den Herbert Jaksteit. Anreisehin-
weis: Vom Hauptbahnhof Köln mit 
der Straßenbahnlinie 18 Richtung 
Thielenbruch bis zur Haltestelle 
Dellbrücker Hauptstraße. 

Kreisvertreter: Marc Plessa, 
Hochstraße 1, 56357 Hainau,  
Telefon (06772) 9699799, E-Mail: 
kontakt@kreisgemeinschaft-ortels-
burg.de, Geschäftsführerin: Ka-
rola Kalinski, Meisenstraße 13, 
45698 Gladbeck, Telefon (02043) 
9824112, E-Mail: k.kalinski@kreis-
gemeinschaft-ortelsburg.de, Inter-
net: www.kreisgemeinschaft-or-
telsburg.de

Ortelsburg

Reise der Kreisgemeinschaft
Für das nächste Jahr ist eine Reise 
vom 25. Juni bis 4. Juli geplant und 
führt über Breslau und Warschau. 
Änderungen vorbehalten. Bei Inte-
resse melden Sie sich bei Christel 
Sender per E-Mail: ch.sender@
kreisgemeinschaft-ortelsburg.de 
oder unter Telefon (0209) 207614 
oder bei Nischik unter Telefon 
(02366) 936916, per E-Mail: j.ni-
schik@t-online.de

Heimatkreisgemeinschaften

Zusendungen für die Ausgabe 42/2022

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 42/2022 (Erstverkaufstag 21. Oktober) bis spätestens 
Dienstag, den 11. Oktober, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Starke Farben – 
Der neue Kalender „Ostpreußen und seine Maler 2023“ 

Der neue Kunstkalender 
„Ostpreußen und seine  
Maler“ für das Jahr 2023 er-
scheint erstmalig im DinA3-
Format.

Der Kalender enthält für jeden 
Monat ein Blatt mit großem Mo-
tiv aus der ostpreußischen Farb-
welt. Rechts daneben ist ein 
schmales Kalendarium abge-
druckt, aus dem der jeweilige 
Monat, das Jahr und die ent-
sprechenden Wochentage her-
vorgehen, wobei Sonn- und Fei-
ertage in einem kräftigen Rot 
leuchten, regionale Feiertage 
sind in einem blassen Rot gehal-
ten.

Die Motive zeigen Szenen 
aus der Flora, Fauna und der 
Lebenswelt Ostpreußens. 
„Starke Farben“, schreibt der 
Kurator des Ostpreußischen 
Landesmuseum in seinem Vor-
wort für diesen Kalender, „ha-
ben die ostpreußischen Maler 
nach 1945 eingesetzt, um die 
Erinnerungen an die verloren 
gegangene Heimat festzuhalten, 
so dass man sie sich immer wie-

der vor Augen führen kann, 
wenn die inneren Bilder drohen 
zu verblassen.“ 

Künstler wie Eduard Bischoff, 
Ernst Mollenhauer, Alexander 
Kolde und Heinrich Bromm sind 
in diesem Kalender unter vielen 
anderen Malern mit Werken 
vertreten.

Der Kalender kostet 22,– Euro, 
einschließlich Portokosten und 
kann bestellt werden bei:  
typeart satz&grafik GmbH,  
Südrandweg 15, 44139 Dort-
mund, telefonisch unter 
(0231)557378-0, per Telefax 
unter(0231) 557378-20 sowie 
per E-Mail: info@typeart-dort-
mund.de

Julius Freymuth: Ernte im Oberland, Öl, 1928� Foto: OL

Deutsche Kulturforum östliches Europa – Stadtschreiber

Stadtschreiber/Stadtschrei-
berin Temeswar/Timișoara – 
Kulturhauptstadt Europas 
2023. Das Deutsche Kulturforum 
östliches Europa schreibt in Zu-
sammenarbeit mit der Stadt Te-
meswar/Timișoara und dem De-
mokratischen Forum der Deut-
schen im Banat ein von der Be-
auftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien dotiertes 
Stipendium einer Stadtschreibe-
rin/eines Stadtschreibers in Te-
meswar (Rumänien) aus. 

Wer deutsch schreibt oder 
deutschsprachig ist und bereits 
schriftstellerische oder journalis-
tische Veröffentlichungen vor-
weisen können, ist eingeladen, 
sich um das Stipendium in Te-
meswar zu bewerben. Insbeson-
dere werden solche Autorinnen 
und Autoren angesprochen, die 

sich auf die Wechselwirkungen 
von Literatur und historischem 
Kulturerbe der Stadt, der Region 
und des Landes einlassen wollen.

Das Stadtschreiber-Stipendium 
hat als Ziel, das gemeinsame kul-
turelle Erbe der Deutschen und 
ihrer Nachbarn in Regionen Mit-
tel- und Osteuropas, in denen 
einst (auch) Deutsche gelebt ha-
ben und heute noch leben, in der 
breiten Öffentlichkeit bekannt zu 
machen sowie herausragendes 
Engagement für gegenseitiges 
Verständnis und interkulturellen 
Dialog zu fördern.

Die Stadtschreiberin oder der 
Stadtschreiber soll am kulturel-
len Leben der Stadt Temeswar 
teilnehmen und Themen der ge-
meinsamen Kultur und Geschich-
te in der Stadt in ihrem oder sei-

nem Werk thematisieren und re-
flektieren sowie breiten Kreisen 
anschaulich vermitteln. Die lite-
rarischen Annäherungen an die 
Stadt und deren Kulturlandschaft 
sollen laufend in einem Internet-
Blog dokumentiert werden, der 
auch ins Rumänische übersetzt 
wird.

Interessenten senden bis zum 
28. Oktober 2022 (Datum der E-
Mail) ihre Bewerbungsunterla-
gen in elektronischer Form an 
das Kulturforum: deutsches@
kulturforum.info

Sonya Winterberg (siehe oben) 
war von Mai bis September 2022 
Stadtschreiberin in Memel. Ihr 
Blog ist unter www.stadtschrei-
berin-memel.de einsehbar. Auch 
die neueste Ausgabe des KK-Ma-
gazins erzählt von dieser Stadt.

ANZEIGE
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VON DAGMAR JESTRZEMSKI

L ebkuchen, Pfefferkuchen und 
Honigkuchen sind Variationen 
oder aber nur verschiedene Be-
zeichnungen für das braune Ge-

würzgebäck, das zu den typischen Süß-
speisen der Weihnachtszeit gehört und 
oft mit lieben Kindheitserinnerungen ver-
knüpft ist. Nicht wegzudenken sind auch 
die Lebkuchenherzen auf Jahrmärkten. 
Die Geschmacksrichtung des Lebkuchens 
wird von verschiedenen Gewürzzutaten 
wie Zimt, Anis und Ingwer bestimmt, die 
zumeist aus tropischen Ländern impor-
tiert werden. 

Auch in Ost- und Westpreußen hat der 
Lebkuchen eine lange Tradition. Hier eta-
blierten sich im Mittelalter die Zünfte der 
„Pfefferküchler“. Diese boten ihre be-
gehrte Ware auf den städtischen Jahr-
märkten an, hielten aber ihre Rezepte 
wegen der großen Konkurrenz geheim. 
Obwohl in der Gründerzeit die industri-
elle Herstellung des Lebkuchens einsetz-
te, wurde dieser in den meisten Haushal-
tungen vor Weihnachten weiterhin selbst 
gebacken. 

Florierende Geschäfte in Elbing
In den 1920er Jahren erzielte der Drogist 
Robert May als Inhaber der Drogerie J. 
Staesz jun. in Elbing einen großen Markt-
erfolg mit seinem „Staesz-Pfefferkuchen-
gewürz“ für Lebkuchengebäck. Dank einer 
geschickten Unternehmenspolitik florier-
te sein Geschäftshaus für Drogeriewaren 
mit eigener Gewürzmühle, Mineralwasser, 
Kosmetika und Farben sowie einer abge-
spaltenen Firma für die Lackproduktion. 
Der Verdener Lokalhistoriker Heinrich 
Lohmann hat die Unternehmensgeschich-
te der Firma J. Staesz jun. in Elbing und an 
ihrem späteren Standort in Loxstedt/Nes-
se bei Bremerhaven akribisch erforscht. 

Daraus entstand ein attraktiv gestalte-
ter, reich bebilderter Band mit dem Titel 
„Staesz-Pfefferkuchengewürz & Hayma 

Neunerlei. Der Drogist Robert May, seine 
Familie und die Lebkuchengewürze aus 
Westpreußen und Schlesien“. Die Dar-
stellung des Zeitabschnitts bis zum 
Kriegsende 1945 enthält zahlreiche An-
sichten der mittelalterlichen und früh-
neuzeitlichen Architektur Elbings sowie 
Familienfotos und Abbildungen der Pro-
dukte von J. Staesz jun. 

Alles begann im Oktober 1912 in El-
bing, als der Kaufmann und approbierte 
Drogist Robert May die von dem Apothe-
ker Jacob Staesz 1880 in der Wasserstraße 
gegründete Drogerie J. Staesz jun. über-
nahm. Vor Weihnachten florierte der Ver-
kauf von Pfefferkuchengewürzen, die je-
weils einzeln abgewogen und abgepackt 

werden mussten. Diesem Bedarf kam das 
Ehepaar May nach, indem Bündel aus je-
weils acht Tütchen mit Pfefferkuchenge-
würzen in großer Zahl vorgehalten wur-
den. Das Produkt mit dem Namen „May’s 
guter Gedanke“, später „Staesz-Pfeffer-
kuchengewürz“, wurde zum Verkaufs-
schlager in Ostpreußen, Pommern und 
Schlesien. 

Robert May war als wohlhabender 
Unternehmer oft auf Reisen. Im Berliner 
Hotel „Adlon“ war stets dasselbe Zimmer 
für ihn reserviert. Im August 1944 gelang 
es ihm, einen Teil der Betriebsmittel und 
Rohstoffe aus Elbing wegzuschaffen und 
an Aufbewahrungsorte im inneren Reichs-
gebiet zu verfrachten. In Nesse bei Bre-

merhaven, wohin es ihn nach dem Krieg 
verschlug, gründete er 1949 erneut eine 
Gewürzmühle mit dem Namen J. Staesz 
jun. Das gut eingeführte „Staesz-Pfeffer-
kuchengewürz“ fand wieder Abnehmer 
im Lebensmittelgroß- und Einzelhandel. 
1978 übernahm sein Schwiegersohn Wer-
ner Krause den Betrieb. 

Konkurrent aus Schlesien
Der Buchtitel verweist auch auf das ur-
sprünglich in Schweidnitz (Schlesien) an-
sässige Hayma-Werk, das seit den 1920er 
Jahren und später in der Nachkriegszeit 
in Westdeutschland mit dem Pfefferku-
chengewürz „Hayma Neunerlei“ in Kon-
kurrenz zu J. Staesz jun. stand. Die Witwe 

des Lebensmittelhändlers Karl Hayn, 
Friederike Hayn, verkaufte die Rechte zu 
Herstellung und Vertrieb von „Hayma 
Neunerlei“ an Gustav Assmann in Bücke-

burg. 1982 übernahm J. Staesz jun. 
die Bückerburger „Hayma-Werke 
Hermann Galle’s Nachfolger“. 

Werner Krause baute die Pro-
duktpalette für die Fisch- und 
Fleischverarbeitung aus und grün-
dete einen weiteren Produktions-
standort im holsteinischen Bram-
stedt. Der Schwerpunkt lag zuletzt 
auf der Herstellung von Gewürzprä-
paraten teils in Bio-Qualität sowie 
Hilfsstoffen für das fleischverarbei-
tende Gewerbe und die Industrie. Die 
Hälfte der Erzeugnisse war für die Ex-
portmärkte in Europa und Asien be-
stimmt. Bis 2006 war die Familie May/
Krause in vierter Generation mit dem 
mittelständischen Unternehmen Ge-
würzmühle Nesse verbunden. Es wur-
de zuletzt von dem international täti-
gen Unternehmen Frutarom mit Sitz in 
Israel übernommen. Mit der detailliert 
ausgearbeiteten Firmen- und Familien-
chronik liegt ein Beitrag zur Unterneh-

mensgeschichte der Unterweserregion 
vor, der den wirtschaftlichen Aufschwung 
Deutschlands in der Nachkriegszeit durch 
die Risikobereitschaft von Unternehmer-
Persönlichkeiten aus den deutschen Ost-
gebieten beleuchtet.

Ursprünglich aus einzelnen Zutaten abgepackt, hielt das Ehepaar May bald Tütchen mit Pfefferkuchengewürz bereit: Beispiel einer 
solchen Tüte (r.)� Foto: Shutterstock/Produktabbildung (r.)

Philip Kiril von Preußen steht vor der Hal-
le, die sein Ururgroßvater Wilhelm II. vor 
120 Jahren – am 28. November 1902 – ein-
weihte. Die Oberlausitzer Ruhmeshalle am 
heute polnischen Ostufer von Görlitz 
[Zgorzelec] ähnelt optisch dem Berliner 
Reichstag und wurde der Öffentlichkeit am 
1. Juni 1904 als Kaiser-Friedrich-Museum 
übergeben. Die Familienerinnerung hat im 
heute polnischen oder russischen Osten 
des Reiches viele Anknüpfungspunkte. Es 
gab die Jagden im oberschlesischen Pless 
[Pszczyna] oder in der Rominter Heide 
[Puszcza Romincka] in Ostpreußen, das 
Tal der Schlösser im Riesengebirge oder 
die kaiserliche Sommerresidenz im ost-
preußischen Cadinen [Kadyny]. 

Doch Philip Kiril findet auch in der 
heute teils zu Sachsen und hier am Ostufer 
zur Republik Polen gehörenden Neiße-
stadt den Nenner, der sein Leben trägt: 
„Das Wichtigste ist für mich, dass wir hier 
keine bleibende Heimat haben, sondern 
auf dem Weg sind in unsere himmlische 
Heimat und von daher ein großes Hängen 
an den Dingen nicht angebracht wäre. Das 
habe ich stark verinnerlicht. Aber auf der 
menschlichen Ebene ist es für mich schon 
schmerzhaft, wenn ich mir bewusst mache 
– fast egal in welche Stadt ich komme –, 

was alles verloren gegangen ist. Wenn 
mich jemand aus Polen einlädt und es in 
den zeitlichen Rahmen passt, dann kom-
me ich auch gerne – solche Anfragen hatte 
ich bislang noch nicht.“

„Friedensgrenze“ von 1950
Ob er hier schon einmal in der geteilten 
Stadt gewesen sei, kann er Ende Septem-
ber im ersten Anlauf gar nicht einmal mit 
Sicherheit sagen. Auf Hochzeitsreise sei 
er mit seiner Frau auch in Breslau gewe-
sen, diese habe ihn aber aufgeklärt, dass 
beide entgegen seiner Annahme damals 
doch nicht in Görlitz gewesen seien. 

Der Gang zum imposanten Bau aus 
wilhelminischer Zeit, wo die DDR 1950 
den Vertrag über die „Friedensgrenze“ zur 
Volksrepublik Polen schloss, ist ein Ne-
benprodukt eines Vortrages im Rahmen 
der Glaubenskonferenz bei der Freien 
evangelischen Gemeinde Görlitz. Philip 
Kiril, der seinem Vetter Georg Friedrich 
die Führung des Hauses Hohenzollern-
Preußen überlassen muss, weil Philip Ki-
rils Vater von Großvater Louis Ferdinand 
von Preußen aufgrund der bürgerlichen 
Ehe von der Führung des Hauses ausge-
schlossen wurde, betont, dass seine Ver-
mittlerrolle im Grunde eine andere sei: die 

Brücken zu Gott hin zu überqueren. „Da-
mit hatte ich bislang alle Hände voll zu 
tun. Hinzu kommt noch mein Herzensthe-
ma, der Schutz des ungeborenen Lebens 
dazu, und die eigene Familie soll ja auch 
nicht zu kurz kommen“, sagt der Vater von 
sechs Kindern.

Philip Kirils beruflicher Werdegang als 
Pfarrer und Grundschullehrer habe sicher 
auch etwas mit seinem persönlichen Sta-
tus zu tun. „Ja, ich bin mir sicher, dass dies 
ein Grund ist. Nicht umsonst lädt Jesus 
die zu sich, die mühselig und beladenen 
sind (Matthäus 11,28). Und die nicht so auf 

der Sonnenseite des Lebens stehen, die 
sind für so etwas viel empfänglicher als 
die, denen es immer gut geht und die Gott 
– scheinbar – nicht brauchen.“ 

Bei der Glaubenskonferenz konnte 
man erneut einen fast immer lächelnden 
Prinzen kennenlernen, der seine innere 
Ausgeglichenheit gefunden hat und diesen 
Weg auch anderen eröffnen möchte. 

Die Oberlausitzer Ruhmeshalle ist 
kurz vor ihrem 120. Geburtstag am  
30. September jedoch erst einmal ver-
schlossen, es muss beim Blick von außen 
bleiben. Die polnische Stadtverwaltung, 
die hier das städtische Kulturhaus unter-
gebracht hat, lässt ausgerechnet jetzt Re-
novierungsarbeiten durchführen. Aber 
Pfarrer Eugen Böhler von der einladenden 
Freien evangelischen Gemeinde hat einen 
hervorragenden Draht zum polnischen 
Bürgermeister. Und er hat Philip Kiril für 
einen Nachfolgebesuch mit der ganzen Fa-
milie eingeladen. Damit könnte vielleicht 
die erste Vermittlerrolle mit polnischen 
Amtsträgern ganz unverhofft doch bald 
eintreten. In ihrer Standhaftigkeit gegen 
den unchristlichen heutigen Zeitgeist sind 
Eugen Böhler und Philip Kiril jedenfalls 
ganz und gar aus demselben Holz ge-
schnitzt.� Till Scholtz-Knobloch

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Ein Spaziergang am Ostufer der Neiße
Philip Kiril von Preußen könnte als Vermittler an der deutsch-polnischen Grenze neue Türen öffnen

Vor der Oberlausitzer Ruhmeshalle: Philip Kiril von Preußen

FIRMENGESCHICHTE

Ein Erfolgsrezept aus Ostpreußen
Der Drogerist Robert May aus Elbing erzielte mit seinem „Staesz Pfefferkuchengewürz“ für Lebkuchen einen großen Markterfolg

Heinrich Loh-
mann: „Staesz-
Pfefferkuchenge-
würz & Hayma 
Neunerlei. Der 
Drogist Robert 
May, seine Fami-
lie und die Lebku-
chengewürze aus 

Westpreußen und Schlesien“, Edition 
Falkenberg, Bremen 2022, gebunden,  
254 Seiten, 32 Euro
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VON ERWIN ROSENTHAL

A n das frühere deutsche Ost-
seebad Osternothafen, rechts 
der Swinemündung, auf der 
Insel Wollin gelegen, erin-

nert heute nur noch wenig. Man findet 
dort weder Wohnhäuser noch Hotels 
oder Pensionen. Diese Bauten fielen 
nach dem Krieg der Abrissbirne zum Op-
fer. Die letzten Bewohner des Ortes wur-
den Ende der 1960er Jahre wegen der 
Hafenerweiterung ans Westufer der Swi-
ne umgesiedelt. Namensgeber für den 
Ort war das nahe Hafenbecken gleichen 
Namens. Das kleine Ostseebad, in dem 
seinerzeit der Sommerurlaub sehr viel 
preiswerter war als im mondänen Welt-
bad Swinemünde, wurde im Jahre 1939 
nach Swinemünde eingemeindet.

In der Historie der Stadt Swinemün-
de nimmt Osternothafen einen besonde-
ren Platz ein. Hier waren im Jahre 1743 
die ersten Unterkünfte für die Erbauer 
und für die Beschützer des Hafens er-
richtet worden: Eine Baracke für die Zi-
vilisten und eine für die Soldaten, denn 
den Schweden war der Hafen ein Dorn 
im Auge. Die 75 Fuß langen und 16 Fuß 
breiten Unterkünfte waren die ersten 

Gebäude des Ortes. Im 19. Jahrhundert 
errichteten die Preußen hier die bedeu-
tendsten Bauwerke Swinemündes: Die 
mehr als 1000 Meter lange Ostmole, die 
nach ihrer Fertigstellung wie ein Welt-
wunder bestaunt wurde und den 68 Me-
ter hohen Leuchtturm, ein Wahrzeichen 
der Stadt. Neben diesem Primus an der 
Ostseeküste steht seit mehr als 150 Jah-
ren trutzig die „Ostbatterie“, heute Fort 
Gerhard, eine der vier Festungen Swine-
mündes.

Einst Beschützer des Hafens
Auch in neuerer Zeit macht der Ort von 
sich reden. Im Jahre 2011 begann man 
hier mit dem Bau eines Flüssiggastermi-
nals dessen Baukosten mit 950 Millionen 
Euro veranschlagt worden waren. Das 
Terminal mit seinen drei Speichern ist 
für die Aufnahme von bis zu 5 Milliarden 
Kubikmetern Erdgas im Jahr ausgelegt 
worden. 

Für das neue LNG-Terminal wurde 
nordöstlich der alten Hafeneinfahrt ein 
neuer, bis 14,5 Metern tiefer, von kilome-
terlangen Molen eingerahmter Außenha-
fen gebaut. Dort können Schiffe mit ei-
nem Tankvolumen von 216.000 m³ und 
einer Länge von 315 Metern anlegen. Der 

erste Flüssiggastanker aus Katar löschte 
hier im Dezember 2015 seine Ladung. Das 
Land will damit unabhängiger von russi-
schen Importen werden und setzt auch 
auf Gas aus Norwegen und den USA.

Nord Stream 1 und Nord Stream 2 
verlaufen nicht ohne Grund durch die 
Ostsee. Ausschlaggebend für die Linien-
führung der russischen Pipeline von Wy-
borg zum pommerschen Lubmin war der 
Wunsch Russlands, sich von Transitlän-
dern wie der Ukraine und Polen unab-
hängig zu machen. Jene Probleme, die es 
immer wieder mit der alten Pipeline gab, 
sollten der Vergangenheit angehören. 

Geplant: Containerhafen
Das Terminal soll nicht das letzte große 
Bauvorhaben in Osternothafen sein, es 
gibt bereits neue weiterreichende Pläne. 
Im Gespräch ist der Bau eines giganti-
schen, östlich des Gasterminals angeleg-
ten Containerhafens. Mit einer Kapazität 
von zwei Millionen Standardcontainern 
im Jahr würde er zu den größten Häfen   

seiner Art an der Ostsee gehören. Ein In-
vestor für das Projekt konnte augen-
scheinlich noch nicht gewonnen werden.

Auf deutscher Seite befürchtet man 
durch den geplanten Hafen eine Belas-
tung der Umwelt und den Kollaps des 
Straßenverkehrs auf der Insel Usedom. 
In Schwerin denkt man bereits über die 
Sperrung der Insel für Schwerlasttrans-
porte nach. Betreffen könnte das vor al-
lem die Bundesstraße 110, die an der 
deutsch–polnischen Grenze bei Garz be-
ginnt und in Rostock-Süd an der A 19 en-
det. Schon die für 2023 geplante Öffnung 
des Swinetunnels, der die Inseln Use-
dom und Wollin verbindet, wird die seit 
Jahrzehnten unveränderten Usedomer 
Straßen überfordern. 

Industrie gegen Tourismus
In Swinemünde existiert seit Jahrzehn-
ten ein Konflikt zwischen der Hafenwirt-
schaft und dem Tourismus. Der polni-
sche Journalist Bartosz Turlejski 
schreibt, dass in der Stadt die Interessen 

des Tourismus und der Seewirtschaft 
manchmal unvereinbar zu sein scheinen. 
Östlich der Swine, auf der Insel Wollin, 
entwickeln sich der Hafen und die Indus-
trie sehr dynamisch, während man 
gleichzeitig am linken Swineufer mit 
dem breitesten und schönsten Sand-
strand auf der Insel Usedom und mondä-
nen Hotels um Gäste buhlt. 

Der geplante Containerhafen ist den-
noch nicht von vornherein abzulehnen, 
denn er könnte sowohl der polnischen 
als auch der deutschen Wirtschaft Im-
pulse geben. Nicht ohne Grund fordern 
jedoch deutsche Politiker, gemeinsam 
mit den polnischen Nachbarn die Um-
weltverträglichkeit des neuen Projekts 
zu prüfen, ist doch die geschundene Ost-
see ein sehr sensibles Binnenmeer.

Und nicht nur die Swinemünder Ho-
teliers, sondern auch die von Swinemün-
de aus in Sichtweite liegenden deutschen 
Kaiserbäder Ahlbeck, Heringsdorf und 
Bansin sollten bei dem neuen Projekt ein 
Mitspracherecht haben. 

INDUSTRIE GEGEN TOURISMUS UND UMWELTSCHUTZ

Vom Ostseebad zum Industriestandort
Ein neuer Bauboom in Osternothafen-Swinemünde [Chorzelin-Swinoujście] auf der Insel Wollin

Das große Interesse am Segelfliegen ging 
zurück auf das Verbot der Motorfliegerei 
durch die Siegermächte des I. Weltkrie-
ges. Im Jahre 1929 begann man auf der 
Lontzke Düne mit eigenen Konstruktio-
nen mit dem Segelfliegen, doch leider 
schlugen die Versuche fehl. Aber der Vater 
der Segelfliegerei auf der Lontzke Düne, 
der Kurhausbesitzer Maximilian Nitschke 
aus Leba, war unermüdlich. Es war im 
Jahre 1930, als er dort eine Halle für Segel-
flugzeuge errichten ließ. Im selben Jahr 
entstand auch eine Wohnbaracke. 
Am 31. August 1930 war es soweit,  Maxi-
milian Nitschke hat sein Ziel erreicht. In 
einer Feier in dem neuen Lager dankte er 
allen, die ihn bei seinen Bemühungen 
unterstützten. Die Pommersche Segel-
flugschule Leba wurde vom Präsidenten 
des Deutschen Luftfahrtverbandes, 
Reichsminister a.D. Dominikus, einge-
weiht. Und bald darauf begann der regel-
mäßige Schulbetrieb. Es gab nicht nur 
Flugschüler aus dem Umkreis, sie kamen 

aus ganz Deutschland und teilweise aus 
ganz Europa zur Lontzke Düne, um hier 
zu lernen und zu fliegen. Ein Kurs dauerte 
ca. 14 Tage. Schon 1931 war der Andrang so 

groß, dass noch zusätzlich eine Baracke 
für Unterkünfte gebaut wurde. 

Nun hieß es immer wieder: „Auszie-
hen, laufen, los! – Hol‘s der Teufel!“. Im  

September 1931 wurde im Dauersegelflug 
von 5 Stunden mit einem „Grünau Baby“ 
der Pommernrekord durch Fluglehrer 
Kroll aufgestellt. Hans Settgast brach 
diesen Rekord durch 17 Stunden. 1937 
wurde dieser Rekord nochmals von Ri-
chard Manz gebrochen, durch eine Zeit 
von 18 Stunden. Vom 22.-24. September 
1943 flog Ernst Jachtmann den Deutsch-
land-Dauerrekord im Einsitzer „Weihe“ 
mit 55 h 52 min 60 sec in Brüsterort/Ost-
preußen.

Segelflug in Stolp
In Zusammenarbeit mit dem Ostpom-
merschen Verein für Luftfahrt gründeten 
27 Mitglieder die Stolper Segelflieger-
gruppe. Die ersten Flugübungen wurden  
mit diesen Schülern am 3. April 1932 auf 
dem Stolper Flughafen aufgenommen. 
Auf diesem zu Segelflugübungen wenig 
geeigneten Gelände war es jedoch nicht 
möglich, die Gruppe am Leben zu halten. 
Durch tatkräftige Unterstützung des 1. 

Vorsitzenden gelang es, ein passendes Ge-
lände östlich vom Stadtgut St. Georg zu 
finden. Auf diesem Gelände schulte die 
Gruppe bei günstigem Wetter jeden Sonn-
tag mit einem Gleitflugzeug Typ „Zög-
ling“. Im Winterhalbjahr beschäftigten sie 
sich mit dem Bau von Segelflugzeugen. 
Sie war dem Ostpommerschen Verein für 
Luftfahrt angeschlossen.

So manche Anekdote blieb in Erinne-
rung, Gerald Gräfe schrieb: Im Kreis der 
angehenden Piloten, die gemeinsam Kar-
toffeln schälen, ist Frieda Klück aus Klu-
cken in Erinnerung. Sie wird von 1933 bis 
1935 als „tüchtige und energische“ Wirt-
schafterin der „Liliput-Küche“ der Segel-
schule Leba genannt. Späterhin ehelicht 
die 1899 Geborene den Schreinermeister 
Alwin Lietz in Lebafelde und verstirbt 
1979 im hessischen Hamm.

Man muss nicht erwähnen, dass es 
nach 1945 keinen Segelflug mehr in den 
Lontzke-Dünen und in Stolp gibt. 

Wolfgang Noffke (†)

DER TRAUM VOM FLIEGEN

Einst die Segelfliegerparadiese in Ostdeutschland: Die Lontzke Düne in Hinterpommern und die Kurische Nehrung in Ostpreußen

Beginn der Segelfliegerschule auf der Lontzke Düne

Osternothafen auf einer Postkarte von 1915, die Mole rechts, mehr als 1000 Meter 
lang, galt damals als spektakulär

Der neue  Hafen, in dem die LNG-Tanker anlegen, links ist die alte Mole zu sehen� Foto: Rosenthal

Auf den Dünen am Möwenhaken auf der Kurischen Nehrung in Ostpreußen 1934
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„Derzeit ist alles auf Konfrontation ausgerichtet“ 

„Die PAZ am 
Wochenende 

aufzuschlagen tut 
einfach nur gut“
Silke Meier, Magdeburg

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

EUROPA ZEIGT UNS DEN VOGEL 
ZU: ERFOLG DURCH SCHEITERN 
(NR. 39)

Zu Wirtschaftsminister Habeck ist alles 
geschrieben: eine inkompetente Niete. 
Stopp! Ich meine, eher ein Bauernopfer 
der Atomgeister, die er und die Seinen rie-
fen. Nehmen wir ihn in Schutz, denn die 
Geschichte ist ganz anders: 2011, als das 
japanische Atomkraftwerk Fukushima 
„weg-tsunamit“ wurde, sind die Grünen 
wegen „Atomkraft, nein danke!“ in Um-
fragen auf 30 Prozent geschossen, und die 
damalige Kanzlerin Angela Merkel, op-
portunistisch, machtversessen, rück-
sichtslos, hat der CDU das Messer in den 
Rücken gerammt mit dem Turbo-Atom-
ausstieg, um die Grünen wieder klein
zukriegen. 

Das war der Anfang vom Ende jegli-
cher verantwortungsvollen Politik in die-
sem Land, und nur deswegen sind solche, 
die grün hinter den Ohren sind wie Ha-
beck, Baerbock, Lang, jetzt am Drücker. 
Wir sind selber schuld! Die immer schön 
brav wiedergewählte Merkel hat alle kon-
servativen CDU-Positionen aus Opportu-
nismus aufgeben lassen, bis die Volkspar-
tei CDU kaputt war und die enttäuschten 
Anhänger zur AfD und den Nichtwählern 
gegangen sind. Heute zeigt uns ganz Eu-
ropa den Vogel wegen unserer politischen 
Ampel, Unfähigkeit und Blödheit, wäh-
rend sich Gasmann Putin (hoffentlich) 
totlacht. � Jens Richter, Leipzig

MIT PUTIN REDEN 
ZU: „HEISSER HERBST“ SPALTET 
DIE LINKSPARTEI (NR. 37, ) UND: 
AUFGESCHNAPPT (NR. 37) SOWIE: 
WER WIRKLICH SCHULD IST AM 
GASMANGEL DER DEUTSCHEN 
(NR. 36)

Auch wenn die Linke nicht in unsere de-
mokratischen Vorstellungen passt, sollte 
man die Aussagen von Sahra Wagen-
knecht wohlwollend prüfen, denn schließ-
lich und endlich werden wir langfristig 
eine Verständigung mit den Russen brau-

chen. Ohne Putin zu hofieren wäre es 
strategisch sinnvoll, mittels Wandel durch 
Annäherung Russland mehr an den Wes-
ten zu binden, um es nicht vollends in die 
Arme von China zu treiben, dem kom-
menden Weltherrscher, auch weil Russ-
land unendlich viele Rohstoffe hat und 
wir die Technologie (sehr zum Leidwesen 
der USA). 

Derzeit ist alles auf Konfrontation 
ausgerichtet, und Sanktionen schaden 
beiden Seiten, wahrscheinlich dem Wes-
ten/Europa mehr als der anderen Seite. 
Und schließlich dürfen wir nicht in ein 
wirtschaftliches Chaos abrutschen, dazu 
müssen alle Entscheidungen zum Nutzen 
des deutschen Volkes überprüft werden. 

Es gibt wohl fünf Pipelines mit unter-
schiedlichem Zugang, aber jeder versucht, 
für sich das Beste herauszuholen, zumal 
die osteuropäischen Länder separate Ver-
träge mit den Russen haben und abhängi-
ger sind, doch Ungarn erhält von Gaz-
prom mehr Lieferungen.

Nun ist unsere Energieversorgung ge-
fährdet, obwohl wir Gas unter anderem 
aus Norwegen und den Niederlanden er-
halten. Und auch der größte deutsche 
Gasversorger Uniper wird verstaatlicht, 
während milliardenschwere Entlastungs-
pakete für die Bürger diskutiert werden. 

Letztlich muss der russische Angriffs-
krieg beendet werden, und dazu könnte 
der Westen – nachdem er schon 2014 (bei 
der Besetzung der Krim, d. Red.) nicht re-
agiert hat – zunächst unter anderem ein 
Teil der Sanktionen aufheben, dann den 
Russen die Krim überlassen und zumin-
dest erst einmal einen Waffenstillstand 
veranlassen (alles war schon mal ange-
dacht). Wer aber findet das Gespräch auf 
Augenhöhe mit Putin?

� Günter Algner, Berlin

LEICHT ERKÄLTET 
ZU: ENDE EINES FRAGWÜRDIGEN 
EXPERIMENTS (NR. 35)

Unter „Aufgefallen“ schreiben Sie von 
Ausfalltagen infolge der Corona-Sommer-
welle. Hier fallen Sie kurzzeitig, im sonst 

guten Beitrag, ins flache „Klabauterbach-
schema“ ab. Früher sagte man dazu Som-
mergrippe, also eine Erkältung in den 
Sommertagen, verursacht durch unter-
schiedliche Erreger. Inwieweit irgendwel-
che C-Viren dabei sind, kann erst nach 
einer Kreuzdiagnose festgestellt werden. 
Also Vorsicht mit irgendwelchen oppor-
tunen Begriffen! Was sein kann, ist die 
Tatsache, dass durch teilweise geschwäch-
te Immunsysteme der mit der experimen-
tellen Substanz injizierten Bürger die Er-
kältungswelle in diesem Jahr besonders 
hoch ausgefallen sein könnte.

Selbst in Medien wie „Sky Bundesliga“ 
oder dem „Kicker“, so ist es mir aufgefal-
len, haben die Fußballspieler und Trainer 
in letzter Zeit kein Corona mehr, sondern 
sie haben eine Erkältung oder einen 
Schnupfen oder ein Unwohlsein. Dies 
stimmt doch optimistisch, oder? Ansons-
ten ist alles gut. � Udo Schmidt, Dessau

ZIEMLICH VERGESSLICH 
ZU: OMERTÀ AN DER ELBE?  
(NR. 32)

Omertà bezeichnet im engeren Sinne die 
Schweigepflicht der Mitglieder der Mafia 
und ähnlicher krimineller Organisationen 
gegenüber Außenstehenden und ist ein 
Teil des Ehrenkodex der Organisation. 

Wie singt die Folkloregruppe „Haind-
ling“ aus Bayern in ihrem Lied: „I hob va-
gessn“? „I hob vagessn, dass i so vagess-
lich bin und bin auf’s Radl aufegschdieng 
und einfach losgfahrn. I hob vagessn, dass 
i so vagesslich bin, bin auf mei Radl auf-
egschdieng, jezd stäh i do!“ (Übersetzung: 
Ich habe alles vergessen, bin trotzdem 
losgeradelt, und jetzt steh ich da ganz 
blöd in der Gegend herum).

Wenn der Kanzler sagt, er könne sich 
an nichts erinnern (im Fall des Cum-Ex-
Skandals, d. Red.), dann ist er entweder 
wirklich ganz vergesslich geworden, oder 
er ist gar dement. Vielleicht gibt es bei 
Scholz so eine Art „Dazwischen-Krank-
heit“, das könnte bedeuten, dass er sich 
partout an nichts mehr erinnern kann 
oder sich einfach nicht mehr erinnern 

will. Eine Erinnerung könnte für ihn be-
deuten, dass sein Job als Kanzler flöten 
geht.� Klaus P. Jaworek, Büchenbach

TEURE SCHLAMPEREI 
ZU: TEUERUNGSTREIBER STAAT 
(NR. 29)

Unser Staat hat uns schon immer abge-
zockt. Es gab immer einen Grund, dem 
Bürger das Geld aus der Tasche zu ziehen. 
Denn wenn man weniger Gas, Wasser und 
Strom verbraucht hat, bedeutete das noch 
lange nicht, dass man im Folgejahr auch 
weniger Abzahlungen zu leisten hatte. 
Denn zwischenzeitlich kamen so viel Er-
höhungen, dass die Ersparnis beim Ver-
brauch oft keine Wirkung hatte.

Jetzt ist also der Müll dran. Jahrzehnte 
hat man den Müllverbrauch gefördert. So 
nach dem Motto: „Viel Müll bedeutet 
Reichtum.“ Da wurden Menschen ausge-
lacht, die auf den immensen Müll auf-
merksam gemacht und gefordert haben, 
dass das reduziert werden muss. Aber hier 
geht es ja nicht nur darum, dass sich mög-
licherweise die Müllpreise erhöhen. Son-
dern über die Müllverbrennung werden 
auch Haushalte mit Ferndampf (Warm-
wasser und Heizung) versorgt. Das be-
deutet dann auch, dass Haushalte, die 
diese Versorgung haben, über die CO₂- 
Emissionen aus Müllverbrennungsanla-
gen eine weitere Erhöhung hinnehmen 
müssen. Bei uns gibt es eine solche Müll-
verbrennungsanlage, und wir sind froh, 
dass sie da ist. Die Schadstoffbelastung ist 
im Laufe der Jahrzehnte geringer gewor-
den. Kohle, Gas und Öl sind schlechter. 

Diese Art der Versorgung ist nicht un-
bedingt günstiger, denn in der Regel müs-
sen wir alle sechs Monate mit einer Preis-
erhöhung rechnen. Und die Verbraucher 
haben keine Möglichkeit, den Anbieter zu 
wechseln. Das bedeutet: Wir sind ohnehin 
schon benachteiligt.

Die Androhung der CO₂-Abgabe auf 
Benzin und Gas zeigt doch auch hier nur, 
dass wir die Schlamperei von Jahrzehnten 
jetzt teuer bezahlen müssen. 

� Heinz-Peter Kröske, Hameln
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VON BODO BOST

E berhard Zorn hat der Ukraine auch nach deren erfolgreicher Offensive bei Charkiw keine großen Erfolgsaussichten im Kampf gegen Russland prognostiziert. Russland verfüge noch über freie Kapazi-täten, um eine zweite Front im Krieg ge-gen Deutschlands NATO-Verbündete zu eröffnen, und die Bundesrepublik habe der Ukraine bereits jede erdenkliche mi-litärische Hilfe geleistet, sagte der Gene-ralinspekteur der Bundeswehr in einem Interview mit dem Magazin „Focus“. Diese Aussagen haben eine internatio-nale Lawine der Kritik ausgelöst. Der ehe-malige Befehlshaber der US-amerikani-schen Streitkräfte in Europa, General a.D. Ben Hodges, nannte die Aussagen des Bundeswehrchefs eine „erschütternd schlechte“ Analyse der Fähigkeiten der russischen Armee, die leider einen Groß-teil des Denkens der deutschen „Elite“ widerspiegele. Dabei setzte er Elite be-wusst in Anführungszeichen. „Obwohl 60  Prozent der russischen Streitkräfte gegen die Ukraine eingesetzt werden, verfügt Russland noch über freie Kapazitäten vor allem in der Luftwaffe und Marine“, so Zorn. „Wenn Putin eine Generalmobilmachung anordnet, hat er keinen Personalmangel mehr“, so der deutsche Generalinspekteur weiter. Ein Entlastungsangriff Putins könnte in der 

Nähe von Königsberg, an der Ostsee oder an der finnischen Grenze stattfinden. „Finnland allein könnte die derzeitigen russischen konventionellen Streitkräfte vernichten, (...) Litauen/Polen würden Kö-nigsberg in einer Woche erwürgen“, twit-terte und konterte Hodges. Tatsächlich hatte Finnland zu Beginn des Winterkriegs von 1939/40 ohne ausländische Unterstüt-zung einem Angriff der Roten Armee mo-natelang standgehalten, ehe es im Frie-densvertrag von Moskau erhebliche terri-toriale Zugeständnisse machen, vor allem große Teile Kareliens abtreten musste.
Zweifel an „Gegenoffensive“In demselben Interview sagte Zorn, er sei „vorsichtig“, den ukrainischen Vorstoß als Gegenoffensive zu bezeichnen, denn die ukrainischen Gegenangriffe „können dazu dienen, Gebiete oder eingedrungene Sek-toren der Front zurückzuerobern, aber nicht, Russland auf breiter Front zurückzu-schlagen“. Er bezweifelte auch, dass die Ukraine in der Lage sein würde, eine Ge-genoffensive aufrechtzuerhalten, da es dem Land an Personal mangeln könnte. Die ukrainische Armee agiere zwar „klug, bietet selten eine Breitseite und führt sou-verän und sehr beweglich die Operatio-nen“. Noch vor zwei Wochen habe er ge-glaubt, dass der gesamte Donbass in sechs Monaten in russischer Hand sein werde. „Heute sage ich: Das werden sie nicht schaffen.“ Aber ob die Ukrainer wirklich 

die Kraft für eine umfassende Gegenoffen-sive hätten, bezweifelt der ranghöchste Soldat der Bundeswehr: „Sie bräuchten eine Überlegenheit von mindestens 3 zu 1“.Zorn erklärte auch, dass Deutschland bereits alle möglichen Waffen an die Uk-raine übergeben habe und hoffe, sie zu-rückzubekommen, da sie zur Abschre-ckung benötigt würden. „Alles, was wir gegeben haben, werden wir zurückbekom-men müssen (...) Wir brauchen die richti-gen Kräfte für eine wirksame Abschre-ckung. Unsere Partner erwarten das von uns“, so der General gegenüber „Focus“. Deutschland wird zunehmend von der NATO-Führungsmacht USA schleppende Lieferung von Militärhilfe an die Ukraine vorgeworfen, obwohl Bundeskanzler Olaf Scholz versprochen hat, dass moderne Luftabwehrsysteme an die Ukrainer gelie-fert würden. Von denen könnten zwei je-doch erst Ende dieses Jahres und zwei weitere im nächsten Jahr eintreffen. Gustav Gressel vom European Coun-cil on Foreign Relations (ECFR) erklärte gegenüber „The Telegraph“, dass die Äu-ßerungen des deutschen Generals „ein Versuch waren, Deutschlands eigene Ängste zu beruhigen“. „Die Sozialdemo-kraten wollen nicht“ mehr Waffen „lie-fern und ziehen jetzt alle Register“, so der Analyst. Rob Lee, ein Forscher in der Ab-teilung für Kriegsstudien am King’s Col-lege London, nannte die Behauptungen des deutschen Generals „bizarr“.

SICHERHEITSPOLITIKEin Ruf zu mehr Realismus von höchster Stelle In einem Interview hinterfragt der Generalinspekteur der Bundeswehr gängige 

Erzählungen zum Ukrainekrieg – und bewegt damit die internationalen Gemüter 
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AUFGEFALLEN

Habeck contra Murphy
„Wenn beim Gassparen alles gut geht und wir Glück mit dem Wetter haben, dann haben wir eine Chance, gut durch den Winter zu kommen.“ Das sagte Bundeswirtschaftsminister Robert Ha-beck mehreren Medienberichten zu-folge dieser Tage in Lubmin. Wohlgemerkt: Die Aussage stammt von dem für die Energie zuständigen Minister eines Landes, in dem sowohl auf dem Gebiet der Grundlagenfor-schung als auch der industriellen Pro-duktion maßgebliche Schritte zur Ent-wicklung aller gängigen Energiegewin-nungsarten geleistet wurden. Wo einst Nicolaus Otto und Rudolf Diesel Ver-brennermotoren erfanden, wo Max Born, Otto Hahn, Werner Heisenberg und andere die Nutzung der Kernkraft vorantrieben, wo Werner von Siemens die moderne Elektrotechnik begründe-te, und wo der Erfinder des Heizkör-pers, Franz San-Galli (der später nach St. Petersburg ging), aufwuchs, in ei-nem solchen Land herrscht nun mit Blick auf den nächsten Winter das Prinzip Hoffnung. So etwas kann man sich eigentlich nicht ausdenken. Ein wesentlicher Grund für die deutsche Notlage ist die grüne Verach-tung aller herkömmlichen Energiear-ten und der Irrglaube an die Erneuer-baren Energien. In der Folge bleibt Habeck auch nicht viel mehr, als auf einen milden Winter zu hoffen. Der US-amerikanische Ingenieur Edward A. Murphy prägte freilich den Satz: „Anything that can go wrong will go wrong.“ – „Alles, was schiefgehen kann, wird auch schiefgehen.“ Die Deutschen dürfen gespannt sein, wer Recht be-hält: Habeck oder Murphy. neh
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ABedrohliche LeereEgal, ob AdBlue, Kohlensäure oder Papier. Der  
Mangel an Energie und Rohstoffen erfasst immer weitere  
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VON MARTIN STOLZENAU

D as stoffliche Motiv des Gänse-
diebs klingt nach einem Mär-
chen der Brüder Grimm. Mit 
der „goldenen Gans“ hat die 

Entstehung des Gänsediebbrunnens in 
der Dresdener Altstadt allerdings nichts 
zu tun. Vielmehr basiert die Geschichte 
auf eine reale Untat, die für die Stadt dann 
doch zu einem durchaus goldenen Ergeb-
nis wie im Märchen führte. Das Motiv 
wurde zu einer Touristenattraktion.

Geschaffen hat den heute in der Wei-
ßen Gasse gelegenen Gänsediebbrunnen 
der vor 100 Jahren gestorbene Bildhauer 
Robert Diez. Zu sehen ist auf dem steiner-
nen Sockel oberhalb des Wasserbeckens 
der Bronzeabguss eines fahrenden Schü-
lers, der eine Gans an der Gurgel gepackt 
hält. Unterhalb davon befinden sich zwei 
weitere Gänse mit ausgebreiteten Flü-
geln, als würden sie gerade davonfliegen. 
Rund um den Brunnen befinden sich in 
der Fußgängerzone heute Cafés und Res-
taurants mit Außenbestuhlung.

Der Schöpfer des Kunstwerks wurde 
am 20. April 1844 im thüringischen Pöß-
neck geboren. Sein Vater fungierte in der 
Stadt als Erster Bürgermeister und gab 
den zeichnerisch begabten Jungen schon 
früh nach Meiningen in die Obhut seines 
Bruders Samuel Friedrich Diez, der als 
Hofmaler unter Herzog Bernhard II. von 
Sachsen-Meiningen in der Residenzstadt 
fungierte. Vom berühmten Onkel bestens 
auf eine Künstlerlaufbahn vorbereitet, 
wechselte Diez 1863 er an die Akademie 
der Künste in Dresden, wo er sich endgül-
tig für die Bildhauerei entschied und in 
die Obhut von Johannes Schilling kam, 
einem anderen damals bedeutenden 
Dresdener Bildhauer. Dieser Meister gab 

Diez den letzten Schliff, bevor er ab 1873 
in Dresden als freischaffender Bildhauer 
mit seinen Werken eigenes Aufsehen er-
regte. Das trug ihm dann den Auftrag für 
den bis heute berühmten Gänsediebbrun-
nen ein. Am 11. Februar 1879 gaben die 
Stadtväter ihre Zustimmung für das recht 
spezielle Brunnenprojekt, das sich auf ei-
nen überlieferten Vorfall aus dem Jahre 
1512 bezieht.

Demnach weilten damals mittellose 
Studenten aus der Schweiz in Dresden, 

die für ihr Abschiedsmahl vor der Heim-
kehr in ihre Heimat mehrere Gänse stah-
len. Der Diebstahl wurde untersucht. 
Doch da weilten die Übeltäter schon nicht 
mehr in Dresden. Thomas Plattner, einer 
der Gänsediebe, fungierte später in Basel 
als Rektor der Lateinschule und allgemein 
anerkannter Gelehrter der Reformation.

Der Dresdner Bericht über den Vorfall, 
der dann von Plattner in seiner eigenen 
Lebensbeschreibung bestätigt wurde, 
ging in die Dresdner Stadtgeschichte ein 

und regte Jahrhunderte später als Kurio-
sum zur Gestaltung eines entsprechen-
den Brunnens an. Diez bekam den Auf-
trag, und er schuf nach dem ersten Brun-
nen, der am 20. April 1880 am Ferdinands
platz eingeweiht wurde, noch eine zweite 
und eine dritte Version. 

Der Brunnen erhielt auf der Kunstaus-
stellung in München die „Große Goldme-
daille“ und machte seinen Schöpfer 
deutschlandweit bekannt. Die Zweitfas-
sung wurde im Hof der städtischen Feuer-

wache in der Schlüterstraße aufgestellt. 
Eine weitere Replik bekam am Fuße der 
Augustusburg bei Chemnitz ihren heuti-
gen Standort. 

Mit dem Ruhm des Gänsediebbrun-
nens nahm die Karriere von Diez Fahrt 
auf. Er wurde Professor an der Kunstaka-
demie, fungierte als Nachfolger von Häh-
nel, war dann Mitglied des Akademischen 
Rates, prägte seinerseits zahlreiche Schü-
ler und glänzte mit weiteren Bildhauer-
werken. Das reichte vom Bismarck-Denk-
mal sowie dem Brunnen „Stürmische Wo-
gen“ in Dresden bis zum Bechsteinbrun-
nen im Englischen Garten von Meiningen.

Zwischendurch heiratete der Aufstei-
ger die überaus reiche Dresdner Kauf-
mannstochter Luise Calberla, die dann 
die umfangreichen Calberla-Besitzungen 
erbte. Dazu kamen Ehrungen wie die Er-
nennung zum Geheimrat und die Erlan-
gung der Ehrendoktorwürde. Diez 
schwamm lange auf einer Erfolgswelle, 
lebte dann aber zuletzt angesichts der ge-
sellschaftlichen Veränderungen im gro-
ßen Familienanwesen in der Calberlastra-
ße in Dresden-Loschwitz eher zurückge-
zogen und starb nach einem längeren 
Siechtum am 7. Oktober 1922 in seinem 
Refugium, 13 Jahre vor seiner Frau. Seine 
letzte Ruhe fand der Künstler auf dem Fa-
miliengrabplatz der Familie Calberla auf 
dem Inneren Neustädter Friedhof.

Der Brunnen am Ferdinandsplatz 
überstand das Bombeninferno in Dresden 
im Februar 1945 und wurde später in die 
Weiße Gasse umgesetzt, wo er nach Reno-
vierung bis heute beeindruckt. 1979 wur-
de er von der Deutschen Post der DDR in 
einer Sonderbriefmarke verewigt. Pöß-
neck als Vaterstadt von Diez erwarb zu-
dem eine Kopie des geschichtsträchtigen 
Brunnens. 
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Das Schlossmuseum Ismaning bei Mün-
chen macht mit der Sonderausstellung 
„Auge in Auge mit der herzoglichen Fami-
lie von Leuchtenberg“ Geschichte beson-
ders anschaulich. Das Schloss war die 
Sommerresidenz vom Stiefsohn Napole-
ons, Eugène de Beauharnais, und seiner 
Gemahlin Auguste Amalie, Tochter des 
Bayerischen Königs Max I. Joseph, als 
Herzog und Herzogin von Leuchtenberg. 
Auguste Amalie war die Halbschwester 
von Königin Elisabeth von Preußen.

Im Spiegel der graphischen Porträt-
Sammlung Helmut Friedl, Pfreimd, und 
der Mode des 19. Jahrhunderts erwacht 
die bayerisch-europäische Familie noch 
bis zum 30. Oktober hier wieder zum Le-
ben. Die zehn nachgeschneiderten Kostü-
me, keine historischen Originale, acht für 
Damen, zwei für Herren, kommen aus der 
Sammlung der Französin Nathalie Har-
ran. Dazu Hüte, Taschen und weitere Ac-
cessoires, alle eingebettet in Szenerien 
mit Großfotos und einigen historischen 
Schlossmöbeln. Die Schau ergänzt damit 
zwei Kostüme der Dauerausstellung, ge-
fertigt nach zwei Gemälden, die Auguste 
Amalie und Eugène um 1810 als Vizeköni-
ge im Schlosspark von Monza zeigen.

Das Atelier La Dame d’Atours von Na-
thalie Harran fertigt Kostüme aller Epo-
chen für verschiedenste Zwecke an. Ein 
Teil wird regelmäßig in Frankreich in Aus-
stellungen gezeigt. Auch in den USA und 
in der Schweiz (Arenenberg) waren sie 
schon zu sehen. Für Deutschland ist dies 
die erste Ausstellung. Für seine hochwer-
tige Arbeit wurde dem Atelier für die Pfle-
ge des lebendigen historischen Erbes 2017 
von der französischen Regierung das Prä-
dikat „Entreprise du Patrimoine vivant“ 
verliehen.� Helga Schnehagen

b Schloßstraße 3a, 85737 Ismaning, geöff-
net Dienstag bis Sonnabend 14.30 bis 17 
Uhr, sonntags 13 bis 17 Uhr. Eintritt: 2 Euro. 
www.schlossmuseum-ismaning.de 

Dass Menschen vergangener Jahrhunder-
te mit weit weniger auskommen mussten 
als wir heute, ist bekannt. Oftmals waren 
nicht nur schwere Arbeit und Hunger all-
täglicher Begleiter der Bevölkerung, son-
dern auch sehr beengte Wohnverhältnis-
se. Wer in der Bilderbuchstadt Wernige-
rode im Harz durch die Gassen spaziert, 
wird mit Sicherheit auch an diesem Ort 
vorbeikommen, dem sogenannten 
„kleinsten Haus“. 

Neben Rathaus und Schloss gehöre es 
zu den berühmtesten Gebäuden Wernige-
rodes, steht eindrucksvoll auf der Ein-
trittskarte geschrieben, denn im Haus ist 
heute ein winziges Museum beheimatet. 
In der Kochstraße 43 schmiegt es sich nun 
seit 1792 zwischen zwei weitere Häuser, 
denn eigene Giebelwände hat es nicht. Er-
richtet wurde das kleine Gebäude im ehe-
maligen Handwerkerviertel, ganz nahe 
der Stadtmauer. Im Laufe der Zeit wohn-
ten in dem Viertel Täschner, Tuchmacher, 
Röhrenbohrer und Schuhmacher, die sich 
hier nach und nach ansiedelten und auch 
in dem Häuschen wohnten.

Dass dieses Bauwerk überhaupt er-
richtet wurde, lag an einer 2,95 Meter 
breiten Baulücke zwischen zwei bereits 
bestehenden Gebäuden. Hier hinein 
quetschte man, sicher aus Sparsamkeits-
gründen, das Haus mit einer Traufhöhe 
von 4,20 Meter und einer Eingangstür von 
grade mal 1,70 Meter Höhe. Wer sich beim 
Eintreten nicht den Kopf angestoßen hat, 

erblickt schmerzfrei im Erdgeschoss eine 
Diele und eine winzige Küche, im ersten 
Stock folgt ein etwa zehn Quadratmeter 
großer Raum, der als Wohnraum diente, 
und im Dachgeschoss befand sich der 
Schlafraum. 

Es ist für heutige Verhältnisse fast un-
vorstellbar, aber zeitweise wohnten hier 
zehn Menschen gleichzeitig, denn laut 
Museumsführer hatte die Familie auch 
noch einen Untermieter im Haus. Sie 
schliefen auf Matratzen, da die Höhe des 

Hauses es nicht erlaubte, auch noch Bet-
ten aufzustellen. Seit 1885 sind die Be-
wohner urkundlich belegt. So diente das 
Häuschen in den 1920er Jahren der Fami-
lie eines Oberschaffners mit seiner Frau 
und sieben Kindern als Behausung. Die 
Decken sind maximal 1,90 Meter hoch 
und – wie nicht anders zu erwarten in der 
damaligen Zeit – sucht man die Toilette 
im Haus vergeblich. Die nämlich befand 
sich draußen im Hinterhof.

Der Hinterhof ist, sicher wie damals, 
auch heute noch vollgestellt mit Dingen, 
die man zum Leben brauchte. In einer 
Ecke das Holzklo, in das die Museumsaus-
statter eine lebensgroße Puppe hinein-
setzten, um es anschaulicher zu machen. 
Des Weiteren steht da ein Stumpen Holz 
mit einer Axt, womit die Bewohner sich 
Holzscheite für den Winter hacken konn-
ten. Sicher gab es damals auch Tiere wie 
Hühner im winzigen Hof, um die große 
Familie zu ernähren, und ein immer noch 
dort stehender Holztrog lässt vermuten, 
dass man vielleicht tatsächlich manchmal 
auch noch ein Schwein dort hielt.

Noch bis 1976, also zu Zeiten der DDR, 
war das Haus bewohnt. In dem Jahr ver-
starb die letzte Nutzerin in sehr hohem 
Alter. Das Haus ist heute Eigentum der 
Stadt, und wer sich einmal ansehen möch-
te, wie unsere Vorfahren lebten, bekommt 
hier einen bemerkenswerten Einblick, 
und das für einen Eintritt, der so klein ist 
wie das Haus: einen Euro.� Silvia Friedrich

BAUGESCHICHTE

Bitte ducken
Ein Puppenhaus ist geräumiger – Das kleinste Haus in Wernigerode

Tatort inmitten von Dresden: Der Gänsediebbrunnen in der Weißen Gasse� Foto: imago images/Sylvio Dittrich

STADTGESCHICHTE

Haltet den Dieb!
Raubkunst der anderen Art – Der Dresdner Gänsediebbrunnen basiert auf einen realen Vorfall. Dessen Schöpfer starb vor 100 Jahren
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Eingequetscht in der Kochstraße 43

KOSTÜMGESCHICHTE

Das lange Schwarze
Mode des 19. Jahrhunderts in Auguste Amalies Haus
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Kostüm aus der Zeit um 1815 
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WANDERFÜHRER

Natur und Kultur kann man in Mecklenburg und Bran-
denburg zur Genüge antreffen. Wer gerne per pedes 
unterwegs ist, dem sei der ausführliche Wanderführer 
aus dem Verlag grünes herz, der auch Kartenmaterial 

bereithält, empfohlen. Die Touren führen durch eine 
wasserreiche Landschaft und zu zahlreichen Sehens-
würdigkeiten wie etwa Schloss Rheinsberg oder die 
Klosterkirche Himmelpfort.� MRK

Hans-Jürgen Fuß: „Mecklenburgisch- 
Brandenburgische Kleinseenplatte. Ein Wanderfüh-
rer“, Verlag grünes herz, Ilmenau 2022, broschiert,  
168 Seiten, 12,95 Euro

FÜR SIE GELESEN

b FÜR SIE GELESEN

Erweitert  
und ergänzt
Seit 2014 beschäftigt sich der Diplom-
Volkswirt Horst W. Gömpel mit ame-
rikanischen Kriegsgefangenenlagern 
in Deutschland am Ende des Zweiten 
Weltkriegs. Anhand von Zeitzeugen-
berichten und Archivunterlagen zeich-
net er ein Bild der unmenschlichen 
Bedingungen, unter denen deutsche 
Gefangene teils schutzlos unter frei-
em Himmel leben mussten.

Die vorliegende 4. Auflage des 
Buchs wurde um eine Liste politischer 
Umerziehungslager ergänzt, die auf 
der Auswertung von 4000 Durch-
schriften von Zeitzeugenberichten be-
ruht. Den Besatzern gefährlich er-
scheinende Personen der Öffentlich-
keit wie Bürgermeister, Lehrer und 
Parteifunktionäre, auch weibliche, 
wurden unter denselben unmenschli-
chen Bedingungen eingepfercht wie 
die Kriegsgefangenen.� MRK
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VON DAGMAR JESTZEMSKI

E rzählt wird die abenteuerliche 
Lebensgeschichte von Günter 
Karkoska aus dem Dorf Milu-
cken in Masuren, der seine Hei-

mat in Ostpreußen verlor und in Austra-
lien ein neues Zuhause fand. 

Die Autorin der spannenden Biogra-
phie mit dem Titel „Eisbruch und Wüs-
tensturm“ ist Liselotte Kugler aus Berlin, 
Günter Karkoskas Nichte zweiten Gra-
des. Kugler ist mütterlicherseits eine Ur-
enkelin von Günters Großmutter Henri-
ette Kaminski aus Milucken (polnisch 
Miluki, Powiat Ełcki, Woiwodschaft Erm-
land-Masuren). Nach ihrer Pensionie-
rung fand sie beim Ordnen von Akten 
und Fotoalben Unterlagen zu ihrer Fami-
liengeschichte und zur Auswanderung 
ihres Onkels nach Australien im Jahr 
1959. Darüber wollte Kugler mehr erfah-
ren, da der Kontakt zwischen ihrer Fami-
lie und Günter nach seiner Auswande-
rung nicht abgebrochen war. 

Geplant als Geschenk
Nach Absprache lieferte Günter ihr aus-
führliche mündliche Informationen über 
sein bewegtes Leben auf Audiodateien für 
mp3-Abspielgeräte. Aus dem ursprünglich 
als Geburtstagsgeschenk geplanten Ma-
nuskript wurde schließlich ein zweispra-
chiges Buch mit einem deutschen und ei-
nem englischen Textteil, das Günter auch 
in seinem Wohnort Mount Isa verkaufen 
möchte. Mount Isa liegt im nordwestli-
chen Outback des Bundesstaates Queens-
land und verfügt über eines der weltweit 

größten Vorkommen an Kupfer, Zink und 
Silber.

Als schön und friedlich, ja fröhlich wird 
das Leben der ostpreußischen Familie auf 
dem Bauernhof in Milucken sogar noch 
während der letzten Kriegsjahre beschrie-
ben. Monatelang waren die Verwandten 
aus dem Ruhrgebiet in jedem Sommer zu 
Besuch und halfen bei der Ernte. 

Glückliche Tage in Milucken
Kurz vor Weihnachten 1944 flüchtete der 
damals siebenjährige Günter mit seiner 
Mutter Minna, der damals 78-jährigen 
Großmutter und vier Geschwistern aus 
seinem Heimatdorf. Weil der mitgenom-
mene Proviant nicht reicht, fährt die Mut-
ter mit dem Pferdewagen zurück nach Mi-
lucken, um mehr Nahrungsmittel zu holen. 
Ihre Familienangehörigen werden sie nicht 
mehr wiedersehen. 

Auch seinen Vater Ewald verlor Günter 
in den Wirren bei Kriegsende, wie dessen 
Bruder später erfuhr. Unterdessen brach 
die Ostfront am 12. Januar 1945 auf breiter 
Linie zusammen. Die Kinder wurden Zeu-
gen unfassbarer Gräueltaten, begangen 
von russischen Soldaten. Trotz Krankheit 
und Mangelernährung schafften es die 
Großmutter und ihre Enkelkinder, sich von 
einem Evakuierungsort nach Pillau durch-
zuschlagen, von wo aus sie schließlich im 
März mit einem Schiff über die Ostsee 
nach Swinemünde gelangten. Kurz zuvor 
war Swinemünde schwer bombardiert 
worden.

Nach seiner Rettung durchlebte der 
psychisch und physisch schwer angeschla-
gene verwaiste Flüchtlingsjunge in Nieder-

sachsen viele weitere Jahre mit fortwäh-
renden Traumata. Schutzlose Kinder wie 
er wurden oftmals Opfer von Ausbeutung. 
Ein Bauer in Nordenholz nutzte ihn als 
Arbeitskraft aus, behandelte ihn dabei „wie 
einen Aussätzigen“. 

Den verpassten Lernstoff in der 
Schule konnte er nicht mehr nachholen. 
1951 holte ihn sein neuer Vormund, der 
Onkel Kugler aus Castrop-Rauxel, beim 
Bauern ab. Nach Castrop-Rauxel zogen 
auch seine vier Brüder und die älteste 
Schwester. Auf der Zeche „Erin“ begann 
Günter eine Lehre als Bergmann. Nach 
einer großen Enttäuschung, da der Vater 
seiner Auserwählten ihn als Schwieger-
sohn nicht akzeptierte, wanderte Günter 
im Alter von 22 Jahren mit einem Passa-
gierschiff nach Australien aus.

Detailreich und einfühlsam schildert 
die Autorin auch die wichtigen Stationen 

und Erlebnisse Günters in Australien. 
Wie alle Einwanderer musste er mit den 
extrem hohen Temperaturen des südli-
chen Sommers zurechtkommen, mit 
Wassereinbrüchen, Wüstenstürmen, der 
Gefahr durch giftige Tiere, aber auch mit 
manch einem Betrug vermeintlicher 
Freunde. 

Seinen Lebensunterhalt verdiente er 
mit harter Arbeit, zunächst in einer 
Ofenfabrik, danach bei einem Farmer 
und viele Jahre als Minenarbeiter. Für 
das Be- und Entladen der Lkw mit Wei-
zen erfand er ein spezielles Förderband. 

Mit seiner Frau Rosi aus einer un-
garndeutschen Familie teilte Günter das 
Hobby des „Steinesuchens“. An den Wo-
chenenden fuhren sie ins Gebirge, um 
Opale und andere Edelsteine zu suchen, 
die sie dann zu Hause schleiften und ver-
kauften. Durch das Gesteinsmehl ent-
standen wunderbare Farben, mit denen 
Günther entzückende Bilder schuf, die er 
ebenfalls verkaufte. Seine geliebte Rosi 
starb 2000 nach jahrelangem Leiden. 
Günter ist mit seinen 85 Jahren ein zu-
friedener Mensch. Er sagt: „Mir hat das 
Leben immer Spaß gemacht.“

BIOGRAPHIE

„Mir hat das Leben  
immer Spaß gemacht“

Liselotte Kugler aus Berlin schrieb nach Dokumenten, die sie im Nachlass ihrer Familie gefunden hatte,  
und mithilfe von Tonaufnahmen ihres nach Australien ausgewanderten Onkels dessen Lebensweg auf

Lieselotte Kugler: „Eis-
bruch und Wüsten-
sturm. Broken Ice and 
Desert Storm“, Printed 
in Poland by Amazon 
Fulfillment 2022, bro-
schiert, 211 Seiten, zahl-
reiche s/w-Fotos,  
9,65 Euro 

Horst W. Gömpel: „Rheinwiesen-La-
ger und Politische Lager 1945–1948. 
Ein Trauerspiel in Deutschland“, 

Schwalmstadt-Ziegen-
hain 2022, Bezug: 
horstgoempel@gmx.
de, Telefon (06691) 
21562, broschiert, 302 
Seiten, 22,50 Euro plus 
Versandkosten 3 Euro

Krimi ohne 
Höhepunkt
In Schweden gibt es ein ganz beson-
deres Polizeidezernat – dass für heikle 
Fälle. Dort landen Verbrechen, die 
nicht spektakulär sind, bei denen aber 
ein besonderes Spitzengefühl im Um-
gang mit Tätern oder Opfern benötigt 
wird. In dem Krimi „Der talentierte 
Herr Varg“ versucht Kommissar Ulf 
Varg Kriminalfälle zu klären, die 
scheinbar gar keine sind. Der Arbeits-
tag plätschert so dahin, bürokratische 
Arbeit muss erledigt werden, und der 
Feierabend bietet außer dem Gassige-
hen mit dem Hund Martin keine Hö-
hepunkte.

Als Anna ihren Kollegen Varg dar-
um bittet, ihren Mann wegen des Ver-
dachts auf einen Seitensprung zu be-
schatten, hofft er auf Erfolg, denn er 
ist heimlich in sie verliebt. Mit seinem 
drögen Kollegen beobachtet er, wie 
Annas Mann sich mit einer anderen 
Frau trifft. Kleinigkeiten werden ge-
klärt, doch ein Fall nach dem anderen 
verpufft. Es kommt der Verdacht auf, 
dass alle Mitarbeiter dieses Dezernats 
aufs Abstellgleis geschoben worden 
sind, wo sie als Beamte weiter be-
schäftigt werden, aber eigentlich nur 
Unwichtiges erledigen.

Varg schildert sein ereignisloses 
Leben flüssig und mit leichtem Hu-
mor. In der Tat gibt es in diesem Ro-
man wirklich keinen Höhepunkt. Wer 
es als Entspannung lesen mag, wird es 
vielleicht dennoch mögen. � A. Selke

Alexander McCall 
Smith: „Der talen-
tierte Herr Varg. 
Neues aus dem De-
zernat für heikle 
Fälle“, Knaur Verlag, 
München 2022, Ta-
schenbuch, 300 Sei-
ten, 11,30 Euro 

Unterwegs an der Kleinseenplatte
In 25 anstrengenden und weniger schweißtreibenden Wanderungen die Höhepunkte  

eines riesigen Wandergebiets zu erleben, ermöglicht Hans-Jürgen Fuß mit seinem Wanderführer

Schutzlose Kinder 
wie er wurden 

oftmals Opfer von 
Ausbeutung. Ein 

Bauer aus 
Nordenholz 

behandelte ihn „wie 
einen Aussätzigen“



D ie Gruppe Birth, seinerzeit her-
vorgegangen aus der Canditter 
Gruppe, Kreis Pr. Eylau, hatte 
in der Zeit vom 16. bis zum  

25. Juni dieses Jahres eine äußerst interes-
sante, aber auch mit einigen Hindernissen 
gespickte Busreise nach Warschau, Ost-
preußen und Litauen unternommen. 

Geplant war die Reise bereits für das 
Jahr 2020. Diese musste aber wegen der 
Corona-Pandemie zunächst auf 2021 und 
dann noch einmal auf 2022 verschoben 
werden. Der Bus war bei allen drei Fahr-
ten jeweils mit 52 Personen voll belegt. Da 
wir nicht in das Königsberger Gebiet ein-
reisen durften, mussten wir Anfang 2022 
die Reiseroute ändern und einen Umweg 
über Masuren und Wilna [Vilnius] in Li-
tauen wählen. Daraufhin sprangen einige 
Teilnehmer ab. Dann kam der 24. Februar 
mit dem Angriff Russlands auf die Ukrai-
ne. Dieses Mal stornierten weitere Teil-
nehmer die Reise aus Sorge um die Sicher-
heit während der Fahrt durch die Repub-
liken Polen und Litauen. So blieben ledig-
lich noch 30 Personen übrig. In Abstim-
mung mit der Reisefirma wagten wir die 
Reise trotzdem. 

Zwischenstopp in Posen
Die Fahrt begann in Bielefeld und führte 
uns über den Berliner Ring weiter über die 
Grenze bei Frankfurt/Oder bis in die Nähe 
von Posen zur Zwischenübernachtung und 
dann weiter bis Warschau. Die im Zweiten 
Weltkrieg von der deutschen Wehrmacht 
fast völlig zerstörte Stadt ist im Laufe der 
Jahrzehnte wieder aufgebaut worden, zum 
Teil mit einer neuen Straßen-Architektur 
und einer völlig neuen Innenstadt mit 
zahlreichen Wolkenkratzern. Die neue 
Skyline dieser Stadt war beeindruckend.

Unser Hotel befand sich in der Innen-
stadt. Von hier aus unternahmen wir die 
Stadtbesichtigung per Bus und zu Fuß. Zu-
nächst besuchten wir den Sächsischen 
Garten, eine wunderschöne Parkanlage, an 
die sich das Grabmal des unbekannten pol-
nischen Soldaten anschloss. Es ist eine Ge-
denkstätte für die im Ersten Weltkrieg ge-
fallenen polnischen Soldaten, erweitert 
mit einem ewigen Licht für die auf den 
anderen Schlachtfeldern gefallenen polni-
schen Soldaten. Zur vollen Stunde erlebten 
wir hier die Wachablösung der dort als Eh-
renwache stehenden Soldaten – ein ganz 
besonderes Zeremoniell. Gleich hinter der 
Gedenkstätte schließt sich der Piłsudski-
Platz mit dem übergroßen Piłsudski-
Denkmal an.

Besichtigung Warschaus
Auf unserer weiteren Besichtigungstour 
gelangten wir zur Chopin-Bank und zur 
neu aufgebauten Altstadt mit der be-
rühmten Johanneskirche, der Krönungs-
kirche der polnischen Könige. Einige 
Schritte weiter befanden wir uns bereits 
am ebenfalls neu errichteten Königli-
chen Schloss. Von hier aus hatten wir 
einen weiten Blick über die Weichsel in 
den Ostteil der Stadt mit der herrlichen 
St. Michaeliskirche und dem neuen Sta-
dion. Wir waren nun mitten in der Alt-
stadt, wo der Puls der Stadt schlägt. Hier 
herrschte ein reges Treiben, in dem sich 
Touristen, Schulklassen und einheimi-
sche Besucher tummelten und eine be-
achtliche Außen-Gastronomie die Men-
schen anlockte.

Am nächsten Tag besichtigten wir in 
der Warschauer Altstadt das Königliche 
Schloss. Es ist nach dem Krieg nach den 
alten Vorbildern wiederaufgebaut wor-
den. Das Schloss enthält zahlreiche und 
wunderschöne Säle im wiederhergestell-
ten Barockstil und eine Vielzahl von 
großartigen Gemälden. Wir waren über-
wältigt von dieser Pracht und Vielfalt. 

Ein unbedingtes Muss für uns war der 
Besuch des ehemaligen jüdischen Wohn-
bezirks in Warschau, wo 1943 der Ghetto-
Aufstand der polnischen Juden stattfand, 
der von der deutschen SS brutal nieder-
geschlagen wurde. Ein elf Meter hohes 
Mahnmal erinnert an das entsetzliche Er-
eignis von damals. Einige Schritte weiter 
zeigt eine Bronzetafel vom Kniefall des 
Bundeskanzlers Willy Brandt 1970 vor 
dem Ehrenmal.

Weitere Ausflugsziele an diesem son-
nigen Nachmittag waren der wunder-
schöne Łazienki-Park im Süden War-
schaus und die Aussicht vom 30. Stock-
werk des 237 Meter hohen Kulturpalasts 
auf die gesamte Stadt.

Am vierten Tag unserer Reise verab-
schiedeten wir uns von Warschau und 
fuhren in Richtung Norden nach Ostpreu-
ßen. Unterwegs legten wir noch einen 

dreistündigen Stopp in Allenstein ein, wo 
wir bei sonnigem Wetter einen gemütli-
chen Rundgang durch die Altstadt mach-
ten, dann einige Schritte weiter auf das 
Copernicus-Denkmal trafen und schließ-
lich zur Burg Allenstein gelangten. Wir 
setzten unsere Reise fort und trafen gegen 
Abend im Hotel in Heilsberg [Lidzbark 
Warminski] ein, wo wir für drei Tage blie-
ben.

Rundgang durch Allenstein
Am Vormittag des nächsten Tages unter-
nahm die Reiseleiterin mit uns einen 
Rundgang durch die 700-jährige Stadt 
Heilsberg. So gelangten wir zunächst zum 
Schloss und zur Burg, dem ehemaligen 
Sitz der ermländischen Bischöfe, ferner 
zur Peter- und Paulkirche und einige hun-
dert Meter weiter zum Hohen Tor und zur 
evangelischen Kirche. 

Am Nachmittag ging es nach Candit-
ten [Kandyty], wo eine kleine Feierstun-
de zum Gedenken an unsere verstorbe-
nen Landsleute auf dem dortigen Ehren-
friedhof vorgesehen war. Aber aus Witte-
rungsgründen mussten wir diese Feier-
stunde in die Räume der Deutschen Ge-
sellschaft Natangen in Landsberg [Góro-
wo Iławeckie] verlegen. Anschließend 
gab es bei der Deutschen Minderheit 
noch Kaffee und Kuchen mit geselligem 
Beisammensein.

Danach wurde es Zeit aufzubrechen, 
um nach Schewecken [Żywkowo] zu ge-
langen. Dort hatte man die Gruppe zu 
einem zünftigen Grillabend eingeladen. 
Schewecken liegt an der polnisch-russi-
schen Grenze und ist durch die vielen 
Störche bekannt. Für uns alle war der 
dortige Aufenthalt ein gelungener Höhe-
punkt.

Der folgende Tag stand zur freien Ver-
fügung. Aber auf allgemeinen Wunsch hin 
machten wir einen Ausflug zur Barockkir-
che in Heilgelinde [Święta Lipka], wo wir 
die herrlichen Inneneinrichtungen be-
staunen und einem kurzen Orgelkonzert 
beiwohnen konnten. Der Nachmittag 
wurde für private Besuche und Ausflüge 
genutzt.

Bezauberndes Masuren
Wir verließen das Hotel in Heilsberg und 
fuhren die etwa 450 Kilometer lange Stre-
cke durch die bezaubernde Landschaft 
Masurens nach Wilna, der Hauptstadt Li-
tauens. Nach einigen Stunden Fahrt er-
reichten wir hinter der polnischen Stadt 
Suwalken (Suwałki) die polnische-litaui-
sche Grenze. Bei diesem Grenzabschnitt 
handelt es sich um die weltbekannte 
„Suwałki-Lücke“, für viele wegen der 
schmalen Grenze zwischen Polen und Li-
tauen als der „gefährlichste Ort der Welt“ 
bezeichnet.

In Wilna angekommen, bezogen wir 
ein ausgezeichnetes Hotel in der Innen-
stadt. Von hier aus starteten wir am Folge-
tag mit dem Reiseleiter bei ziemlich hei-
ßem Wetter eine äußerst informative Be-
sichtigungstour durch die Innenstadt. Die 
imponierende Kirche Peter und Paul, die 
gotische Backsteinkirche St. Anna, die Li-
teratengasse in der Altstadt und viele an-
dere Kleinode in dieser Metropole waren 
beeindruckende Momente für uns. Am 
Nachmittag folgte abschließend noch ein 
Informationsbesuch bei der 25 Kilometer 
entfernten Wasserburg Trakai.

Besuch der Kurischen Nehrung
Nach zwei Übernachtungen verließen wir 
Wilna und fuhren nordwärts nach Memel 
[Klaipeda]. Dort stieg die heimische  Rei-
seleiterin zu, die uns auf der Kurischen 
Nehrung durch den Märchenwald und an-
schließend noch zur „Toten Düne“ am 
Kurischen Haff führte. Den Abschluss die-
ses Tages bildete ein Rundgang durch die 
Altstadt von Memel mit dem National-
theater und dem davorstehenden weltbe-
rühmten Standbild des Ännchen von Tha-
rau. 

Abends war Boarding auf der Fähre, 
die uns über Nacht und am Folgetag über 
die Ostsee nach Kiel brachte. Von Kiel aus 
traten wir dann die Heimreise an. Eine 
Reise mit vielen nachhaltigen Eindrücken 
ging zu Ende. � Gerd Birth

Zwischenstation mit Besuch Allensteins: Blick auf das Rathaus� Foto: G. Birth

OSTPREUSSENREISE

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben
Mit zwei Jahren Verspätung reiste die Gruppe Birth, Kreis Pr. Eylau, über Umwege durch Masuren ins Memelland
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Fröhliche Gesichter: Die Reisegruppe beim „Familienfoto“ in Heilsberg� Foto: U. Birth



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

D arin sind sich alle Seiten einig: 
Es war kein Unfall, die Nord-
Stream-Pipelines sind Ziel eines 
Anschlags geworden. Und einige 

Experten waren sich ebenso schnell sicher, 
dass es die Russen waren, welche die Löcher 
in die Leitungen gebombt haben.

Ex-BND-Chef August Hannig meint, dass 
wir die Wahrheit sehr bald erfahren werden.  
Die Ostsee sei das am besten überwachte Ge-
wässer der Welt. Nun wachen wir jeden Mor-
gen auf in der Erwartung, dass uns jemand 
den rauchenden Colt präsentiert. Bis dahin 
können wir nur spekulieren.

Sollte sich tatsächlich Russland als Urhe-
ber erweisen, dann haben wir Putin wahrlich 
maßlos überschätzt. Denn dämlicher ginge es 
kaum. Angeblich habe er damit eine „Macht-
demonstration“ oder „Drohgebärde“ ablie-
fern wollen. Na bravo: Die Leitungen gehören 
doch irgendwie auch Russland, oder? Sollte 
Russland die Dinger attackiert haben, um uns 
zu zeigen, wozu es imstande sei, wäre das so, 
als schösse ich mir ins eigene Knie, um Ihnen 
zu zeigen, dass ich schießen kann. So be-
scheuert muss man erst mal sein.

Strategisch hätte sich Moskau auch kei-
nen Gefallen getan, um es zurückhaltend aus-
zudrücken. Im Kreml hat man sehr genau 
registriert, dass die Deutschen mit ihrer 
Energiepolitik kurz davor stehen, gegen die 
Wand zu krachen. Ein flächendeckender 
Stromausfall im wichtigsten Land der EU wä-
re für Putin so etwas wie ein Sechser im Lot-
to. Nach, sagen wir mal, zwei Wochen kom-
plett ohne Strom bräche hier das Chaos aus, 
die Bundesrepublik als geordnetes Staatswe-
sen hörte in weiten Teilen praktisch auf zu 
existieren. So sehen es jedenfalls die düsteren 
Szenarien von Fachleuten, die hierzulande 
die Runde machen.

Nicht undenkbar, dass die Bundesregie-
rung in so einer Situation nach jedem Stroh-
halm greift, sei er auch noch so vergiftet. Den 
Halm könnte Moskau reichen, indem es 
schnellstmöglich wieder Gas durch die Ost-
see-Pipelines pumpt. Damit wäre das westli-
che Bündnis faktisch gespalten – welch ein 
Triumph für den Kreml. Der soll nun selbst 
dafür gesorgt haben, dass ihm diese einmali-
ge Chance aus der Hand geschlagen wurde? 
Wenn er das wirklich getan hat – wie gesagt: 
siehe oben. Blöder geht es nicht. Oder habe 
ich etwas übersehen?

Warten wir’s ab. Wenn Hannig recht hat, 
dauert es ja nicht mehr lange, bis wir Klarheit 
erhalten.

Selbst bei einer etwas längeren Wartezeit 
wird uns nicht langweilig werden, es gibt ge-
nug zu tun. Wobei die Unterhaltung nicht zu 
kurz kommen muss, nicht einmal in diesen 
riskanten Tagen. Das weiß auch der Bundes-
kanzler und erheitert uns mit seinem neu-
esten Hit – dem „Doppelwumms“. Solche 
Wörter kannten wir bislang aus der Comic-
Sprache. „Wumms“ macht es, wenn Obelix 
die Fäuste schwingt. Nach dem „Piks“ zur 
Corona-Abwehr nun also den „Wumms“ zur 
Rettung der deutschen Wirtschaft und der 
Haushalte vor ruinösen Energiekosten. In 
Kindersprache gepackt klingt das alles doch 
viel netter.

Kam trotzdem nicht überall gut an, der 
„Wumms“. Die Bundesländer sollen wohl ir-
gendwie mitbezahlen, waren aber gar nicht 
gefragt worden. Die EU-Partner zeigten sich 
ebenso überrascht vom deutschen Vorstoß. 
Von dort heißt es, gerade ärmere Staaten 
scheuten Alleingänge und wollten lieber eine 
„gemeinsame“ europäische Lösung. Mit an-
deren Worten: Die wollen Geld von uns.

Aber um wie viel Geld handelt es sich 
überhaupt? 150 bis 200 Milliarden Euro, hat 
Scholz gesagt. Nachdem die Länderchefs so 
sauer reagiert haben, hat Finanzminister 
Lindner gesagt, dass er eigentlich viel weni-
ger Geld ausgeben wolle als die von Scholz 
genannte Summe. Ach so.

Das hätten sie wissen können
Ach ja? Schließen sich „Wumms“ und „wenig“ 
nicht gegenseitig aus? Keine Ahnung. Bislang 
wissen wir ja noch gar nicht, wie der „Wumms“ 
konstruiert sein soll, wem er genau hilft und 
in welcher Höhe jeweils. Das Beste ist: Die 
Regierung weiß es auch nicht, erst bis Mitte 
Oktober will sie es herausgefunden haben. 
Mit anderen Worten: Da hat man bloß mal so 
eine Summe und ein Schlagwort rausgehau-
en, und dann schaut man mal. Riecht ganz 
schön nach der „Gasumlage“, finden Sie 
nicht? Wollen wir hoffen, dass das diesmal 
anders läuft.

Woraus wir diese Hoffnung schöpfen, 
wissen wir allerdings selbst nicht. Konzern-
chefs verzweifeln an Habecks Wirtschaftsmi-
nisterium und stecken das mittlerweile sogar 
den Medien – anonym, versteht sich. Interes-
sant: Bis vor ein paar Monaten tanzten deut-
sche Wirtschaftskapitäne noch jede grüne 

Pirouette voll aufgesetzter (oder sogar ehrli-
cher?) Begeisterung mit. Nun plötzlich lägen 
ihre „Nerven blank“ wegen der Figuren, die 
im Hause Habeck das Sagen haben, seit die 
Grünen den Hausherren stellen. „Wir ver-
handeln mit NGOs“, soll einer der Manager 
gespöttelt haben, schreibt die „Welt“. Was 
hatte er denn erwartet? 

Hier zeigt sich: Selbst für Millionen ver-
dienende Topmanager kann es sich auszahlen, 
wenn sie sich gelegentlich für Politik interes-
sieren. Hätten sie das schon früher getan, wä-
ren sie nicht im Mindesten überrascht von 
dem, was die Grünen ausmacht und wohin 
diese Partei unser Land treiben will.

Gerade erst hat Grünen-Chefin Ricarda 
Lang begeistert verkündet, dass der Kohle-
ausstieg von 2038 auf 2030 vorverlegt worden 
sei. Alternativen wird es bis dahin ganz sicher 
nicht geben. Der „Wumms“, wenn er denn 
klappt, wird nur eine teure Brücke ins Nichts 
sein, denn außer Träumen von grünem Was-
serstoff und Co. ist ja nichts da. Fracking 
bleibt verboten, ein klein wenig Kernkraft soll 
nur ein ganz kurzes Weilchen länger laufen 
als von der Merkel-Regierung einst festge-
zurrt, und die Kohle kann nun auch nicht 
schnell genug vom Netz – der Letzte muss 
noch nicht einmal das Licht löschen, es geht 
dann ganz von selber aus.

Nun aber nicht so negativ! Lasst doch erst 
mal den Realitätsschock wirken, danach kom-
men die schon zur Vernunft. Oder? Wie man 
in grünen Kreisen mit der Realität umgeht, 
illustriert ein Vorfall in Köln. 

Bei einer Demo von „Fridays for Future“ 
(FFF) hat ein dunkelhäutiger Mann versucht, 
zwei Demonstranten zu beklauen. FFF hat 
den Kerl der Polizei gemeldet, was man kurz 
darauf bitter bereute. Der Dunkelhäutige sei 
bei der Polizei „nicht sicher“, weshalb das 
Melden des Diebes „rassistisch“ gewesen sei, 
so FFF mit gesenktem Haupt.

Das erinnert an einen Vorfall vor Jahren in 
Berlin. Dort war eine „Flüchtlingshelferin“ 
von einem ihrer Schützlinge vergewaltigt 
worden. Als sie den Übergriff nach wochen-
langem Zögern zur Anzeige brachte, drehten 
sie ihre Gesinnungsgenossen verbal durch 
den Wolf: Rassismus!

Heilung durch Realitätsschock? Da friert 
eher die Sonne zu. Nein, sie werden weiter-
machen, immer weiter. Bis er am Ende wirk-
lich kommt, der große „Wumms“. Der wird 
aber ganz anders aussehen, als es Olaf Scholz 
versprochen hat.

Solche Wörter 
kannten wir 

bislang aus der 
Comic-Sprache. 

„Wumms“ 
macht es, wenn 

Obelix die 
Fäuste schwingt

DER WOCHENRÜCKBLICK

„Wumms“ oder wenig?
Warum wir Putin möglicherweise überschätzt haben, und wie die Grünen einfach immer weitermachen

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Hannes Hofbauer zeigt sich irritiert von der 
Art der Tätersuche hinsichtlich des mutmaß-
lichen Anschlags auf die Nord-Stream-Gas-
leitungen. Auf „rubikon.news“ (1. Oktober) 
schreibt er:

„Was Moskau dazu veranlassen sollte, sei-
ne eigene Pipeline, die ihm eine gewisse 
Verhandlungsmacht gegenüber der Euro-
päischen Union und insbesondere 
Deutschland beließ, zu sprengen, darüber 
kamen die seltsamsten Theorien zum 
Vorschein.“

Auch Urs Gehriger zweifelt daran, dass Russ-
land die Pipelines sabotiert hat und spekuliert 
in der Schweizer „Weltwoche“ (29. Septem-
ber) über einen anderen Verdächtigen:

„Wem nützt dieser Anschlag? Da fällt 
einem eigentlich nur ein Land ein: Die 
Ukraine. Sie steht bereits im Krieg ... Bis 
am Wochenende sah die Lage so aus: Soll-
te ein Frieden zustande kommen, besteht 
die Chance, dass die Pipeline wieder ge-
öffnet wird. Das ist jetzt nicht mehr mög-
lich ... Hinzu kommt, dass Russland die 
Infrastruktur der Ukraine angreift. Da ist 
die Schwelle für die Ukrainer nieder, Glei-
ches mit Gleichem zu vergelten.“

Der bekannte US-Ökonom Jeffrey Sachs 
äußert bei „Bloomberg“ (3. Oktober) sogar 
einen klaren Verdacht:

„Die Nord-Stream-Pipeline, denke ich, 
war eine Aktion der USA, vielleicht auch 
USA und Polen.“

Polens früherer Außenminister Radek Sikor-
ski hat unmittelbar nach dem Pipeline-Vor-
fall getwittert:

„Thank you, USA.“

Jacques Schuster sieht die Kontrahenten im 
Ukrainekrieg „gefangen in der Eskalations-
spirale“ und warnt in der „Welt“ (30. Sep-
tember):

„Man beschäftigt sich kaum noch mit der 
Diplomatie und hält militärische Antwor-
ten für ausreichend – vor allem weil Mos-
kau starrsinnig bleibt ... Man kann nur 
hoffen, dass beide Seiten sich auf die Re-
geln der Realpolitik und des Kalten Krie-
ges nach der Kuba-Krise besinnen. Haben 
sie diese vergessen, wird dieser Krieg 
kaum noch einzudämmen sein.“

Kolumnist Gunnar Schupelius vermutet in 
der „B.Z.“ (25. September), dass die jugend-
lichen „Klimakämpfer“ immer noch nicht be-
griffen haben, in welche Lage das Land und 
die Wirtschaft, und damit auch sie, gerade 
schlittern: 

„Frisch geföhnt, gut gekleidet, gut ernährt 
und gut gelaunt gehen sie auf die Straße. 
Sie leben gut, weil es in diesem Land noch 
genug Strom und Wärme gibt, die mit 
Kohle, Kernkraft und Gas erzeugt werden. 
Sie wissen gar nicht, wie eine Industrie-
nation allein mit Sonnen- und Windkraft 
funktionieren soll. Sie fordern es trotz-
dem. Sie merken gar nicht, dass es in die-
sem Herbst ans Eingemachte geht. Sie 
sind so gefährlich weltfremd.“

Am 19. Oktober beginnt die Frankfurter 
Buchmesse, die neuerdings für „Diversi-
tät“ steht. Da man nicht vorsichtig genug 
sein kann, gibt es vorab einen „Code of 
Conduct“ („Verhaltenskodex“). Hier 
heißt es: „Wir tolerieren keinerlei Belästi-
gungen, Übergriffigkeiten oder unange-
brachte Äußerungen gegenüber unseren 
Besucher*innen, Aussteller*innen, Part-
ner*innen oder Teammitgliedern.“ Beläs-
tigend etwa sei „jede Form von unange-
brachten, diskriminierenden verbalen 
Äußerungen in Bezug auf sexuelle Orien-
tierung, Geschlecht, Geschlechtsidentität, 
körperliche oder mentale Beeinträchti-
gungen, Alter, Aussehen, Ethnie, Nationa-
lität oder Religion.“ Wer belästigt werde 
oder Belästigungen anderer feststelle, sol-
le dies „unverzüglich“ melden – ansprech-
bar sei neben dem Sicherheitspersonal 
auch das „Awareness-Team“ (etwa: „Team 
für das richtige Bewusstsein“). Nicht nur 
die physische, auch die „psychische Un-
versehrtheit der Messe-Teilnehmenden“ 
habe für die Veranstalter „oberste Priori-
tät“.   � E.L.

„Man ist machtlos. Wir 
können nicht mehr.“
Andrea Schütze, Inhaberin der Bio-
Bäckerei Schütze, die nach 40 Jahren 
wegen der hohen Energiepreise 
schließen muss, zur „Braunschweiger 
Zeitung“ vom 22. September
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